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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften 
(Statistikbereinigungsgesetz) 

A. Zielsetzung  
Der vom Bundeskabinett eingesetzte Abteilungsleiterausschuß 
Statistik hat die bestehenden und geplanten  Statistiken der 
Bundesressorts auf ihre gegenwärtige und künftige Notwen-
digkeit als politische Entscheidungsgrundlage der Bundesregie-
rung  überprüft und Kürzungsvorschläge erarbeitet. Soweit die 
Realisierung dieser Vorschläge eine Änderung bestehender 
Rechtsvorschriften voraussetzt, soll dies durch ein Statistik-
bereinigungsgesetz ermöglicht werden. 
Der vorliegende Gesetzentwurf soll ebenso wie die noch vor-
zulegende Novelle des Gesetzes über die Statistik für Bun-
deszwecke zu einer Rationalisierung und Aktualisierung der 
amtlichen Statistik beitragen. 

B. Lösung 
Der Gesetzentwurf sieht die Änderung von 21 statistischen 
Gesetzen und 4 Rechtsverordnungen vor. Bei den vorgesehe-
nen Änderungen handelt es sich vor allem um die Streichung 
einzelner Statistiken sowie statistischer Erhebungsmerkmale 
und die Verringerung der Häufigkeit statistischer Befragungen 
sowie der Zahl der Befragten. Überdies werden auch solche 
Änderungen vorgenommen, die lediglich eine Anpassung an 
veränderte Verhältnisse darstellen. 

C. Alternativen 
 keine 

D. Kosten 
Die Einschränkung der einzelnen Bundesstatistiken wird bei 
den ausführenden Behörden in Bund und Ländern zu Kosten-
einsparungen führen, von einer Schätzung des Einsparungs-
betrags ist wegen des damit verbundenen erheblichen Verwal-
tungsaufwands abgesehen worden.  



Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (55) — 205 00 — Sta 28/79 

Bonn, den 26. Januar 1979 

Drucksache 8/2518 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften (Statistikbereinigungs-
gesetz) mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bittte, die Beschlußfasssung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 465. Sitzung am 10. November 1978 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der An-
lage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 

Schmidt 



Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/2518 

Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften 
(Statistikbereinigungsgesetz) 

Inhaltsübersicht 

Artikel 

Gesetz über die Statistik der Bevölkerungsbewegung und die Fortschrei- 

Seite 

bung des Bevölkerungsstandes 1 4 

Hochschulstatistikgesetz 2 4 

Agrarberichterstattungsgesetz 3 6 

Viehzählungsgesetz 4 6 

Gesetz über eine Statistik der Arbeitskräfte in der Land- und Forstwirtschaft 5 7 

Gesetz über die Statistik im Produzierenden Gewerbe 6 7 

Gesetz über die Durchführung laufender Statistiken im Handwerk sowie im 
Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe 7 8 

Außenhandelsstatistikgesetz 8 9 

Gesetz zur Durchführung einer Statistik über die Personenbeförderung im 
Straßenverkehr 9 9 

Gesetz über die Statistik des Schiffs- und Güterverkehrs auf den Binnen

-

wasserstraßen und die Fortschreibung des Schiffsbestandes der Binnenflotte 10 10 

Gesetz über Statistiken im Güterkraftverkehr und in der Binnenschiffahrt 11 11 

Gesetz über die Statistik der Seeschiffahrt 12 1 1 

Gesetz über die Luftfahrtstatistik 13 11 

Hypothekenbankgesetz 14 11 

Schiffsbankgesetz 15 11 

Gesetz über die Pfandbriefe und verwandten Schuldverschreibungen öffent-
lich-rechtlicher Kreditanstalten 16 11 

Gesetz über die Durchführung von Statistiken auf dem Gebiet der Sozial-
hilfe, der Kriegsopferfürsorge und der Jugendhilfe 17 12 

Gesetz über die Finanzstatistik 18 12 

Gesetz über die Steuerstatistiken 19 14 

Gesetz über die Lohnstatistik 20 14 

Gesetz über Umweltstatistiken 21 14 

Außenhandelsstatistik-Durchführungsverordnung 22 15 

Verordnung über eine Eisenbahnstatistik 23 15 
Essigsäureordnung 24 15 

Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Preisstatistik 25 16 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang  26 16 

Neufassung der betroffenen Gesetze und Rechtsverordnungen 27 16 
Berlin-Klausel 28 16 
Inkrafttreten 29 16 
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Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Gesetz über die Statistik der Bevölkerungsbewegung 
und die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes 

Das Gesetz über die Statistik der Bevölkerungs-
bewegung und die Fortschreibung des Bevölkerungs-
standes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 29-3, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, geändert durch Gesetz vom 6. Januar 1971 
(BGBl. I S. 9), wird wie folgt geändert:. 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird gestrichen. 

b) Die bisherigen Nummern 3, 4 und 5 werden 
Nummern 2, 3 und 4. 

2. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe c werden nach dem Wort 
„Erwerbstätigkeit" die Worte „der Mut-
ter" eingefügt. 

bb) . In Buchstabe d werden die Worte „und 
Anstaltsgeburt" gestrichen. 

b) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe c werden die Worte „Tag 
der Eheschließung und" gestrichen. 

bb) Buchstabe d wird gestrichen; der bishe-
rige Buchstabe e wird Buchstabe d. 

3. § 3 wird gestrichen. 

4. '§ 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Absatzbezeichnung 
„(1)", der Beistrich und die Worte „die Zähl-
karten für Todeserklärung (§ 3 Abs. 1) an 
das Statistische Bundesamt" gestrichen. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

Artikel 2 

Hochschulstatistikgesetz 

Das Hochschulstatistikgesetz vom 31. August 1971 
(BGBl. I S. 1473), geändert durch Artikel 287 Nr. 15 
des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 
2. März 1974 (BGBl. I S. 469) wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 3 und 5 werden gestrichen. 

b) Die bisherigen Nummern 4, 6, 7 und 8 wer-
den Nummern 3, 4, 5 und 6. 

2. § 3 erhält folgende Fassung:  

„§ 3 

Erhebungseinheiten 

Die Erhebungen umfassen nach Maßgabe der 
§§ 4 bis 10 

1. Studenten an den in § 2 Nr. 1 und 2 ge-
nannten Einrichtungen, 

2. wissenschaftliches und künstlerisches Perso-
nal, Lehrkräfte für besondere Aufgaben, 
Lehrbeauftragte, Tutoren und nichtstudenti-
sche wissenschaftliche Hilfskräfte an den in 
§ 2 Nr. 1 und 2 genannten Einrichtungen, 
auch soweit kein Anstellungsverhältnis zum 
Land oder zur Hochschule besteht, 

3. technisches, Verwaltungs- und sonstiges 
Personal an den in § 2 Nr. 1 und 2 genann-
ten Einrichtungen,  

4. Schüler in den Abschlußklassen an den in 
§ 2 Nr. 3 genannten Einrichtungen, 

5. exmatrikulierte und beurlaubte Studenten 
an den in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Ein

-

richtungen, 

6. Kandidaten, die sich zu Abschlußprüfungen 
oder Promotionen vor den staatlichen und 
kirchlichen Prüfungsämtern (§ 2 Nr. 4) sowie 
vor den in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Ein-
richtungen gemeldet haben, 

7. Prüfungen, die vor den staatlichen und kirch-
lichen Prüfungsämtern (§ 2 Nr. 4) sowie den 
in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Einrichtungen 
abgelegt wurden, 

8. Gebäude und Räume der in § 2 Nr. 1, 2 und 
6 genannten Einrichtungen, 

9. Wohnheimplätze in den in § 2 Nr. 5 ge-
nannten Studentenwohnheimen und deren 
Träger." 

3. In § 4 Nr. 2 werden das Wort „Berufsziel" und 
der anschließende Beistrich gestrichen. 

4. Die §§ 5, 6, 9 und 11 werden gestrichen. 

5. § 7 wird § 5; die Verweisung „§ 3 Nr. 4" wird 
durch die Verweisung „§ 3 Nr. 2" ersetzt. 

6. § 8 wird § 6 und erhält folgende Fassung: 

„§ 6 

Technisches, Verwaltungs- und 
sonstiges Personal 

Für den in § 3 Nr. 3 genannten Personenkreis  
werden zum Zwecke der Durchführung einer 
Bestandsstatistik folgende Tatbestände erho-
ben: 

1. Dienst- und Beschäftigungsverhältnis sowie 
organisatorische und fachliche Zugehörig-
keit; 

2. Art der Finanzierung der Stelle." 
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7. § 10 wird § 7; die Verweisung „§ 3 Nr. 7" wird 
durch die Verweisung „§ 3 Nr. 4" ersetzt. 

8. § 12 wird § 8 und erhält folgende Fassung: 

„§ 8 

Hochschulen 

Bei den in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Einrich-
tungen werden folgende Tatbestände erhoben: 

1. von den beurlaubten Studenten und Exma-
trikulierten: Angaben zur Person, Wohn-
sitze, Studiengang, Fachsemester sowie 
Grund der Exmatrikulation oder Beurlau-
bung, 

2. Gebäude und Räume sowie deren Größe, 
Ausstattung und Nutzung, 

3. Prüfungen nach Studiengängen und Prü-
fungserfolg, 

4. Promotionen und Habilitationen nach Fach-
richtungen, 

5. Ist-Ausgaben und -Einnahmen in haushalts-
mäßiger und fachlicher Gliederung." 

9. § 13 wird § 9 und wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Verweisung „ (§ 3 Nr. 
10) " durch die Verweisung „ (§ 3 Nr. 6) " er-
setzt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Bei den staatlichen und kirchlichen 
Prüfungsämtern (§ 2 Nr. 4) sowie den in § 2 
Nr. 1 und 2 genannten Einrichtungen werden 
die Prüfungen nach Studiengängen und Prü-
fungserfolg erfaßt." 

10. § 14 wird § 10; die Verweisung „§ 2 Nr. 8" 
wird durch die Verweisung „§ 2 Nr. 6" ersetzt; 
das Wort „Grundstücke" und der anschließende 
Beistrich werden gestrichen. 

11. § 15 wird § 11 und erhält folgende Fassung: 

„§ 11 

Berichtszeit 

(1) Die Erhebungen nach den §§ 4, 8 Nr. 1 
und 3 sowie § 9 werden in jedem Semester 
durchgeführt. 

(2) Die Erhebungen nach den §§ 6, 7 und 8 
Nr. 4 und 5 werden jährlich durchgeführt 

(3) Die Erhebungen nach § 3 Nr. 9 und § 10 
werden alle fünf Jahre und die Erhebungen nach 
den §§ 5 und 8 Nr. 2 alle sechs Jahre durchge-
führt; die Bestandsveränderungen werden jähr-
lich erhoben," 

12. § 16 wird § 12 und wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird die Verweisung 
„§§ 4 bis 14" durch die Verweisung 
„§§ 4 bis 10" ersetzt. 

bb) In Nummer 4 werden die Worte „sowie 
über wissenschaftliche Nebentätigkeiten 
und die Gegenstände der Forschung" 
gestrichen. 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„ (3) Die Bundesregierung wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates anzuordnen, daß die 
für Zwecke der Hochschulplanung erforder-
lichen Angaben über Studienbewerber, auf-
zunehmende Studenten sowie über Teilneh-
mer an Weiterbildungskursen der Hoch-
schulen, einschließlich Einrichtungen für 
Fernstudienlehrgänge und Weiterbildungs-
kurse, die einem Hochschulstudium vergleich-
bar sind, einmalig oder in einem bestimmten 
Turnus für einen begrenzten Zeitraum erho-
ben werden." 

13. § 17 wird § 13 und wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Auskunftspflichtig nach den §§ 10 
und 11 des Gesetzes über die Statistik für 
Bundeszwecke sind 

1. die Studenten nach § 3 Nr. 1 für die Er-
hebungen nach § 4, 

2. die in § 3 Nr. 2 genannten Personen für 
die Erhebungen nach § 5 Nr. 1 bis 3, 

3. die Schüler nach § 3 Nr. 4 und deren ge-
setzliche Vertreter für die Erhebungen 
nach § 7, 

4. die Prüfungskandidaten nach § 3 Nr. 6 
für die Erhebungen nach § 9 Abs. 1, 

5. die Leiter der Verwaltungen der in § 2 
Nr. 1, 2 und 6 genannten Einrichtungen 
für die Erhebungen nach § 5 Nr. 4, §§ 6, 8 
und 10, 

6. die Leiter der dort bezeichneten Einrich-
tungen für die Erhebungen nach § 9 
Abs. 2, 

7. die Eigentümer und Verwalter der in § 2 
Nr. 5 genannten Studentenwohnheime 
für die Erhebungen nach § 3 Nr. 9." 

b) In Absatz 3 erhalten die Sätze 1 und 2 fol-
gende Fassung: 

„Erhebungsstellen für die Erhebungen nach 
den §§ 4, 5, 7 und 9 Abs. 1 sind die in § 2 
Nr. 1 bis 4 genannten Einrichtungen, bei de-
nen der Auskunftspflichtige gemeldet oder 
tätig ist. Erhebungsstelle für die Erhebung 
nach § 3 Nr. 9 ist das Deutsche Studenten-
werk." 
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14. § 18 wird § 14. 

15. § 19 wird § 15 und wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „mit 
Ausnahme der in § 17 Abs. 3 Satz 2 ge-
nannten Erhebungsstellen" sowie die vor 
und nach diesen Worten stehenden Beistri-
che gestrichen. 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird die Verweisung 
„§§  4, 5, 6, 7, 10, 12 Nr. 1 und 2 sowie § 13 
Abs. 1" durch die Verweisung „§§ 4, 5, 7, 8 
Nr. 1 sowie § 9 Abs. 1" ersetzt. 

c) Folgender Absatz 5 wird eingefügt: 

„ (5) § 12 des Gesetzes über die Statistik 
für Bundeszwecke gilt auch für Personen, 
die bei Stellen beschäftigt sind, denen Ein-
zelangaben zugeleitet werden." 

16. Die §§ 20 bis 23 werden §§ 16 bis 19. 

Artikel 3 

Agrarberichterstattungsgesetz 

Das Agrarberichterstattungsgesetz vom 15. No-
vember 1974 (BGBl. I S. 3161), geändert durch Ar-
tikel 3 des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Ge-
setzes über Bodennutzungs- und Ernteerhebung vom 
11. August 1978 (BGBl. I S. 1369), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 

(1) Für das Grundprogramm (§ 2 Abs. 1 Nr. 1) 
werden die Angaben zur 

1. Haupterhebung über die Bodennutzung (Bo-
dennutzungshaupterhebung) nach § 4 und 
Kennzeichnung des Betriebes nach § 11 des 
Gesetzes über Bodennutzungs- und Ernteer-
hebung, 

2. Viehzählung im Dezember nach § 1 des Vieh-
zählungsgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. September 1973 (BGBl. I 
S. 1405), geändert durch Artikel 4 des Sta-
tistikbereinigungsgesetzes vom ... (BGBl. I 
S....), 

3. Arbeitskräfteerhebung in der Landwirtschaft 
nach den §§ 1 und 2 des Gesetzes über eine 
Statistik der Arbeitskräfte in der Land- und 
Forstwirtschaft vom 24. Juni 1964 (BGBl. I 
S. 409), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Statistikbereinigungsgesetzes vom ... (BGBl. 
I S....) 

übernommen. 

(2) Die Angaben nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 
werden in jedem zweiten Berichtsjahr, begin-

nend 1979, für alle Betriebe nach § 2 Abs. 3, 
in den übrigen Berichtsjahren, beginnend 1981, 
repräsentativ für 80 000 bis höchstens 100 000 
dieser Betriebe übernommen. Die Angaben nach 
Absatz 1 Nr. 3 werden in jedem Berichtsjahr, 
beginnend 1979, repräsentativ für 80 000 bis 
höchstens 100 000 landwirtschaftliche Betriebe 
nach § 2 Abs. 3 übernommen. 

(3) Die Angaben nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 
werden den jeweiligen Erhebungen des Berichts-
jahres entnommen." 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 werden die Worte „Grund-
stücksverkehr und -preise" gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Tatbestände des Absatzes 1 Nr. 1 
werden in jedem zweiten Berichtsjahr, be-
ginnend 1979, in allen Betrieben nach § 2 
Abs. 3, in den übrigen Berichtsjahren, be-
ginnend 1981, repräsentativ in 80 000 bis 
höchstens 100 000 dieser Betriebe erhoben. 
Die Tatbestände des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 
werden in jedem Berichtsjahr repräsentativ 
in 80 000 bis höchstens 100 000 dieser Betriebe 
erhoben." 

c) Absatz 3 wird gestrichen. 

d) Die Absätze 4, 5 und 6 werden Absätze 3, 
4 und 5. 

Artikel 4 

Viehzählungsgesetz 

Das Viehzählungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. September 1973 (BGBl. I 
S. 1405) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Am 3. Dezember eines jeden Jahres 
findet eine Viehzählung statt. Diese Zählung 
wird jedes zweite Jahr allgemein und in den 
Zwischenjahren, beginnend 1980, repräsen-
tativ durchgeführt. Am 3. der Monate April, 
Juni und August werden Viehzwischenzäh-
lungen vorgenommen. Fällt der Tag auf einen 
Samstag, einen Sonn- oder Feiertag, so wird 
die Zählung am voraufgehenden Werktag 
durchgeführt." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „allgemeine 
Viehzählung" durch die Worte „Vieh-
zählung im Dezember" und die Zahl 
„1973" durch die Zahl „1981" ersetzt so-
wie die Worte „Ziegen und" gestrichen. 
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bb) Die Sätze 2 und 3 erhalten folgende 
Fassung: 
„Bei den allgemeinen Viehzählungen im 
Dezember ist auch das Verhältnis der Be-
stände an Rindvieh, Schweinen und Ge-
flügel zur landwirtschaftlich genutzten 
Fläche zu erfassen. Diese Ergebnisse über 
die Viehbestände und ihre Halter wer-
den jedes zweite Jahr, beginnend 1981, 
nach Betriebs- und Bestandsgrößenklas-
sen aufbereitet." 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
„(3) Bei Schweinen werden die Bestände mit 

mindestens einem Zuchtschwein oder minde-
stens drei anderen Schweinen, bei Geflügel 
die Bestände mit mindestens zwanzig Stück 
einer Geflügelart, bei Pferden die Bestände 
mit mindestens zwei Pferden, bei Schafen die 
Bestände mit mindestens drei Schafen er-
faßt. Diese Einschränkung gilt nicht für Hal-
ter mit einer landwirtschaftlich genutzten 
Fläche von mindestens 1 ha sowie für Hal-
ter mit einer landwirtschaftlich genutzten 
Fläche unter 1 ha, deren natürliche Erzeu-
gungseinheiten mindestens dem durchschnitt-
lichen Wert einer jährlichen landwirtschaft-
lichen Markterzeugung von 1 ha landwirt-
schaftlich genutzter Fläche entsprechen. Ab 
1981 werden in jedem vierten Jahr im De-
zember die Bestände aller Schweine- und 
Legehennenhalter erfaßt." 

d) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
„ (5) In den Ländern Berlin, Bremen und 

Hamburg entfallen die repräsentativen Vieh-
zählungen im Dezember und die Zwischen-
zählungen." 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „Alle zwei Jah-
re" durch die Worte „Alle vier Jahre, be-
ginnend im April 1981," ersetzt. 

b) In Satz 3 werden die Worte „und beginnen 
im Dezember 1974" gestrichen. 

c) Es wird folgender Satz 4 angefügt: 
„Der Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates die Nachprüfung auszusetzen, wenn 
die Ergebnisse nicht mehr benötigt werden." 

3. Dem § 11 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Ge-
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes." 

Artikel 5 

Gesetz über eine Statistik der Arbeitskräfte in 
der Land- und Forstwirtschaft 

Das Gesetz über eine Statistik der Arbeitskräfte 
in der Land- und Forstwirtschaft vom 24. Juni 1964  

(BGBl. I S. 409), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
Bodennutzungs- und Ernteerhebung vom 11. August 
1978 (BGBl. I S. 1369), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

„§ 1 

(1) Über die Arbeitskräfte in der Land- und 
Forstwirtschaft werden im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes Erhebungen als Bundesstatistik 
durchgeführt. 

(2) Die Erhebungen finden in der Landwirt-
schaft jährlich, beginnend 1979, statt. In den 
Ländern Berlin, Bremen und Hamburg findet 
nur in jedem zweiten Erhebungsjahr eine Er-
hebung statt. 

(3) In der Forstwirtschaft finden Erhebungen 
in jedem dritten Wirtschaftsjahr statt; sie begin-
nen mit dem Wirtschaftsjahr 1979/80. Das Wirt-
schaftsjahr im Sinne dieses Gesetzes läuft in der 
Forstwirtschaft von Oktober bis September (Forst-
wirtschaftsjahr). Die Landesregierungen werden 
ermächtigt, durch Rechtsverordnungen Beginn 
und Ende des Forstwirtschaftsjahres aus forst-
wirtschaftlichen Gründen abweichend festzule-
gen." 

2. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „in den Erhe-
bungsjahren halbjährlich" gestrichen. 

b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Sie erfassen bei 80 000 bis höchstens 
100 000 Betrieben jeweils für die Zeitspanne 
von vier aufeinanderfolgenden Berichtswo-
chen, die ganz oder teilweise auf den April 
entfallen, Angaben über 

1. Kennzeichnung des Betriebs, 

2. Betriebsinhaber, seinen Ehegatten sowie 
auf dem Betrieb lebende Familienange-
hörige und ihre Beschäftigung, 

3. familienfremde Arbeitskräfte, ihre Stel-
lung im Betrieb und ihre Beschäftigung." 

Artikel 6 

Gesetz über die Statistik 
im Produzierenden Gewerbe 

Das Gesetz über die Statistik im Produzierenden 
Gewerbe vom 6. November 1975 (BGBl. I S. 2779) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe B wird gestrichen. 

b) Der bisherige Buchstabe C wird Buchstabe B. 
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2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe C erhält folgende Fassung: 

„C. alle vier Jahre, beginnend 1983 für 1982, 
bei höchstens 20 000 Unternehmen des 
Bergbaus und des Verarbeitenden Ge-
werbes den Material- und Wareneingang 
nach Arten;". 

b) Folgender Buchstabe D wird angefügt: 

„D. im Jahr 1980 für 1979 sowie — begin-
nend in einem der Jahre 1984 bis 1986 — 
alle neun bis elf Jahre, jeweils für das 
vorausgehende Jahr, bei höchstens 65 000 
Unternehmen des Bergbaus und des Ver-
arbeitenden Gewerbes, die nicht nach 
Buchstabe B Ziff. II erfaßt werden, 

1. die tätigen Personen, 

2. die Lohn- und Gehaltssummen, 

3. den Umsatz, 

4. die Investitionen, 

5. die Aufwendungen -  für gemietete und 
gepachtete Anlagegüter, 

6. die Material- und Warenbestände ein-
schließlich fertiger und unfertiger Er-
zeugnisse am Anfang und Ende des 
Jahres, 

7. den Verkaufserlös aus dem Abgang 
von Anlagegütern, 

8. den Material- und Wareneingang, 

9. die vergebenen Lohnarbeiten." 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe B erhält folgende Fassung: 

„B. alle vier Jahre, beginnend 1983 für 1982, 
bei höchstens 10 000 Unternehmen des 
Baugewerbes den. Material- und Waren-
eingang nach Arten;". 

b) Folgender Buchstabe C wird angefügt: 

„C. im Jahr 1980 für 1979 sowie — begin-
nend in einem der Jahre 1984 bis 1986 — 
alle neun bis elf Jahre, jeweils für das 
vorausgehende Jahr, bei höchstens 45 000 
Unternehmen des Baugewerbes, die nicht 
nach Buchstabe A Ziff. II erfaßt werden, 

1. die tätigen Personen, 

2. die Lohn- und Gehaltssummen, 

3. den Umsatz, bei Unternehmen des 
Bauhauptgewerbes auch die Jahres-
bauleistung, 

4. die Investitionen, 

5. die Aufwendungen für gemietete und 
gepachtete Anlagegüter, 

6. die Material- und Warenbestände 
einschließlich fertiger und unfertiger 
Erzeugnisse am Anfang und Ende 
des Jahres, 

7. den Verkaufserlös aus dem Abgang 
von Anlagegütern, 

8. den Material- und Wareneingang, 

9. die vergebenen Lohnarbeiten, 

10. die Forderungen aus Lieferungen und 
Leistungen am Anfang und Ende des 
Jahres." 

4. § 6 Buchstabe C erhält folgende Fassung: 

„C. im Jahr 1980 für 1979 sowie — beginnend 
in einem der Jahre 1984 bis 1986 — alle 
neun bis elf Jahre, jeweils für das voraus-
gehende Jahr, bei den Unternehmen der 
Elektrizitäts-, Gas- und Fernwärmeversor-
gung und bei höchstens 2 000 Unternehmen 
der Wasserversorgung, soweit die Erhebung 
nicht nach Buchstabe B Ziff. II erfolgt, 

1. den Material- und Wareneingang, 

2. den Materialverbrauch und den Waren-
einsatz für die fachlichen Unternehmens-
teile." 

5. § 8 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. für die nach § 3 Buchstabe D, § 5 Buch-
stabe C und § 6 Buchstabe C ab 1984 durch-
zuführenden Erhebungen die jeweiligen Er-
hebungsjahre zu bestimmen oder, sofern die 
Ergebnisse nicht mehr benötigt werden, die 
Erhebungen auszusetzen." 

6. § 10 Abs. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„ (5) Eine Weiterleitung der nach § 3 Buch-
stabe B Ziff. II und III, Buchstabe C, § 5 Buch-
stabe A Ziff. II und III, Buchstabe B, Buchstabe C 
Nr. 10 und § 6 Buchstabe B Ziff. II erhobenen 
Einzelangaben ist ausgeschlossen; insoweit fin-
den die Absätze 1 bis 4 keine Anwendung." 

7. In § 11 Abs. 1 wird Satz 1 wie folgt gefaßt: 

„Die Angaben zu § 3 Buchstabe A Ziff. II, Buch-
stabe B Ziff. II und III, Buchstabe C, zu § 5 
Buchstabe A Ziff. II und III sowie Buchstabe B 
werden vom Statistischen Bundesamt erhoben 
und aufbereitet." 

Artikel 7 

Gesetz über die Durchführung laufender Statistiken 
im Handwerk sowie im Gaststätten- und 

Beherbergungsgewerbe 

§ 2 des Gesetzes über die Durchführung laufen-
der Statistiken im Handwerk sowie im Gaststätten- 
und Beherbergungsgewerbe in der im Bundesgesetz- 
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blatt Teil III, Gliederungsnummer 708-5, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
§ 11 des Handelsstatistikgesetzes vom   
(BGBl. I S. . . .) wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Die Statistik erfaßt vierteljährlich den 
Umsatz sowie die Zahl der Beschäftigten." 

2. Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf die 
Betriebe, bei denen der Umsatz und die tätigen 
Personen auf Grund des Gesetzes über die Sta-
tistik im Produzierenden Gewerbe vom 6. No-
vember 1975 (BGBl. I S. 2779) erfaßt werden." 

Artikel 8 

Außenhandelsstatistikgesetz 

Das Gesetz über die Statistik des grenzüberschrei-
tenden Warenverkehrs in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 7402-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift wird das Wort „Außenhandels-
statistik" in der Klammer durch die Kurzbe-
zeichnung „AuBenhandelsstatistikgesetz" ersetzt. 

 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „der Zollge-
wahrsams- und der Zollvormerkverkehr" 
durch die Worte „die Zollgutlagerung und die 
Veredelung einschließlich des Übergangs von 
Waren aus einem besonderen Zollverkehr in 
einen anderen oder in den freien Verkehr" 
ersetzt. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Waren im Sinne dieses Gesetzes sind 
alle beweglichen Sachen und elektrischer 
Strom." 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Benennung der Ware; Menge; Wert; 
Wertstellung; für den Warenverkehr 
maßgebende Währung; Herstellungs- 
oder Verbrauchsland, Versendungsland, 
Einkaufs- oder Käuferland; Zielort oder 
Herstellungsort im Erhebungsgebiet; Ver-
packungsart und -merkmale oder das Be-
förderungsmittel; Anzahl und Merkzei-
chen der Güter;" 

b) In Nummer 3 erhalten die Buchstaben a und b 
folgende Fassung: 

 
„a) Bei Einfuhr aus offenen Zollagern sowie 

bei Einfuhr im vereinfachten Zollverfah-
ren (Sammelzollanmeldung oder Zollbe-
handlung ohne Abfertigung) : Zollsatz, 
Grund der Zollbefreiung oder -ermäßigug; 

b) bei Schiffsbedarf: Bestimmung der gelie-
ferten Waren für deutsche oder für frem-
de Fahrzeuge;". 

Artikel 9 

Gesetz zur Durchführung einer Statistik über die 
Personenbeförderung im Straßenverkehr 

Das Gesetz zur Durchführung einer Statistik über 
die Personenbeförderung im Straßenverkehr vom 
28. Dezember 1968 (BGBl. I S. 1472) wird wie folgt 
geändert: 

1. Dem § 1 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Nicht erfaßt wird ferner der Linienverkehr nach 
§ 43 Nr. 1 des Personenbeförderungsgesetzes, den 
ein Unternehmen zur Beförderung seiner Arbeit-
nehmer mit eigenen Kraftfahrzeugen und für die 
beförderten Personen unentgeltlich durchführt." 

2. In § 2 werden die Absatzbezeichnung „(1)" und 
der Absatz 2 gestrichen. 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

r, (1) Die Verkehrsstatistik erfaßt bei Un-
ternehmen, die im Vorjahr in ihrem berichts-
pflichtigen Linienverkehr an Beförderungs-
entgelten drei Millionen DM oder mehr ver-
einnahmt haben, monatlich, bei anderen Unter-
nehmen vierteljährlich: 

1. Im Verkehr mit Straßenbahnen und Obus-
sen sowie im Linienverkehr mit Kraftfahr-
zeugen nach § 42 des Personenbeförde

-

rungsgesetzes 

a) Anzahl der beförderten Personen nach 
der Art der Fahrausweise; im Fall der 
unentgeltlichen Beförderung die Anzahl 
der beförderten Personen, 

b) Personen-Kilometer, 

c) Höhe der Einnahmen nach der Art der 
Fahrausweise, 

d) Wagen-Kilometer getrennt nach Be-
triebszweigen, bei Kraftfahrzeugen ge-
trennt nach verfügbaren eigenen und 
angemieteten Fahrzeugen. 

2. Im Linienverkehr nach § 43 des Personen-
beförderungsgesetzes getrennt nach Ver-
kehrsformen 

a) Anzahl der beförderten Personen, 
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b) Personen-Kilometer, 

c) Höhe der Einnahmen, 

c) Wagen-Kilometer. 

3. Im Verkehr nach § 1 Nr. 4 Buchstabe d 
der Freistellungs-Verordnung 

a) Anzahl der beförderten Personen, 

b) Personen-Kilometer, 

c) Wagen-Kilometer." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Verkehrsstatistik erfaßt im Gele-
genheitsverkehr nach § 46 des Personenbe-
förderungsgesetzes vierteljährlich  getrennt 
nach Verkehrsformen 

1. Anzahl der beförderten Personen, 

2. Personen-Kilometer, 

3. Höhe der Einnahmen, 

4. Wagen-Kilometer." 

 Artikel 10 

Gesetz über die Statistik des Schiffs- und Güter

-

verkehrs auf den Binnenwasserstraßen und die Fort

-

schreibung des Schiffsbestandes der Binnenflotte 

Das Gesetz über die Statistik des Schiffs- und 
Güterverkehrs auf den Binnenwasserstraßen und 
die Fortschreibung des Schiffsbestandes der Binnen-
flotte in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 95 00-5, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift werden die Worte „des Schiffs- 
und Güterverkehrs auf den Binnenwasserstraßen 
und die Fortschreibung des Schiffsbestandes der 
Binnenflotte" durch die Worte „Der Binnenschiff-
fahrt" ersetzt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 wird nach den Worten 
„von ihnen umgeschlagenen Güter" der 
Beistrich durch einen Punkt ersetzt. 

bb) Nummer 4 wird gestrichen. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und 
wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „nach den Absätzen 1 und 2" 
werden durch die Worte „nach Absatz 1" 
ersetzt. 

bb) In Nummer 4 werden die Worte „und 
Flößen" gestrichen. 

3. In § 3 wird die Absatzbezeichnung „(1)" und der 
Absatz 2 gestrichen. 

4. In § 4 werden die Worte „Schiffs- oder Floß

-

führer" durch das Wort „Schiffsführer" ersetzt. 

5. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 Buchstabe b wird der Strich-
punkt durch einen Punkt ersetzt. 

b) Nummer 4 wird gestrichen. 

6. Nach § 10 wird folgender Abschnitt III eingefügt: 

„Abschnitt III 

Unternehmen der Binnenschiffahrt  

§ 11 

(1) Über die Unternehmen der Binnenschiff-
fahrt wird eine Bundesstatistik geführt. 

(2) Die Statistik erfaßt jährlich die in der Bin-
nenschiffahrt tätigen Unternehmen. 

(3) Es werden erhoben 

1. die Tätigkeit des Unternehmens, 

2. Anzahl, Art und Kapazität der verfügbaren 
Binnenschiffe, 

3. Anzahl und Art der in der Binnenschiffahrt 
beschäftigten Personen, bei überwiegend in 
der Binnenschiffahrt tätigen Unternehmen 
auch die Anzahl der Beschäftigten des ge-
samten Unternehmens, 

4. bei den in der Verkehrswirtschaft tätigen Un-
ternehmen die Umsätze in der Binnenschiff-
fahrt, bei überwiegend in der Binnenschiff-
fahrt tätigen Unternehmen auch der Umsatz 
des gesamten Unternehmens. 

§ 12 

Auskunftspflichtig sind die Inhaber und Lei-
ter der Unternehmen. 

§ 13 

Die Weiterleitung der nach § 11 Abs. 3 erho-
benen Einzelangaben an die für den Verkehr 
zuständigen obersten Bundes- und Landesbehör-
den nach § 12 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwecke ist zulässig. 

§ 14 

Die Statistik über die Unternehmen der Bin-
nenschiffahrt wird vom Statistischen Bundesamt 
erhoben und aufbereitet." 
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7. der bisherige Abschnitt III wird Abschnitt IV; 
§ 12 wird aufgehoben. Die bisherigen §§ 11 und 
13 werden §§ 15 und 16. 

Artikel 11 

Gesetz über die Statistiken im Güterkraftverkehr 
und in der Binnenschiffahrt 

Das Gesetz über Statistiken im Güterkraftverkehr 
und in der Binnenschiffahrt vom 10. Juli 1969 
(BGBl. I S. 757) wird aufgehoben. 

Artikel 12 

Gesetz über die Statistik der Seeschiffahrt 

Das Gesetz über die Statistik der Seeschiffahrt 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 9510-4, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, wird wie folgt geändert: 

1. § 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird Buchstabe c .gestrichen; 
der bisherige Buchstabe d wird Buchstabe c. 

b) In Nummer 3 Buchstabe a werden die Worte 
„Personen und" gestrichen. 

2. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Nummer 3 gestrichen; 
die bisherige Nummer 4 wird Nummer 3. 

b) In Absatz 3 Nr. 2 werden der Buchstabe a 
und die Buchstabenbezeichnung „b)" gestri-
chen. 

3. In § 12 Nr. 1 werden die Worte „die Fahrgast-
liste und" gestrichen. 

Artikel 13 

Gesetz über die Luftfahrtstatistik 

Das Gesetz über die Luftfahrtstatistik vom 30. Ok-
tober 1967 (BGBl. I S. 1053) wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c) Bruttogewicht der ein- und ausgeladenen 
sowie der durchgehenden Fracht- und 
und Postgüter, im inländischen Fracht-
verkehr auch nach Herkunfts- und Ziel-
flugplätzen;". 

b) Buchstabe e erhält folgende Fassung: 

„e) Art der versandten und empfangenen 
Frachtgüter sowie ihre Herkunfts- und 
Zielflugplätze im grenzüberschreitenden 
Verkehr;". 

2. § 7 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. die Angaben nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 monat-
lich und nach § 5 Abs. 2 jährlich der für die 
Aufsicht über den Flugplatz zuständigen Be-
hörde." 

Artikel 14 

Hypothekenbankgesetz 
 

Das Hypothekenbankgesetz in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7628-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. März 
1974 (BGBl. I S. 671), wird wie folgt geändert: 

In § 23 Abs. 1 werden die Worte „den Gesamtbe-
trag der Hypothekenpfandbriefe" durch die Worte 
„den nach Zinstypen aufgegliederten Gesamtbetrag 
der Hypothekenpfandbriefe" ersetzt. 

Artikel 15 

Schiffsbankgesetz 

Das Schiffsbankgesetz in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 7628-2, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. März 1974 
(BGBl. I S. 671), wird wie folgt geändert: 

In § 21 Abs. 1 werden die Worte „den Gesamtbe-
trag der Schiffspfandbriefe" durch die Worte „den 
nach Zinstypen aufgegliederten Gesamtbetrag der 
Schiffspfandbriefe" ersetzt. 

Artikel 16 

Gesetz über die Pfandbriefe und verwandten Schuld

-

verschreibungen öffentlich-rechtlicher 
Kreditanstalten 

Das Gesetz über die Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverschreibungen öffentlich-rechtlicher Kredit-
anstalten in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 4135-1, veröffentlichten bereinig-
ten Fassung, geändert durch Gesetz vom 11. März 
1974 (BGBl. I S. 669), wird wie folgt geändert: 

In § 7 Abs. 1 werden die Worte „den Gesamtbetrag 
der Pfandbriefe" durch die Worte „den nach Zins-
typen aufgegliederten Gesamtbetrag der Pfandbrie-
fe" ersetzt. 
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Artikel 17 

Gesetz über die Durchführung von Statistiken auf 
dem Gebiet der Sozialhilfe, der Kriegsopferfürsorge 

und der Jugendhilfe 

Das Gesetz über die Durchführung von Statisti-
ken auf dem Gebiet der Sozialhilfe, der Kriegs-
opferfürsorge und der Jugendhilfe, in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 2170-3, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 werden die Worte „wird je eine 
Jahresstatistik als Bundesstatistik" durch die 
Worte „werden statistische Erhebungen als Bun-
desstatistik" ersetzt. 

2. § 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 2 

In der Statistik der Sozialhilfe werden im Be-
richtsjahr bei der Hilfe in und außerhalb von 
Anstalten, Heimen oder gleichartigen Einrichtun-
gen erfragt 

1. jährlich die Aufwendungen und bis 1980 die 
Zahl der Empfänger der Hilfe, jeweils aufge-
gliedert nach Empfängergruppen und Hilfe-
arten, ab 1981 die Zahl der Empfänger der 
Hilfe, jährlich abwechselnd repräsentativ mit 
einem Auswahlsatz von 20 v. H. oder total, 
jeweils aufgegliedert nach Empfängergruppen 
und Hilfearten, 

2. jährlich die Einnahmen, aufgegliedert nach 
Einnahmearten." 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Das Wort „Jahresstatistik" wird ersetzt durch 
das Wort „Statistik". 

b) Nach den Worten „Kriegsopferfürsorge wer-
den" wird das Wort „jährlich" eingefügt. 

c) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die Einnahmen im Berichtsjahr, aufge-
gliedert nach Einnahmearten." 

4. § 4 erhält folgende Fassung: 

„§ 4 

In der Statistik der Jugendhilfe werden er-
fragt 

1. bei erzieherischen Einzelhilfen jährlich 

a) außerhalb von Heimen oder sonstigen 
Einrichtungen die Zahl der Empfänger der 
Hilfe und die Aufwendungen im Berichts-
jahr aufgegliedert nach Empfängergrup-
pen und Hilfearten, 

b) in Heimen oder sonstigen Einrichtungen 
die Zahl der Empfänger der Hilfe und die 
Aufwendungen im Berichtsjahr, aufgeglie-
dert nach Empfängergruppen, Hilfearten, 
Einrichtungsarten und Trägergruppen; 

2. bei Gruppen- und Pauschalhilfen jährlich 
die Aufwendungen im Berichtsjahr, aufgeglie-
dert nach Hilfearten und Trägergruppen, 

3. bei Hilfen in Nummern 1 und 2 jährlich die 
Einnahmen im Berichtsjahr, aufgegliedert 
nach Einnahmearten; 	. 

4. jährlich, ab 1980 alle zwei Jahre, der Bestand 
an Heimen und sonstigen baulichen Einrich-
tungen im Berichtsjahr, aufgegliedert nach 
Einrichtungsarten, Trägergruppen und verfüg-
baren Plätzen; 

5. alle zwei Jahre, beginnend 1980, die von den 
Trägern der öffentlichen und der freien Ju

-

gendhilfe gewährten Hilfen im Bereich der 
Jugendarbeit einschl. der internationalen Ju-
gendarbeit, aufgegliedert nach Empfänger-
gruppen und Hilfearten, sowie die entspre-
chenden Aufwendungen; 

6. jährlich, beginnend 1980, die in der Jugend-
hilfe tätigen Personen nach Alter, Geschlecht 
und Berufsausbildungsabschluß sowie jedes 
zweite Jahr, beginnend 1981, zusätzlich nach 
Stellung im Beruf, Art der Beschäftigung und 
Arbeitsbereich sowie nach Art des Trägers 
und Art der Einrichtung." 

5. In § 5 Abs. 1 Nr. 3 werden nach dem Wort „Ju-
gendwohlfahrtsbehörden" die Worte „sowie die 
Träger der freien Jugendhilfe und die privat-
gewerblichen Träger" angefügt. 

Artikel 18 

Gesetz über die Finanzstatistik 

Das Gesetz über die Finanzstatistik in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
600-3, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 12. Juli 1973 (BGBl. I 
S. 773), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. der sonstigen juristischen Personen des 
öffentlichen oder privaten Rechts, die auf 
Dauer überwiegend aus Zuwendungen 
von anderen in diesem Absatz bezeichne

-

ten juristischen Personen oder den Euro-
päischen Gemeinschaften finanziert wer-
den, sofern die Zuwendungen den Betrag 
von fünfzigtausend Deutsche Mark jähr-
lich übersteigen,". 
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b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. das Personal der in Absatz 1 Nr. 1 
bis 6 bezeichneten juristischen Perso-
nen mit Ausnahme der Betriebskran-
kenkassen privater Unternehmen, 
der in Absatz 1 Nr. 7 bezeichneten 
Einrichtungen und Unternehmen und 
die Empfänger von Versorgungsbe-
zügen nach beamtenrechtlichen Vor-
schriften der in Absatz 1 Nr. 1 bis 5 
bezeichneten juristischen Personen 
mit Ausnahme der Betriebskranken-
kassen privater Unternehmen;". 

bb) In Nummer 7 wird der Punkt nach dem 
Wort „Unternehmen" gestrichen und wer-
den die Worte „mit Ausnahme der Unter-
nehmen mit einer Bilanzsumme unter 
fünf Millionen Deutsche Mark, bei Was-
serwerken unter zwei Millionen Deutsche 
Mark;" angefügt. 

 
2. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. vierteljährlich die Ist-Ausgaben und Ist-
Einnahmen des Bundes, der Länder sowie 
der Gemeinden und Gemeindeverbände 
auf der Grundlage der Gruppierung nach 
Ausgabe- und Einnahmearten;". 

b) Nummer 3 wird gestrichen; die bisherigen 
Nummern 4, 5 und 6 werden Nummern 3, 4 
und 5 und Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. jährlich für den fünfjährigen Planungs-
zeitraum die Ausgaben und Einnahmen 
nach den Finanzplanungen der in § 2 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 bezeichneten juristi-
schen Personen auf der Grundlage der 
Gruppierung nach Ausgabe- und Ein-
nahmearten und für das zweite Planungs-
jahr in der Gliederung nach Aufgaben-
gebieten." 

3. Nach § 3 a wird folgender § 3 b eingefügt: 

„§ 3 b 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates 

1. die in § 2 Abs. 1 Nr. 6 genannte Erfassungs-
grenze anzuheben, wenn dies für die Gewin-
nung zuverlässiger Ergebnisse ausreicht, 

2. bei den Statistiken über Ausgaben und Ein-
nahmen (§ 2 Abs. 2 Nr. 1) von der Erfassung 
der Haushaltsansätze (§ 3 Abs. 1 Nr. 4) abzu-
sehen, wenn die Erfassung der Ausgaben und 

Einnahmen nach den Finanzplanungen (§ 3 
Abs. 1 Nr. 5) zu ausreichenden Ergebnissen 
führt." 

4. In § 4 wird Nummer 5 gestrichen und der Strich

-

punkt in Nummer 4 durch einen Punkt ersetzt. 

5. § 6 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. den Stand der Schulden des Bundes, der Län-
der, der Gemeinden und Gemeindeverbände 
am Ende eines jeden Vierteljahres." 

6. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. den Personalstand der in § 2 Abs. 1 
Nr. 1 bis 6 bezeichneten juristischen 
Personen mit Ausnahme der Betriebs-
krankenkassen privater Unterneh-
men, der in § 2 Abs. 1 Nr. 7 be-
zeichneten Einrichtungen und Unter-
nehmen nach dem Stand vom 30. Juni 

a) in jedem Jahr gegliedert nach den 
Dienstverhältnissen; 

b) in jedem dritten Jahr zusätzlich 
gegliedert nach Aufgabenberei-
chen, Geschlecht, Laufbahngrup-
pen, Einstufungen und nach Grup-
pen von Berufen; 

c) in jedem neunten Jahr zusätzlich 
gegliedert nach Altersgruppen;". 

bb) In Nummer 2 erhält der 1. Halbsatz fol-
gende Fassung: 

„2. die Empfänger von Versorgungsbe-
zügen nach beamtenrechtlichen Vor-
schriften der in § 2 Nr. 1 bis 5 be-
zeichneten juristischen Personen mit 
Ausnahme der Betriebskrankenkas-
sen privater Unternehmen nach dem 
Stand vom 1. Februar". 

cc) In Nummer 3 wird das Wort „dritten" 
durch das Wort „sechsten" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „Körperschaften und sonsti-
gen" werden gestrichen. 

bb) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Abweichend von Absatz 1 Nr. 1 Buch-
stabe b wird der Personalstand bei den 
in § 2 Abs. 1 Nr. 7 genannten wirtschaft-
lichen Unternehmen, die in rechtlich 
selbständiger Form geführt werden, nach 
Aufgabenbereichen, Geschlecht und Lauf-
bahngruppen gegliedert." 
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Artikel 19 

Gesetz über Steuerstatistiken 

Das Gesetz über Steuerstatistiken vom 6. Dezem-
ber 1966 (BGBl. I S. 665), zuletzt geändert durch 
Artikel 160 des Einführungsgesetzes zum Strafge-
setzbuch vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 wird die Nummer 7 gestrichen; die 
bisherige Nummer 8 wird Nummer 7. 

2. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird die Verweisung „ (§ 1 
Nr. 1)" durch die Verweisung „(§ 1 Abs. 1 
Nr. 1) " ersetzt. 

b) In Nummer 2 wird die Verweisung „ (§ 1 
Nr. 2 bis 4) " durch die Verweisung „ (§ 1 
Abs. 1 Nr. 2 bis 4) " ersetzt. 

c) In Nummer 3 wird die Verweisung „ (§ 1 
Nr. 5) " durch die Verweisung „ (§ 1 Abs. 1 
Nr. 5) " ersetzt. 

d) In Nummer 4 wird die Verweisung „(§ 1 
Nr. 6)" durch die Verweisung „(§ 1 Abs. 1 
Nr. 6)" ersetzt. 

e) Nummer 5 wird gestrichen. 

f) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 5 und 
erhält folgende Fassung: 

„5. die Erbschaftsteuerstatistik (§ 1 Abs. 1 
Nr. 7) für das Jahr 1978 zugleich für die 
vorhergehenden fünf Jahre". 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird die Verweisung „ (§ 1 
Nr. 1) " durch die Verweisung „ (§ 1 Abs. 1 
Nr. 1) " ersetzt. 

b) In Nummer 2 wird die Verweisung „(§ 1 
Nr. 2) " durch die Verweisung „ (§ 1 Abs. 1 
Nr. 2)" ersetzt. 

c) In Nummer 3 wird die Verweisung „ (§ 1 
Nr. 3 und 4)" durch die Verweisung „(§ 1 
Abs. 1 Nr. 3 und 4)" ersetzt. 

d) In Nummer 4 wird die Verweisung „(§ 1 
Nr. 5) " durch die Verweisung „ (§ 1 Abs. 1 
Nr. 5)" ersetzt. 

e) In Nummer 5 wird die Verweisung „(§ 1 
Nr. 6) " durch die Verweisung „ (§ 1 Abs. 1 
Nr. 6) " ersetzt. 

f) Die Nummern 6 und 7 werden gestrichen. 

g) Die bisherige Nummer 8 wird Nummer 6; die 
Verweisung „ (§ 1 Nr. 8) " wird durch die Ver-
weisung „(§ 1 Abs. 1 Nr. 7)" ersetzt. 

4. In § 4 werden die Worte „Industrie und Hand-
werk sind besonders zu kennzeichnen" gestri-
chen und der vor diesen Worten stehende Strich-
punkt durch einen Punkt ersetzt. 

5. Nach § 5 wird folgender neuer § 5 a eingefügt: 

„§5a 

Die Bundesfinanzbehörden sind berechtigt, die 
nach § 30 der Abgabenordnung geschützten Ver-
hältnisse des Betroffenen dem Statistischen Bun-
desamt mitzuteilen, soweit sie auf dem Gebiete 
der Verbrauchsteuern Geschäftsstatistiken oder 
-übersichten erstellen und in Anwendung des 
§ 9 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über die Statistik 
für Bundeszwecke dem Statistischen Bundesamt 
zuleiten, das sie aufbereitet, auswertet und nach 
Zusammenfassung veröffentlicht. Das gleiche gilt, 
soweit die Bundesfinanzbehörden Geschäfts-
statistiken oder -übersichten auf dem. Gebiete der 
Biersteuer den Statistischen Landesämtern zu-
leiten." 

6. In § 6 werden nach dem Wort „Steuerstatistiken" 
die Worte „und der Geschäftsstatistiken oder 
-übersichten nach § 5 a" eingefügt. 

Artikel 20 

Gesetz über die Lohnstatistik 

§ 5 Abs. 3 des Gesetzes über die Lohnstatistik in 
der im Bundesgestzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 800-16, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
geändert durch Gesetz vom 4. August 1971 
(BGBl. I S. 1217), erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Statistik ist in halbjährlichen Abständen, 
jeweils für April und Oktober, bei den erfaßten 
Handwerkszweigen mit Ausnahme der handwerk-
lichen Betriebe des Hoch-, Tief- und Ingenieurbaues 
in jährlichen Abständen, jeweils für Mai, durchzu-
führen." 

Artikel 21 

Gesetz über Umweltstatistiken 

Das Gesetz über Umweltstatistiken vom 15. Au

-

guts 1974 (BGBl. I S. 1938), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 18. August 1976 (BGBl. I S. 2194), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Die Statistik erfaßt alle zwei Jahre, erst-
mals für 1975 

1. Zahl der von der öffentlichen Abfallbeseiti-
gung erfaßten Einwohner, 

2. Angaben über das erfaßte Gebiet, 

3. Einsammeln und Befördern der Abfälle, 

4. Art und Menge der Abfälle, 

5. Art und Ort der Abfallbeseitigungsanlagen." 

2. § 4 Abs. 3 wird gestrichen. 
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3. Dem § 15 werden folgende Nummern 3 und 4 
angefügt: 

„3. den Kreis der Auskunftspflichtigen einzu-
schränken und die Erhebungen auf bestimm-
te Wirtschaftsbereiche zu beschränken, so-
weit dies zur Erzielung zuverlässiger Er-
gebnisse ausreicht, 

4. daß die Statistiken nach den §§ 3, 4 und 
6 zum Zwecke der Arbeitserleichterung ab-
wechselnd mit vollem oder gekürztem Merk-
malskatalog durchgeführt werden." 

Artikel 22 

Außenhandelstatistik -Durchführungsverordnung 

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die Statistik des grenzüberschreitenden Wa-
renverkehrs in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1977 (BGBl. I S. 1281) wird wie folgt 
geändert: 

1. In der Überschrift wird das Wort „Außenhan-
delsstatistik" in der Klammer durch die Bezeich-
nung ,,Außenhandelsstatistik-Durchführungsver-
ordnung" ersetzt. 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 ein-
gefügt: 

„(7) Beistellungen bei der Einfuhr zur aktiven 
Veredelung und bei der Ausfuhr nach aktiver 
Veredelung sind als solche zu kennzeich-
nen. " 

b) Absatz 10 wird gestrichen. 

c) Die bisherigen Absätze 7, 8 und 9 werden 
Absätze 8, 9 und 10. 

3. In § 29 Nr. 1 Buchstabe a und § 30 Abs. 1 Nr. 13 
Buchstabe b wird das Wort „dreihundert" durch 
das Wort „fünfhundert" ersetzt. 

4. In § 30 Abs. 1 Nr. 2 wird das Wort „dreihundert" 
durch das Wort „fünfhundert" und das Wort 
„fünfzig" durch das Wort „einhundert" ersetzt. 

5. Abschnitt I — Einfuhr, Ausfuhr, Durchfuhr — 
der  Anlage zu § 31 (Befreiungsliste) wird wie 
folgt geändert: 

a) In Nummer 1 Buchstabe a und in Nummer 7 
Buchstabe a wird jeweils das Wort „dreihun-
dert" durch das Wort „fünfhundert" ersetzt; 

b) In Nummer 1 Buchstabe b wird das Wort 
„fünfzig" durch das Wort „einhundert" er-
setzt. 

Artikel 23 

Verordnung über eine Eisenbahnstatistik 

Die Verordnung über eine Eisenbahnstatistik vom 
8. August 1965 (BGBl. I S. 749) wird wie folgt ge-
ändert: 

1. In § 1 erhält Nummer 2 folgende Fassung: 

„2. eine Statistik der Bahnbetriebsunfälle," 

2. § 4 erhält folgende Fassung: 

„§ 4 

Die Statistik der Bahnbetriebsunfälle erfaßt die 
Bahnbetriebsunfälle nach Art der Unfälle so-
wie die Zahl der verletzten oder getöteten Per-
sonen." 

3. § 5 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. im Personenverkehr die beförderten Perso-
nen und die Personenkilometer nach Art der 
Fahrausweise;". 

4. § 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die Angaben für die Statistik der Bahn-
betriebsunfälle monatlich auf amtlichen 
Erhebungsvordrucken," . 

b) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

„4. die Angaben für den Güterverkehr nach 
§ 5 Nr. 2 Buchstaben a bis d monatlich 
und nach § 5 Nr. 2 Buchstaben e und f 
jährlich mit Sammelmeldung, Lochkarten 
oder Magnetbändern." 

Artikel 24 

Essigsäureordnung 

Die Anlage 3 der Grundbestimmungen zum Ge-
setz über das Branntweinmonopol — die Essigsäu-
reordnung — in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 

 Gliederungsnummer Anlage 3 zu 612-7-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
§ 7 Nr. 5 der Verordnung vom 3. Dezember 1974 
(BGBl. I S. 3377), wird wie folgt geändert: 

1. § 72 erhält folgende Fassung: 

„Die Hauptzollämter legen für jedes Betriebs-
jahr bis zum 15. November den Oberfinanzdirek-
tionen, diese bis zum 1. Dezember dem Bundes-
ministerium der Finanzen eine Nachweisung nach 
amtlichem Muster über den Verkehr mit Essig-
säure in ihrem Bezirk vor." 

2. §§ 73 und 74 werden gestrichen. 
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Artikel 25 

Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die Preisstatistik 

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die Preisstatistik vom 29. Mai 1959 (BAnz. 
Nr. 104 vom 4. Juni 1959), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 9. März 1964 (BAnz. Nr. 51 vom 
13. März 1964), wird wie folgt geändert: 

1. In §1 Abs. 2 werden die Worte Großhandels-  
und Verbraucherpreise" durch das Wort „Groß-
handelspreise" ersetzt. 

2. § 2 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Statistik nach § 2 Nr. 2 des Gesetzes 
wird hinsichtlich der Preise für Bauleistungen 
vierteljährlich, hinsichtlich der Preise für Lei-
stungen des Gastgewerbes, soweit die Erhebun-
gen für regionale Preisvergleiche bestimmt sind, 
in Zeitabständen von drei Jahren durchgeführt." 

Artikel 26 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 22 bis 25 beruhenden Teile 
der dort geänderten Rechtsverordnungen treten au-
ßer Kraft, wenn auf Grund der jeweils einschlägigen 
Ermächtigung durch Rechtsverordnung eine abwei-
chende Regelung für die betreffenden Statistiken  

oder Erhebungen getroffen wird, soweit diese für 
die Gewinnung zuverlässiger statistischer Ergeb-
nisse erforderlich ist oder einer weitergehenden 
Vereinfachung dient. 

Artikel 27 

Neufassung der betroffenen Gesetze und 
Rechtsverordnungen 

(1) Der jeweils zuständige Bundesminister kann 
den Wortlaut des durch einen Artikel dieses Ge-
setzes geänderten Gesetzes in der vom 1. Januar 
1979 an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt be-
kanntmachen. 

(2) Für die durch Artikel 22 bis 25 geänderten 
Rechtsverordnungen gilt Absatz 1 entsprechend. 

Artikel 28 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

Artikel 29 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1979 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Mit Beschluß vom 12. März 1975 hatte die Bundes-
regierung den Abteilungsleiterausschuß Statistik 
eingesetzt, dem als ständige Mitglieder Vertreter 
des Bundeskanzleramtes, des Bundesministers der 
Finanzen und des Bundesministers des Innern (Vor-
sitz) angehörten. Der Präsident des Bundesrech-
nungshofes und der Präsident des Statistischen Bun-
desamtes nahmen in beratender Eigenschaft an den 
Sitzungen des Ausschusses teil. Aufgabe des Aus-
schusses war die Überprüfung der bestehenden und 
geplanten Statistiken der Bundesressorts auf ihre 
gegenwärtige und künftige Notwendigkeit als poli-
tische Entscheidungsgrundlage der Bundesregierung. 

Anlaß für den vom Kabinett erteilten Auftrag waren 
die zunehmenden Klagen über ein Zuviel an amt-
licher Statistik, über die Unausgewogenheit des ge-
samten statistischen Programms, zunehmende Be-
lastung der befragten Bürger und der Wirtschaft 
durch amtliche Erhebungen, Arbeitsengpässe in den 
Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder 
mit den daraus resultierenden nachteiligen Folgen 
hinsichtlich der Aktualität und Qualität der statisti-
schen Ergebnisse. 

Der Abteilungsleiterausschuß Statistik hatte zunächst 
anhand eines standardisierten Fragebogens eine Be-
standsaufnahme (Stichtag: 1. Juli 1975) aller beste-
henden und bis 1981 geplanten Statistiken durchge-
führt. Im Anschluß daran wurden die einzelnen 
Bundesstatistiken unter Anlegung eines kritischen 
Maßstabes auf ihre aktuelle und künftige politische 
Bedeutung überprüft und Kürzungsmöglichkeiten er-
örtert. 

Das Ergebnis der durchgeführten Überprüfung be-
steht in einer umfangreichen Liste von 

— Streichungen einzelner Statistiken oder statisti-
scher Erhebungsmerkmale bei bestehenden Stati-
stiken, 

— Verzicht auf die weitere Verfolgung bzw. Kür-
zung der vorgesehenen Erhebungstatbestände 
bei geplanten Statistiken, 

— Verringerung der Häufigkeit statistischer Befra-
gungen oder der Zahl der Befragten, 

— Empfehlungen hinsichtlich der Kürzung von Auf-
bereitungs- und Tabellenprogrammen sowie von 
Systematiken, 

— Empfehlungen hinsichtlich der Einschränkung 
von Statistiken für Zwecke der Europäischen Ge-
meinschaften. 

Hinsichtlich der Planungsvorhaben bis 1981 wurden 
Eckwerte bzw. Orientierungslinien entwickelt, die 
eine Kumulierung der Arbeitsbelastung in den Sta-
tistischen Ämtern des Bundes und der Länder ver-
meiden sollen. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben zu den Vorschlägen des Abtei-
lungsleiterausschusses Stellung genommen. In der 
Mehrzahl der Fälle konnte eine Übereinstimmung 
der Kürzungsvorschläge erzielt werden, in einigen 
Punkten dagegen gehen entweder die Vorstellungen 
der Länder oder des Abteilungsleiterausschusses 
über die gemeinsamen Vorschläge hinaus. 

Die Mitglieder des Statistischen Beirates sind zu 
den Vorschlägen des Abteilungsleiterausschusses 
gehört worden. Die vom Abteilungsleiterausschuß 
durchgeführte Überprüfungsaktion wurde grund-
sätzlich begrüßt, weitergehende Vorschläge jedoch 
nicht unterbreitet. Einige Mitglieder des Statistischen 
Beirates stimmten den Kürzungsvorschlägen des 
Abteilungsleiterausschusses zu den ihren Bereich 
betreffenden Statistiken nicht zu. 

Soweit die Realisierung der Vorschläge des Abtei-
lungsleiterausschusses eine Änderung bestehender 
Rechtsvorschriften voraussetzt, soll dies durch den 
vorliegenden Gesetzentwurf ermöglicht werden. Da-
bei sollen auch Änderungen vorgenommen werden, 
die lediglich eine Anpassung an veränderte Verhält-
nisse darstellen und keine finanziellen Auswirkun-
gen haben. 

Auf die vom Abteilungsleiterausschuß Statistik ab-
weichenden Vorstellungen der. Dienstaufsichtsbe-
hörden der Statistischen Landesämter wird — soweit 
sie zu einem zu ändernden Gesetz oder zu einer zu 
ändernden Rechtsverordnung entwickelt worden 
sind — in der Begründung zu den einzelnen Ände-
rungsvorschriften eingegangen. Da es sich im einzel-
nen um zahlreiche Änderungen handelt, erscheint 
es zweckmäßig, die zuständigen Bundesminister zur 
Neubekanntmachung der in diesem Gesetz geänder-
ten Gesetze und Rechtsverordnungen zu ermäch-
tigen. 

B. Die einzelnen Bestimmungen 

Zu Artikel 1 Nr. 1, 3 und 4 

Auf die Statistik der Todeserklärungen wird ver-
zichtet, da es sich bei der Ermittlung der Personen-
verluste im zweiten Weltkrieg um eine weitgehend 
abgeschlossene historische Dokumentation handelt 
und für die Gesamtverluste bereits entsprechende 
Schätzungen vorliegen. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Um die Zusammenhänge zwischen Frauenerwerbs-
tätigkeit und unterschiedlichen Schwangerschaftsver-
läufen analysieren zu können, ist es ausreichend, 
die Erwerbstätigkeit der Mutter festzustellen, statt 
die beider -Elternteile. Diesem Vorschlag soll durch 
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die in § 2 Abs. 1 Nr. 2 c vorzunehmende Formulie-
rung entsprochen werden. 

Verzichtet werden kann auch auf die Erfassung der 
Anstaltsgeburten und Anstaltssterbefälle, da Anga-
ben hierüber im Rahmen der Krankenhausstatistik 
anfallen. Eine Sonderbeobachtung der Anstaltsge-
burten ist nicht mehr erforderlich, da heute über 
90 v. H. aller Geburten Anstaltsgeburten sind. Auch 
eine gesonderte Erfassung der Anstaltssterbefälle 
ist nicht mehr notwendig, da Anstaltssterbefälle sich 
strukturell nicht von anderen Sterbefällen unter-
scheiden. Im Rahmen der Statistik der Gestorbenen 
kommt dem Merkmal „Tag der Eheschließung" nur 
geringe Bedeutung zu, so daß auch hierauf verzich-
tet werden kann. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben diesen Kürzungsvorschlägen zuge-
stimmt, weitergehend jedoch auch die Streichung des 
Merkmals „Kinder der Ehegatten" bei der Statistik 
der Eheschließungen (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 b) vorgeschla-
gen. Diesem Streichungsvorschlag wurde im Hinblick 
auf die Notwendigkeit entsprechender Informatio-
nen für die Beobachtung von Veränderungen der 
Familiengrößen und -strukturen nicht gefolgt. 

Zu Artikel 2 Nr. 1 

Verzichtet werden soll auf die Erfassung der Ein-
richtungen, die einem Hochschulstudium vergleich-
bare Fernstudienlehrgänge oder Weiterbildungs-
kurse von mindestens dreiwöchiger Dauer anbieten 
sowie der wehr- und ersatzdienstleistenden Studien-
berechtigten. Die Erfassung der Einrichtungen, die 
einem Hochschulstudium vergleichbare Fernstudien-
lehrgänge oder Weiterbildungskurse anbieten, sowie 
der Teilnehmer an solchen Weiterbildungskursen 
muß methodisch im Zusammenhang mit der Erhe-
bung der Weiterbildungsaktivitäten auch außerhalb 
der Hochschulen durch die verschiedenen Weiterbil-
dungsträger gesehen werden. Zur Zeit sind sowohl 
seitens des Bundes als auch seitens der Länder Be-
mühungen im Gange, Mindestprogramme nach ein-
heitlichen methodischen Gesichtspunkten für die 
Sammlung weiterbildungsstatistischer Informationen 
sowie Prioritäten bei der Einführung statistischer Er-
hebungen in diesem Bereich festzulegen. Die Einfüh-
rung einer Erhebung der Weiterbildungsaktivitäten 
in den Hochschulen soll deshalb zunächst so lange 
zurückgestellt werden, bis ein einheitlicher methodi-
scher Rahmen für den gesamten Bereich der Weiter-
bildung mit den zuständigen Stellen vereinbart wer-
den kann. Sobald diese Voraussetzungen gegeben 
sind, kann diese Erhebung durch Rechtsverordnung 
der Bundesregierung angeordnet werden. Eine ent-
sprechende Ermächtigung wird in Artikel 2 Nr. 12 
festgelegt. 

Zur Feststellung des zu erwartenden Zugangs zu den 
Hochschulen und als Unterlage für die Studienbera-
tung erscheint es ausreichend, die Abiturientenbefra-
gung in Form einer nachfrageorientierten Erhebung 
der Studien- und Berufswünsche auf die Schüler der 
Abschlußklassen der Sekundarstufe II zu beschränken. 
Die wehr- und zivildienstleistenden Studienberech-
tigten werden bereits als Schüler in der Sekundar

-

stufe II erfaßt. Auf die wiederholende Erhebung 
kann deshalb verzichtet werden. 

Zu Artikel 2 Nr. 2 

Auf folgende Erhebungseinheiten soll neben den 
bereits gestrichenen Teilnehmern an Weiterbildungs-
kursen der Hochschulen sowie der wehr- und zivil

-

dienstleistenden Studienberechtigten verzichtet wer-
den: 

— Doktoranden, 

— studentische Hilfskräfte an den Hochschulen und 
Ingenieurschulen, 

— Träger, Lehrveranstaltungen und Prüfungen der 
Einrichtungen, die einem Hochschulstudium ver-
gleichbare Fernstudienlehrgänge oder Weiterbil-
dungskurse anbieten, 

— Gasthörer, Studienbewerber, Zulassungsbeschrän-
kungen, Zulassungsquoten sowie Lehrveranstal-
tungen und angebotene Studienabschlüsse an 
Hochschulen und Ingenieurschulen, 

— Grundstücke. 

Auf eine gesonderte Erfassung der Doktoranden be-
reits vom Beginn ihres Promotionsstudiums an kann 
ohne allzu großen Informationsverlust verzichtet 
werden, da ein großer Teil dieser Angaben im Rah-
men der Prüfungsstatistik — ebenso wie Angaben 
über Promotionen — miterfaßt werden kann. 

Auf die Erfassung der studentischen Hilfskräfte wird 
verzichtet, da eine Individualerhebung angesichts 
der starken Fluktuation bei diesem Personenkreis zu 
großen Aufwand verursachen würde. Die wissen-
schaftlichen studentischen Hilfskräfte (z. B. Tutoren) 
werden weiterhin nach § 5 erfaßt. 

Bei der Streichung der Erhebungseinheiten „Träger, 
Lehrveranstaltungen und Prüfungen der Einrichtun-
gen, die einem Hochschulstudium vergleichbare Fern -
studienlehrgänge oder Weiterbildungskurse von 
mindestens dreiwöchiger Dauer anbieten ", handelt 
es sich lediglich um eine Folgeänderung der Strei-
chung in Artikel 2 Nr. 1. 

Auf die Erfassung der Gasthörer kann verzichtet 
werden, da die Globalzahlen aus den Verwaltungs-
unterlagen der Hochschulen zur Verfügung stehen. 

Angaben über Studienbewerber, Zulassungsquoten 
und Zulassungsbeschränkungen fallen detailliert bei 
der Zentralstelle für die Vergabe von Studienplät-
zen (ZVS) an. Diese Daten sollen dem Statistischen 
Bundesamt zur Auswertung zugeleitet werden, so 
daß auf eine gesonderte Erhebung durch die Stati-
stischen Ämter verzichtet werden kann. Einer später 
— nach Aufhebung des Numerus clausus für alle 
bzw. die Mehrzahl der Studienfächer — evtl. not-
wendigen Durchführung der Erhebungen über Stu-
dienbewerber und Zulassungsquoten soll die Erwei-
terung der Rechtsverordnungsermächtigung des bis-
herigen § 16 des Gesetzes Rechnung tragen. 

In Anbetracht des zu erwartenden unverhältnis

-

mäßig großen Aufwands und der noch ungelösten 
methodischen Probleme für die Erfassung der ab- 

 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/2518 

gehaltenen Lehrveranstaltungen wird auf eine ge-
sonderte Erhebung verzichtet. Ebenfalls verzichtet 
werden kann auf eine gesonderte Erfassung der an-
gebotenen Studienabschlüsse, da entsprechende Da-
ten im Rahmen der Erhebung bei den Prüfungs-
ämtern anfallen. 

Der Merkmalskatalog der Baubestandsstatistik soll 
auf die Erhebung derjenigen Merkmale beschränkt 
werden, die für die Arbeiten des Planungsausschus-
ses nach dem Hochschulbauförderungsgesetz unbe-
dingt erforderlich sind. Die bei den Hochschulen 
erfaßbaren Angaben über Grundstücke haben nur 
geringen Aussagewert, so daß hierauf verzichtet 
werden kann. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben sich zusätzlich für die Streichung 
des Merkmals „Gebäude" sowie die Erfassung der 
Einrichtungen der Studentenwerke ausgesprochen. 
Überdies haben sie vorgeschlagen, auch auf das 
Merkmal „nichtstudentische wissenschaftliche Hilfs-
kräfte" in § 3 Nr. 4 des geltenden Gesetzes zu ver-
zichten. 

Den vorgeschlagenen weitergehenden Kürzungsvor-
schlägen wurde nicht gefolgt. Die Erfassung der 
Räume durch die Hochschulen erfolgt in aller Regel 
getrennt für einzelne Gebäudeteile. Insoweit fallen 
die Angaben über „Gebäude" automatisch in Ver-
bindung mit der Raumerhebung an. Darüber hinaus 
kommt aber auch zusätzlich einer Klassifikation der 
Gebäude z. B. nach dem Baujahr oder nach der Aus-
stattung für die Feststellung des Ersatzbedarfs eine 
erhebliche Bedeutung zu. Nennenswerter Mehrauf-
wand entsteht durch die Erfassung dieser, zumeist 
karteimäßig erfaßten Angaben nicht. 

Auch dem vorgeschlagenen Verzicht auf die Erfas-
sung der Einrichtungen der Studentenwerke konnte 
nicht gefolgt werden. Die laufende Feststellung der 
Art und des Umfangs solcher Einrichtungen ist für 
die Hochschulbauplanung unerläßlich. Hinzu kommt, 
daß ein nennenswerter Erhebungsaufwand mit der 
Feststellung dieser Daten, die über das Studenten-
werk gesammelt werden, nicht verbunden ist. 

Der von den Ländern vorgeschlagene Wegfall der 
Erfassung „nichtstudentischer wissenschaftlicher 
Hilfskräfte" würde zu einer erheblichen Beeinträch-
tigung des Aussagewertes der gesamten Statistik 
des Hochschulpersonals führen. Dabei handelt es sich 
um den großen Kreis der wissenschaftlichen Ange-
stellten, der wichtige Funktionen in Forschung und 
Lehre ausübt. Von den tatsächlich ausgeübten Funk-
tionen her ist eine klare Trennung dieses Personen-
kreises gegenüber den gleichfalls in der Personal-
statistik als besondere Gruppe erfaßten wissen-
schaftlichen Assistenten usw. nicht möglich. Auch 
für Kapazitätsanalysen, für die Rahmenplanung so-
wie für die Planungen der Hochschulen selbst sowie 
der Länder kann auf eine vollständige Erfassung 
des gesamten wissenschaftlichen Personals nicht ver-
zichtet werden. Schließlich ergeben sich erhebliche 
methodische Bedenken gegen eine Ausklammerung 
einzelner Personalkategorien innerhalb der weit-
gehend automatisierten Personalverwaltungssyste-
me in den Hochschulen. 

Zu Artikel 2 Nr. 3 

Auf die Erfassung des Merkmals „Berufsziel" bei 
den Studenten kann verzichtet werden, weil die bei 
dieser Befragung gewonnenen Angaben wegen der 
großen Unsicherheit in der Beantwortung wenig 
brauchbar erscheinen. 

Die geplante Verlaufsstatistik soll nur mit wenigen 
wichtigen Merkmalen durchgeführt werden. Im Hin-
blick auf die Bedeutung; die verlaufsstatistischen 
Untersuchungen im Rahmen der Studentenstatistik 
für die Bildungsplanung und besonders für die Hoch-
schulrahmenplanung zukommt, wird an der Durch-
führung in eingeschränkter Form festgehalten. Die 
Ergebnisse erlauben es, auf kostenaufwendige Ver-
laufsuntersuchungen kommerzieller Institute im 
Wege repräsentativer Erhebungen weitgehend zu 
verzichten und damit auch haushaltsmäßige Einspa-
rungen zu erzielen. Die entsprechenden methodi-
schen und programmtechnischen Voraussetzungen 
für die individualisierte Erfassung und Verarbeitung 
der Studentenstatistik sind nach mehrjähriger An-
laufzeit zwischenzeitlich bei den Hochschulen, Sta-
tistischen Landesämtern und dem Statistischen Bun-
desamt geschaffen worden. 

Zu Artikel 2 Nr. 4, 5 und 7 

Es handelt sich lediglich um Folgeänderungen. 

Zu Artikel 2 Nr. 6 

Auf die Merkmale „Alter", „Geschlecht" und „Vor-
bildung" kann verzichtet werden, da die Erfassung 
dieser Merkmale einen unverhältnismäßig großen 
Aufwand erfordert, der in Anbetracht des beschränk-
ten Informationswertes bei diesem Personenkreis 
nicht gerechtfertigt erscheint. 

Zu Artikel 2 Nr. 8 

Mit Ausnahme des Merkmals „Ausgaben nach Ko-
stenarten und Kostenstellen sowie Art und Weise 
der Finanzierung" handelt es sich lediglich um Fol-
geänderungen. 

Nachdem in den Hochschulen noch keine Kosten-
arten- und Kostenstellenrechnung durchgeführt 
wird, ist eine entsprechende Erhebung der Ausga-
ben nicht möglich. Die nunmehr vorgegebene Glie-
derung der Ausgaben ist den Gegebenheiten an den 
Hochschulen angepaßt. 

Zu Artikel 2 Nr. 9 und 10 

Es handelt sich lediglich um Folgeänderungen. 
Durch die Aufnahme des Verweises auf § 2 Nr. 1 
und 2 im neuen § 9 Abs. 2 soll lediglich klargestellt 
werden, daß entsprechend § 3 Nr. 6 auch die vor 
den in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Einrichtungen ab-
gelegten Hochschulprüfungen zu erfassen sind. 

Zu Artikel 2 Nr. 11 

Die Erfahrungen mit den Erhebungen des wissen

-

schaftlichen und künstlerischen Personals haben ge- 
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zeigt, daß eine totale Bestandsaufnahme dieses Per-
sonals nur alle sechs Jahre erforderlich ist; die Be-
standsveränderungen sollen dagegen jährlich fest-
gestellt werden. Ebenso erscheint es ausreichend, 
den Bestand an Gebäuden und Räumen der Hoch-
schulen in sechsjährigem Turnus mit einem jähr-
lichen Veränderungsdienst zu erfassen. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben sich gegen die Wiederholung der 
Bestandserfassung der Gebäude und Räume alle 
sechs Jahre ausgesprochen. 

Eine Bestandserfassung in größeren Abständen er-
scheint erforderlich, um alle Bestandsveränderun-
gen zu erfassen. Durch die jährliche Fortschreibung 
kann nicht ausreichend genug sichergestellt werden, 
daß alle Veränderungen über einen längeren Zeit-
raum hinweg registriert werden. 

Zu Artikel 2 Nr. 12 

Auf die Ermächtigung, durch Rechtsverordnung 
einmalig oder in einem bestimmten Turnus für einen 
begrenzten Zeitraum das Merkmal ,,wissenschaft

-

liche Nebentätigkeiten und Gegenstände der  For-
schung" zu erfassen, soll verzichtet werden. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben sich zusätzlich für den Verzicht auf 
die Erfassung des Merkmals „Arbeitszeitaufwand in 
Forschung, Lehre und Verwaltung" und damit auf 
die Rechtsverordnungsermächtigung in dem neuen 
§ 12 Abs. 1 Nr. 4 ausgesprochen. Entsprechende An-
gaben sind jedoch unerläßliche Voraussetzung für 
die Forschungspolitik von Bund und Ländern. 

Auf die Erhebung der Zahl der Studienbewerber so-
wie der Zulassungsquoten ist im Hinblick darauf 
verzichtet worden, daß diese Angaben derzeit bei 
der Zentralstelle für die Vergabe von Studienplät-
zen (ZVS) anfallen. Um sicherzustellen, daß bei ei-
ner Aufhebung des Numerus clausus die erforder-
lichen Daten wieder von den Statistischen Ämtern 
erhoben werden können, ist eine Rechtsverord-
nungsermächtigung aufgenommen worden, die es 
gestattet, entsprechende Erhebungen einmalig oder 
in bestimmtem Turnus für einen begrenzten Zeit-
raum durchzuführen. Von dieser Rechtsverordnungs-
ermächtigung soll jedoch nur dann Gebrauch ge-
macht werden, wenn die erforderlichen Angaben 
nicht mehr mit der erforderlichen Genauigkeit bei 
der ZVS anfallen. Da dies in absehbarer Zeit nicht zu 
erwarten ist, beabsichtigt die Bundesregierung der-
zeit nicht, eine entsprechende Rechtsverordnung 
vorzubereiten. 

Einer Streichung der Erfassung der Teilnehmer an 
Weiterbildungskursen wurde mit der Maßgabe ge-
folgt, daß die erforderlichen Angaben in der geplan-
ten Weiterbildungsstatistik anfallen. Sollte dieses 
Planungsvorhaben nicht realisiert werden können 
oder die erforderlichen Daten nicht anfallen, so muß 
sichergestellt werden, daß die Daten über die Teil-
nehmer an .Weiterbildungskursen wieder von den 
Statistischen Ämtern erhoben werden können. Eine 
entsprechende Rechtsverordnungsermächtigung ist 
in dem neuen § 12 Abs. 3 vorgesehen. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben sich gegen die Aufnahme einer 
Rechtsverordnungsermächtigung ausgesprochen, die 
eine Erhebung über die Teilnehmer an Weiterbil-
dungskursen der Hochschulen sowie über die Ein-
richtung für Fernstudienlehrgänge und Weiterbil-
dungskurse, die einem Hochschulstudium vergleich-
bar sind, vorsieht. Angesichts der zunehmenden Be-
deutung der Hochschulen für die Weiterbildung 
wird eine Ermächtigung zur Durchführung einer ent-
sprechenden Statistik für unerläßlich gehalten. Es 
ist ferner zu bedenken, daß von den Einrichtungen 
der universitäten Erwachsenenbildung teilweise be-
reits einschlägige Statistiken aus öffentlichen Gel

-dern finanziert werden, die aber wegen methodi

-

scher Unstimmigkeiten und Lücken in der Erfassung 
nicht voll auswertbar sind. Eine gesetzliche Rege-
lung dieses Bereichs würde insoweit auch zu einer 
Rationalisierung vorhandener Statistiken führen 
können. 

Zu Artikel 2 Nr. 13 

Neben den rein redaktionellen Folgeänderungen 
wird vorgesehen, das Deutsche Studentenwerk als 
Erhebungsstelle für die Erhebung der Wohnheim-
plätze in den Studentenwohnheimen zu benennen. 
Damit wird der Tatsache Rechnung getragen, daß 
die Daten über Wohnheimplätze in Studentenwohn-
heimen bereits in den letzten Jahren vom Deutschen 
Studentenwerk (Beratungsstelle für Wohnheimfra-
gen) ermittelt und in Abstimmung mit dem Statisti-
schen Bundesamt veröffentlicht wurden. 

Zu Artikel 2 Nr. 14, 15 a und b und 16 

Es handelt sich um Folgeänderungen. 

Zu Artikel 2 Nr. 15 c 

Durch den neuen Absatz 5 soll § 12 StatGes aus-
drücklich für anwendbar erklärt und damit klarge-
stellt werden, daß sich die Geheimhaltungspflicht 
auch auf Personen erstreckt, denen geheimhaltungs-
bedürftige Einzelangaben zugeleitet werden. 
Durch Artikel 287 Nr. 15 des Einführungsgesetzes 
zum Strafgesetzbuch vom 2. Mai 1974 ist der frühere 
§ 19 Abs. 5 irrtümlich aufgehoben warden, weil § 13 
StatGes, der durch das Einführungsgesetz gestrichen 
werden sollte, in diesem Absatz erwähnt war und 
nicht bedacht worden ist, daß die selbständige An-
wendung des § 12 StatGes, also nicht nur in Ver-
bindung mit § 13 StatGes, angezeigt sein kann. 

Zu Artikel 3 Nr. 1 und 2 b, c, d 

Um insbesondere im Bereich der Landwirtschafts-
statistik die Zahl der Totalerhebungen zu verrin-
gern, soll die Agrarberichterstattung künftig nur 
alle vier Jahre total und alle zwei Jahre repräsen-
tativ durchgeführt werden. Entsprechend sollen die 
Bodennutzungserhebung nur noch in jedem vierten 
Jahr (Regelung im Rahmen der Novellierung des 
Gesetzes über Bodennutzungs- und Ernteerhebung 
bereits erfolgt, vgl. BGBl. I S. 1509 vom 30. 8. 1978) 
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und die Viehzählung nur noch in jedem zweiten 
Jahr total durchgeführt werden; in den Zwischen-
jahren sind jeweils repräsentative Erhebungen vor-
gesehen. 

Zu Artikel 3 Nr. 2 a 

Wegen der geringen Zahl der Fälle führt die Erfas-
sung der Fragenkomplexe „Grundstücksverkehr und 
Grundstückspreise" im repräsentativen Teil der 
Agrarberichterstattung nur zu ungenauen Ergebnis-
sen. Da entsprechende Angaben auch aus der Preis-
statistik bereitgestellt werden können, kann auf die-
ses Merkmal in der Agrarberichterstattung verzich-
tet werden. 

Zu Artikel 4 Nr. 1 a 

In Anpassung an die Periodizitätsverlängerung 
bei der Agrarberichterstattung soll auch die Vieh-
zählung im Dezember nur alle zwei Jahre allgemein 
durchgeführt werden. Auch bei einer nur zweijäh-
rigen Totalerhebung kann den Belangen der Ernäh-
rungssicherstellung und der Zivilverteidigung Rech-
nung getragen werden, da durch die in den Zwi-
schenjahren durchzuführenden Stichprobenerhebun-
gen ausreichende Daten für diese Zwecke anfallen. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben sich gegen die Periodizitätsverlän-
gerung ausgesprochen. Der durch die in den Zwi-
schenjahren vorzunehmenden Repräsentativerhe-
bungen eintretende Informationsverlust wurde im 
Hinblick auf die erforderliche Reduzierung der To-
talzählungen und die damit verbundene Entlastung 
der Statistischen Ämter in Kauf genommen. 

Zu Artikel 4 Nr. 1 b 

Von den verschiedenen Viehgattungen haben Zie-
gen für agrarpolitische Maßnahmen nur noch unter-
geordnete Bedeutung; auf ihre Erfassung kann daher 
verzichtet werden. In Anpassung an  die Periodizi-
tätsverlängerung bei der allgemeinen Viehzählung 
soll auch die Aufbereitung nach Betriebs- und Be-
standsgrößenklassen nur alle zwei Jahre bei den to-
tal durchgeführten Erhebungen vorgenommen wer-
den. 
Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben sich dafür ausgesprochen, auf die 
gesetzliche Regelung über die Aufbereitung nach 
Betriebsgrößenklassen zu verzichten. Diesem Vor-
schlag konnte nicht entsprochen werden, da die Da-
ten zur Beurteilung des Strukturwandels in der 
Landwirtschaft sowie der Intensität der Viehhaltung 
benötigt werden und wegen der inhaltlichen Bedeu-
tung der Auswertung auf die gesetzliche Festlegung 
der Aufbereitung nach Betriebsgrößenklassen nicht 
verzichtet werden kann. 

Zu Artikel 4 Nr. 1 c 

Bisher warden noch Bestände mit 1 bis 19 Masthüh-
nern, Gänsen, Enten bzw. Truthühnem in die Erhe-
bung einbezogen. Aus Rationalisierungsgründen soll 
bei allen Geflügelarten, wie bei den Legehennen, 

eine Erfassungsgrenze von 20 Stück eingeführt wer-
den; überdies sollen Pferdehalter mit nur einem 
Pferd (sog. Hobbyreiter) nicht mehr erfaßt werden. 
Die Vereinheitlichung der Untergrenze bei allen 
Geflügelarten erleichtert das Erhebungsverfahren, 
ohne einen wesentlichen Informationsverlust zu ver-
ursachen. 

Zu Artikel 4 Nr. 1 d 

Die neue Fassung macht klar, daß in den Ländern 
Berlin, Bremen und Hamburg keine repräsentativen 
Viehzählungen stattfinden. 

Zu Artikel 4 Nr. 2 

Nach den bisherigen Erfahrungen wird eine flexible 
Handhabung der repräsentativen Kontrollzählungen 
.dem Ziel und Zweck der Nachkontrolle besser ge-
recht, zumal die Ergebnisse nicht zur Berichtigung 
der Viehzählung verwendet werden. Die Nachprü-
fung soll daher nur noch alle 4 Jahre stattfinden. 
Überdies soll der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten durch Rechtsverordnung 
die Nachprüfung aussetzen können. 

Zu Artikel 4 Nr. 3 

Durch die in Artikel 4 Nr. 2 c eingefügte neue 
Rechtsverordnungsermächtigung ist eine Übernah-
meregelung nach Berlin erforderlich. 

Zu Artikel 5 

Die bisherigen Erfahrungen bei der Statistik der 
Arbeitskräfte in der Landwirtschaft haben gezeigt, 
daß eine jährliche Erhebung für die Beobachtung 
der Entwicklung des Arbeitskräftebestandes in der 
Landwirtschaft wegen der in diesem Bereich in den 
letzten Jahren zu beobachtenden starken Fluktua-
tion erforderlich ist. Ab 1979 soll diese Statistik 
jährlich, aber  nur'  einmal für den Monat April, 
durchgeführt werden. Eine Kostenausweitung ist da-
mit wegen des Verzichts auf die Oktobererhebung 
nicht verbunden, zumal vorgesehen ist, die Arbeits-
kräfteerhebung mit der Haupterhebung über die 
Bodennutzung zeitlich zusammenzulegen. Für die 
Statistik der Arbeitskräfte in der Forstwirtschaft 
tritt keine Änderung ein. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben sich gegen eine Periodizitätsver-
kürzung ausgesprochen, während der Statistische 
Ausschuß beim Bundesminister für Ernährung, Land

-wirtschaft und Forsten, dem die für die Agrarsta-
tistik zuständigen Referenten der Länderministerien 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten angehö-
ren, diese Verkürzung befürwortet hat. 

Überdies haben die Dienstaufsichtsbehörden der Sta-
tistischen Landesämter die Ausnahme der Stadtstaa-
ten aus dieser Erhebung befürwortet. Im Interesse 
einer Aufbereitung des Bundesergebnisses bei der 
Agrarberichterstattung, deren Ergebnisse auch für 
die Europäischen Gemeinschaften erforderlich sind, 
kann auf die Erhebung in den Stadtstaaten nicht 
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verzichtet werden. Dagegen bestehen keine Beden-
ken, in den Ländern Berlin, Bremen und Hamburg 
diese Erhebung — wie bisher — nur in jedem zwei-
ten Erhebungsjahr durchzuführen. 

Zu Artikel 6 Nr. 1 

Der Zensus bei Betrieben soll wegen der metho-
dischen Schwierigkeiten bei der Erhebung des Ma-
terial- und Wareneingangs bei Betrieben entfallen. 
Es wird jedoch geprüft, inwieweit entsprechende 
Informationen aus anderen statistischen Erhebun-
gen zur Verfügung gestellt werden können. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen L an
-desämter haben sich gegen. diesen Verzicht ausge-

sprochen, da im Rahmen von Industriezensen regio-
nal tief gegliederte Ergebnisse für strukturpolitische 
Überlegungen und Maßnahmen als Basismaterial für 
die Errechnung regionaler Wertschöpfungsbeiträge 
sowie als Grundlage für die Berechnung der Pro-
duktionsindices benötigt wurden. 

Diesem Vorschlag konnte im Hinblick auf die er-
forderliche Entlastung der Befragten sowie der 
methodischen Schwierigkeiten, insbesondere der 
regionalen Aufteilung auf die einzelnen Betriebe, 
nicht entsprochen werden. 

Zu Artikel 6 Nr. 2 a und 3 a 

Mit diesen Änderungen wird der Turnus für die 
Material- und Wareneingangserhebungen im Berg-
bau und im Verarbeitenden Gewerbe sowie im Bau-
gewerbe auf vier Jahre festgelegt. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben sich gegen die vorgeschlagene Pe-
riodizitätsverkürzung ausgesprochen. Angesichts 
der zunehmenden Bedeutung der Darstellung von 
Produktions- und Lieferverflechtungen in der Volks-
wirtschaft ist jedoch ein möglichst kurzer Abstand 
dieser Erhebung notwendig. 

Zu Artikel 6 Nr. 2 b, 3 b und 4 

Auf die im Frageprogramm der Zensen bei Unter-
nehmen des Produzierenden Gewerbes aufgeführ-
ten Tatbestände „Wert der sonstigen Vorleistun-
gen", gesetzliche und freiwillige Sozialaufwendun-
gen”, „Steuern — ohne Einkommen-, Körperschaft- 
und Vermögensteuer und „Subventionen" soll 
verzichtet werden. Eine gesonderte Erhebung ist 
nicht erforderlich, da die mit diesen Merkmalen 
angestrebte Ermittlung der über den Nettoproduk-
tionswert hinausgehenden Stufen der Wertschöp-
fungsrechnung durch Schätzung anhand der Ergeb-
nisse der jährlichen Kostenstrukturerhebungen er-
reicht werden kann. 

Die Zensen bei Unternehmen sollen 1980 für 1979 
sowie — beginnend in einem der Jahre 1984 bis 
1986 — alle neun bis elf Jahre, jeweils für das vor-
ausgehende Jahr, durchgeführt werden. Nach Vor-
liegen der Ergebnisse des ersten Zensus wird der 
Bundesminister für Wirtschaft prüfen, ob eine Bei-
behaltung der Zensen erforderlich ist. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben bereits jetzt einem Verzicht wider-
sprochen und eine Verlängerung der Periodizität 
auf nur 6 Jahre vorgeschlagen. 

Zu Artikel 6 Nr. 5 

Die in § 8 Nr. 3 enthaltene Rechtsverordnungser-
mächtigung muß insoweit ergänzt werden, als der 
Bundesminister für Wirtschaft nach der vorstehend 
genannten Prüfung die Möglichkeit haben muß, auf 
den Zensus zu verzichten. 

Zu Artikel 6 Nr. 6 und 7 

Es handelt sich lediglich um eine Folgeänderung. 

Zu Artikel 7 

Die bisherige Berichterstattung über Wareneingänge 
und Warenbestände war auf diejenigen Zweige des 
Handwerks konzentriert, die in stärkerem Maße 
konjunkturellen oder saisonalen Einflüssen unter-
liegen, bzw. wegen ihrer Bedeutung oder ihrer 
Strukturveränderung beobachtet werden mußten. 
Entsprechende Angaben können für einen großen 
Teil der Handwerksunternehmen jetzt aus den jähr-
lichen Kostenstrukturerhebungen im Rahmen der 
Statistik im Produzierenden Gewerbe bereit gestellt 
werden, so daß auf eine gesonderte Erhebung der 
Wareneingänge und Warenbestände verzichtet wer-
den kann. 

Zu Artikel 8 

Zur redaktionellen Anpassung des Gesetzestextes 
sollen folgende Merkmale gestrichen werden: 

— Art der Veredelungsarbeit, 

- Empfangsland, 

— Zollbetrag, 

— Bei Schiffsbedarf: Nationalität des Fahrzeugs für 
das die Waren bestimmt sind. 

Zu Artikel 8 Nr. 1 

Es handelt sich lediglich um eine redaktionelle Än-
derung zur Gewinnung einer einfacheren Zitier

-

weise des Gesetzes. 

Zu Artikel 8 Nr. 2 

Es handelt sich lediglich um redaktionelle Ände-
rungen in Anlehnung an das Zollgesetz vom 14. Juni 
1961 sowie Artikel 4 Abs. 2 der VO (EWG) Nr. 
1736/75. 

Zu Artikel 8 Nr. 3 a 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung 
des Gesetzestextes hinsichtlich der Merkmale „Emp-
fangsland" und „Art der Veredelungsarbeit". 

 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/2518 

Zu Artikel 8 Nr. 3 b 

Die Notwendigkeit für die Neufassung des § 3 Nr. 3 
Buchstabe a ergibt sich einmal aus dem Verzicht auf 
das Merkmal „Zollbetrag" sowie daraus, daß es die 
im bisherigen Gesetzestext genannten Zollvormerk-
lager nicht mehr gibt. Zusätzlich gestrichen wurde 
das Merkmal ,,Zolltarifnummer mit Absatz und Un-
terabsatz" -, da die Angabe der zutreffenden Waren-
oder Codenummer bereits von dem Tatbestand 
„Benennung der Ware" und der dazu in § 6 Außen-
handelsstatistik — Durchführungsverordnung ergan-
genen Regelung mit umfaßt wird. Bei der Einfuhr 
im vereinfachten Zollverfahren werden im allge-
meinen zur zeitgerechten Erfassung die Anmelde-
scheine vom Auskunftspflichtigen unmittelbar an das 
Statistische Bundesamt (also nicht über die Zoll-
stelle) eingesandt. Der Auskunftspflichtige hat des-
halb auch Angaben zu machen, die bei anderen 
Einfuhrvorgängen der Zoll im Anmeldeschein ver-
merkt. 

Wegen des Verzichts auf die Angabe der fremden 
Nationalität des Fahrzeuges bei Lieferungen von 
Schiffsbedarf ist § 3 Nr. 3 Buchstabe b neu zu fassen. 
Weiterhin unterschieden werden muß bei der Er-
fassung nach Lieferungen auf deutsche Fahrzeuge 
und nach Lieferungen auf andere als deutsche 
(fremde) Fahrzeuge, um die Lieferungen in den Er-
gebnissen sinnvoll darstellen und der Einfuhr, Aus-
fuhr und ggf. Durchfuhr zuordnen zu können. 

Zu Artikel 9 Nr. 1 und 2 

Auf die Erfassung des mittelbar entgeltlichen Be-
rufsverkehrs soll wegen des geringen Umfanges 
dieses Verkehrs verzichtet werden. Der Aufwand 
für seine Erfassung steht in keinem vertretbaren 
Verhältnis zum Aussagewert. 

 Zu Artikel 9 Nr. 3 

Künftig soll lediglich noch der Linienverkehr bei 
Unternehmen, die im Vorjahr in ihrem berichts-
pflichtigen Linienverkehr an Beförderungsentgelten 
drei Millionen DM oder mehr vereinnahmt haben, 
monatlich erfaßt werden. Der darüber hinausgehen-
de Linienverkehr sowie der Gelegenheitsverkehr 
sollen nur noch vierteljährlich erhoben werden. Die 
Periodizitätsverlängerung im Linienverkehr ist im 
Hinblick darauf zu rechtfertigen, daß der überwie-
gende Teil der Beförderungsleistungen monatlich er-
faßt wird. Durch die Begrenzung der monatlichen 
Berichtspflicht nach der Höhe der Einnahmen aus 
dem eigenen Linienverkehr bleiben rund 180 bis 
190 Unternehmen monatlich berichtspflichtig. Eine 
Beobachtung der vierteljährlichen Entwicklung des 
Gelegenheitsverkehrs wird als ausreichend angese-
hen. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben sich zusätzlich für die Einführung 
eines unteren Schwellenwertes beim Gelegenheits-
verkehr (vier Busse) ausgesprochen. Die unterhalb 
dieses Schwellenwertes liegenden Kleinunternehmen 
sollten nur noch jährlich erfaßt werden. 

Der Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen ist 
ein stark expandierender Verkehrszweig, der in 
vielfältigen Konkurrenzbeziehungen zu Eisenbahn, 
privatem Pkw-Verkehr und Luftverkehr steht und 
der vor allem in seinen Hauptverkehrszeiten Fragen 
der Verkehrssicherheit und des Verkehrsflusses auf-
wirft. Er hat stark ausgeprägte saisonale Bewegun-
gen (das Verhältnis seiner Leistungen im verkehrs-
ärmsten Monat zum Spitzenmonat liegt bei 1 : 4). 
Seine fortlaufende Beobachtung und dabei insbe-
sondere die Kenntnis seines Umfangs in verkehrs-
starken Zeiten sind für die Verkehrspolitik daher 
von Wichtigkeit. 

Es handelt sich um einen kleingewerblichen Ver-
kehrszweig, der wirtschaftlich vielfältig mit dem 
Omnibuslinienverkehr verflochten ist. Je Unterneh-
men werden durchschnittlich wohl nicht mehr als 
drei Omnibusse im Gelegenheitsverkehr eingesetzt, 
und zwar mit ganz erheblichen Schwankungen je 
nach Jahreszeit. Bei diesen Größenordnungen würde 
die vorgesehene Vierteljahresstatistik (bisher Mo-
natsstatistik), wenn sie sich allein auf die größeren 
Unternehmen stützen müßte, nicht mehr mit hinrei-
chender Sicherheit auf den Gesamtumfang des Gele-
genheitsverkehrs schließen lassen. Der erfaßte Rest 
wäre verhältnismäßig klein und vor allem ist an-
zunehmen, daß die Struktur der Verkehrsleistungen 
und der Saisonverlauf bei den kleinen Unternehmen 
von dem der größeren abweichen. 

Zu Artikel 10 Nr. 1 und 6 

Mit dem Außerkrafttreten (vgl. Artikel 11) des Ge-
setzes über Statistiken im Güterkraftverkehr und 
in der Binnenschiffahrt vom 10. Juli 1969 (BGBl. I 
S. 757) und der damit verbundenen Übernahme der 
Unternehmensstatistik in der Binnenschiffahrt in das 
Gesetz über die Statistik des Schiffs- und Güterver-
kehrs auf Binnenwasserstraßen und die Fortschrei-
bung des Schiffsbestandes der Binnenflotte vom 
26. Juli 1957 wird eine Zusammenfassung der bun-
desstatistischen Rechtsgrundlagen für die Binnen-
schiffahrt vorgenommen. Die Bezeichnung dieses Ge-
setzes wird daher in „Gesetz über die Statistik der 
Binnenschiffahrt" geändert. 

Zu Artikel 10 Nr. 2 bis 5 

Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle An-
passung des Gesetzestextes, da auf die Erhebung 
des Floßverkehrs wegen ihrer Bedeutungslosigkeit 
verzichtet werden kann und Daten über den Schleu-
senverkehr im Rahmen von Geschäftsstatistiken der 
Wasserstraßenverwaltungen anfallen. 

Zu Artikel 10 Nr. 7 

Es handelt sich lediglich um Folgeänderungen. 

Zu Artikel 11 

Das Gesetz über Statistiken im Güterkraftverkehr 
und in der Binnenschiffahrt vom 10. Juli 1969 ordnet 
im Bereich des Güterkraftverkehrs für 1970 eine Sta- 
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tistik des Güterverkehrs mit Kraftfahrzeugen und ei-
ne Unternehmensstatistik sowie für den Bereich der 
Binnenschiffahrt eine ab 1969 jährlich durchzufüh-
rende Unternehmensstatistik an. Da die Erhebungen 
im Bereich des Güterkraftverkehrs abgeschlossen 
sind und die Unternehmensstatistik in der Binnen-
schiffahrt aus Gründen der Übersichtlichkeit in das 
Gesetz über die Statistik der Binnenschiffahrt (vgl. 
Artikel 10) übernommen wird, kann das Gesetz über 
Statistiken im Güterkraftverkehr und in der Binnen-
schiffahrt vom 10. Juli 1969 (BGBl. I S. 757) außer 
Kraft treten. 

Zu Artikel 12 

Der Personenverkehr über See ist aufgrund der Ent-
wicklung im Luftverkehr unbedeutend geworden, 
so  daß auf seine Erfassung verzichtet werden kann. 

Zu Artikel 13 

Auf die gütermäßige und regionale Aufteilung  der 
 Frachtmengen kann verzichtet werden, da das Gü-

teraufkommen im binnenländischen Luftverkehr — 
gemessen am gesamten Luftfrachttransport — uner-
heblich ist und hierbei nur wenige Gütergruppen 
beteiligt sind. Dem Verzicht auf den Nachweis des 
„binnenländischen Frachtverkehrs" wird durch die 
Einfügung der Worte „im grenzüberschreitenden 
Verkehr" in § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe e sowie der 
Worte „im inländischen Frachtverkehr auch nach 
Herkunfts- und Zielflugplätzen" in Buchstabe c ent-
sprochen. 

Anstelle der monatlichen Erhebung wird eine jähr-
liche Erfassung des nichtgewerblichen Flugbetriebes 
als ausreichend erachtet. 

Zu Artikeln 14, 15 und 16 

Die bisher im Bundesanzeiger veröffentlichten vier-
teljährlichen Nachweisungen über den Umlauf und 
die Deckung der Schuldverschreibungen der Boden-
und Kommunalkreditinstitute enthalten über die ge-
setzliche Meldepflicht hinaus eine Aufgliederung des 
Gesamtbetrages der umlaufenden Schuldverschrei-
bungen nach Zinstypen, eine Ausgliederung des Alt-
geschäfts und des Altsparergeschäfts sowie der 
Namensschuldverschreibungen. Für die bankaufsicht-
liche Beobachtung des Realkreditsektors ist lediglich 
eine Aufgliederung des Schuldverschreibungsum-
laufs nach Zinstypen erforderlich. Verzichtet werden 
kann auf die Ausgliederung des Altgeschäfts und 
des Altsparergeschäfts sowie der Namensschuldver-
schreibungen. Diesem Anliegen wird durch die vor-
geschlagene Änderung des Hypothekenbank-, des 
Schiffsbankgesetzes sowie des Gesetzes über die 
Pfandbriefe und verwandten Schuldverschreibungen 
öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten Rechnung ge-
tragen. 

Zu Artikel 17 Nr. 1, 2, 3 a und 3 b 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen durch 
die teilweise Verlängerung der Periodizität der 
jährlichen Erhebungen auf zwei Jahre. 

Zu Artikel 17 Nr. 2 und 3 c 

Trotz der zunehmenden Bedeutung finanzieller Auf-
wendungen unterliegt die Gesamtzahl der Sozial-
hilfeempfänger relativ geringen Schwankungen. Es 
wird daher für ausreichend gehalten, eine Totaler-
hebung des Empfängerkreises ab 1980 nur noch in 
jedem zweiten Jahr, statt wie bisher jährlich, durch-
zuführen und die Struktur des Empfängerkreises 
durch eine Stichprobe in den Zwischenjahren zu 
ermitteln. Wegen des geringen Informationsbedürf-
nisses entfallen in der Statistik der Sozialhilfe künf-
tig die Merkmale „Zahl der Verpflegungstage auf-
gegliedert nach Empfängergruppen, Hilfearten und 
Anstaltsarten bei der Hilfe in Anstalten, Heimen 
oder gleichartigen Einrichtungen" sowie „die Zahl 
der Empfänger der Hilfe und die Aufwendungen 
gegliedert nach Anstaltsarten”. 

Entsprechend der bisher geübten Praxis soll in § 2 
Nr. 3 und § 3 Nr. 2 des Gesetzes klargestellt wer-
den, daß die Einnahmen im Berichtsjahr nach Ein-
nahmearten aufgegliedert werden sollen. 

Zu Artikel 17 Nr. 4 

In der Statistik der Jugendhilfe wird auf das Merk-
mal „Zahl der Verpflegungstage" verzichtet, da 
hierfür kein dringendes Informationsbedürfnis vor-
liegt. 

In § 4 Nr. 3 soll ebenfalls klargestellt werden, daß 
die Einnahmen nach Einnahmearten aufgegliedert 
werden sollen. 

Die bisher jährlich durchgeführte Ermittlung des Be-
standes an Heimen und sonstigen baulichen Einrich-
tungen soll ab 1980 nur noch alle zwei Jahre erfol-
gen. 

Verbunden mit dem Wegfall der Statistik der inter-
nationalen Jugendarbeit ist die künftige Erfassung 
von Daten aus dem Bereich der Jugendverbands- und 
Jugendbildungsarbeit einschließlich der internationa-
len Jugendarbeit sowie über die in der Jugendhilfe 
tätigen Personen erforderlich. Dabei soll das Merk-
mal ,,die von öffentlichen und freien Trägern der 
Jugendhilfen gewährten Hilfen im Bereich der Ju-
gendverbandsarbeit und der Jugendbildungsarbeit 
einschließlich der internationalen Jugendarbeit" nur 
alle zwei Jahre erfragt werden. Die Ermittlung be-
stimmter Grunddaten über das in der Jugendhilfe 
tätige Personal soll jährlich erfolgen, damit ein Über-
blick darüber gewonnen werden kann, inwieweit bei 
den Trägern der Jugendhilfe die für die Durchfüh-
rung, insbesondere der erzieherischen Einzelhilfen 
erforderlichen personellen Voraussetzungen gegeben 
sind. Lediglich alle zwei Jahre sollen bei dem in der 
Jugendhilfe tätigen Personal Daten über Stellung 
im Beruf, Art der Beschäftigung und Arbeitsbereich 
sowie Art des Trägers und Art der Einrichtung er-
hoben werden. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben sich zusätzlich für den Wegfall des 
Merkmals „Aufwendungen bei Gruppen- und Pau-
schalhilfen aufgegliedert nach Hilfearten und Träger-
gruppen (§ 4 Nr. 2)" ausgesprochen. Überdies haben 
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sie die Auffassung vertreten, daß die Erweiterung 
der Jugendhilfestatistik zunächst nur durch Rechts-
verordnung vorgesehen und die Erhebung über das 
in der Jugendhilfe tätige Personal sowie die von 
öffentlichen und freien Trägern der Jugendhilfe ge-
währten Hilfen im Bereich der Jugendarbeit (Ju-
gendpflege) einschließlich der internationalen Ju-
gendarbeit nur alle vier Jahre durchgeführt werden 
sollte. 
Auf die Erfassung der Aufwendungen bei Gruppen- 
und Pauschalhilfen, aufgegliedert nach Hilfearten 
und Trägergruppen konnte jedoch nicht verzichtet 
werden, da die Feststellung der Gesamtaufwendun-
gen, die auf einzelne Hilfearten entfallen, sicherge-
stellt werden muß. Für die Beurteilung weiterer 
Maßnahmen — auch bei der Reform des Jugendhilfe-
rechts — ist die Kenntnis darüber, welchen Stellen-
wert diese Aufwendungen in der Gesamtheit der 
angebotenen Hilfen einnehmen, von erheblicher Be-
deutung. Da beabsichtigt ist, die Daten aus dem Be-
reich der Jugendarbeit (Jugendpflege) einschließlich 
der internationalen Jugendarbeit sowie über die in 
der Jugendhilfe tätigen Personen künftig laufend 
zu erheben, konnte dem Vorschlag der Länder, diese 
Erhebung zunächst nur durch Rechtsverordnung an-
zuordnen, nicht gefolgt werden. Durch Rechtsverord-
nung soll eine Statistik nur dann angeordnet wer-
den, wenn eine einmalige Erhebung vorgesehen ist. 
Auch der Empfehlung, diese Daten nur alle vier 
Jahre zu erheben, konnte nicht gefolgt werden. Um 
ausreichende Informationen über insbesondere das 
in der Jugendhilfe tätige Personal zu erhalten, ist 
die Durchführung der Erhebung alle zwei Jahre er-
forderlich. Einige Grunddaten sind jährlich zu erhe-
ben. 

Zu Artikel 17 Nr. 5 

In Zusammenhang mit den nach § 4 neu zu erfassen-
den Daten ist es erforderlich, neben den Jugendwohl-
fahrtsbehörden auch die Träger der freien Jugend-
hilfe und die privatgewerblichen Träger auskunfts-
pflichtig zu machen. 

Zu Artikel 18 Nr. 1 und 3 

Auf die Erfassung der Ausgaben und Einnahmen der 
aus öffentlichen Zuwendungen finanzierten Institu-
tionen, wenn diese Zuwendungen den Betrag von 
50 000 DM nicht übersteigen, soll verzichtet werden. 

Durch die Einführung einer Abschneidegrenze in 
Form eines Zuwendungsbetrags von mindestens 
50 000 DM dürften sich im Bereich der Länder we-
sentliche Einsparungen ergeben, ohne daß ein grö-
ßerer Informationsverlust eintritt. Im Erhebungsbe-
reich des Bundes sind bereits jetzt fast ausnahms-
los Institutionen vertreten, deren Zuwendungen 
über 50 000 DM liegen. Die Bundesregierung wird 
gleichzeitig ermächtigt, diese Abschneidegrenze 
weiter anzuheben, wenn dies zur Gewinnung zuver-
lässiger Ergebnisse ausreicht. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben sich dafür ausgesprochen, die Er-
hebung auf die sonstigen juristischen Personen des 

öffentlichen und privaten Rechts zu beschränken, 
die vom Aufgabenprogramm her  dem Bereich Wis-
senschaft, Forschung und Entwicklung zuzuordnen 
seien. Es trifft zu, daß insbesondere für den Bereich 
Wissenschaft, Forschung und Entwicklung die aus 
dieser Statistik gewonnenen Daten den für voraus-
schauende Planungen und für politische Entschei-
dungen auf diesem Gebiet notwendigen Überblick 
über Umfang und Struktur der Ausgaben und die 
Art ihrer Finanzierung vermitteln. Von einer Be-
schränkung àuf den vorgeschlagenen, nach Berei-
chen einzugrenzenden Berichtskreis ist jedoch aus 
Zweckmäßigkeitsgründen abgesehen und statt des-
sen die Einführung einer nach formalen Kriterien 
vorzunehmenden Abschneidegrenze vorgesehen 
worden. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben sich zusätzlich für den Verzicht auf 
die Erfassung des Vermögens und der Verpflichtun-
gen mit den entsprechenden Rechtsverordnungser-
mächtigungen (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 und 4, §§ 3 a und 5) 
ausgesprochen. Die Einführung einer Vermögens-
statistik sei bisher daran gescheitert, daß die Pro-
bleme einer Bewertung des Vermögens der öffent

-

lichen Körperschaften nicht hinreichend hätten ge-
löst werden können. Auch für die Verpflichtungs-
statistik bestehe kein Bedarf, da seit dem Erlaß des 
Änderungsgesetzes, durch das die Möglichkeit der 
Durchführung einer Statistik der Verpflichtungen 
eröffnet worden sei, bereits fünf Jahre verstrichen 
seien. Es sei nicht gerechtfertigt, die amtliche Sta-
tistik auf Jahre hinaus mit gesetzlichen Regelungen 
für mögliche Statistiken zu bevorraten. Dem Vor-
schlag auf Streichung der Ermächtigungen zum Er-
laß von Rechtsverordnungen zur Durchführung von 
Vermögens- und Verpflichtungsstatistiken konnte 
nicht entsprochen werden. Diese Statistiken konn-
ten bisher nur wegen der mit ihrer Erhebung ver-
bundenen Schwierigkeiten nicht durchgeführt wer-
den, die von diesen Statistiken bereitzustellenden 
Daten sollten jedoch grundsätzlich verfügbar sein. 

Durch Ergänzung des § 2 Abs. 2 Nr. 7 soll auf die 
Erfassung der wirtschaftlichen Unternehmen mit 
einer Bilanzsumme unter 2 Millionen DM bei Was-
serwerken und unter 5 Millionen DM bei allen übri-
gen Betriebsarten verzichtet werden. Durch die Ein-
fügung dieser Abschneidegrenzen verringert sich 
die Anzahl der in die Erhebung einzubeziehenden 
Unternehmen um etwa ein Drittel, während auf 
Bundesebene immer noch rd. 98 v. H. der Bilanz-
summe — gemessen am vorherigen Berichtskreis — 
erfaßt werden. 

Zu Artikel 18 Nr. 2 und 5 

Auf die Erfassung der Ist-Ausgaben und Ist-Ein-
nahmen sowie des Standes der Schulden der Zweck-
verbände bei der Vierteljahresstatistik soll verzich-
tet werden, Die kommunale Vierteljahresstatistik 
wurde durch Änderungsgesetz zum Finanzstatistik-
gesetz durch Einbeziehung der Zweckverbände und 
anderer juristischer Personen zwischengemeindli-
cher Zusammenarbeit, soweit sie anstelle kommu-
naler Körperschaften kommunale Aufgaben erfüllen, 
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erweitert. In der Folgezeit hat sich jedoch herausge-
stellt, daß die damit verbundene Mehrbelastung der 
Statistischen Ämter in keinem angemessenen Ver-
hältnis zu dem zusätzlichen Erkenntniswert steht. 
Die jährliche Erhebung für diesen Bereich erscheint 
deshalb ausreichend. 

Ebenso hat sich in der Praxis gezeigt, daß von der 
Möglichkeit einer Reduzierung des Erhebungspro-
gramms bei Gemeinden mit weniger als 3 000 Ein-
wohnern nicht mehr Gebrauch gemacht werden soll, 
da die Mehrkosten, die durch die Differenzierung 
der Erhebung nach Größenklassen, die Komplizie-
rung der Aufbereitungsverfahren und die Einschät-
zung der bei den kleinen Gemeinden nicht erfaßten 
Angaben entstehen, die Minderkosten durch die Ver-
ringerung der Erhebungspositionen übersteigen. Da-
her soll auf die Möglichkeit verzichtet werden, daß 
bei der vierteljährlichen Erfassung der Ausgaben 
und Einnahmen und des Schuldenstandes sowie bei 
der Finanzplanungsstatistik für die Gemeinden mit 
weniger als 3 000 Einwohnern und für die kommu-
nalen Zweckverbände ein vereinfachtes Erhebungs-
verfahren angewandt werden kann (bisherige § 3 
Abs. 1 Nr. 3 und 6, § 6 Nr. 3). 

Da praktische Erfahrungen mit der Finanzplanungs-
statistik bisher nicht oder nur in geringem Maße 
vorlagen, wurde die Entscheidung über den gene-
rellen Wegfall der Haushaltsansatzstatistik, wie nach 
der Novelle zum Gesetz über die Finanzstatistik 
vorgesehen, vorläufig zurückgestellt. Ein Wegfall 
der Haushaltsansatzstatistik ist vorgesehen, sobald 
die Mindestanforderungen an die Finanzplanungs-
statistik erfüllt sind. Bei der Finanzplanungsstatistik 
soll auf die Unterteilung der Steuereinnahmen nach 
Arten verzichtet werden. Eine Gliederung nach Auf-
gabenbereichen soll nur noch für das zweite Pla-
nungsjahr erfolgen. Auf die Erfassung der Finanz-
planungen der Zweckverbände und anderer juristi-
scher Personen zwischengemeindlicher Zusammen-
arbeit, soweit sie anstelle kommunaler Körperschaf-
ten kommunale Aufgaben erfüllen, soll ganz ver-
zichtet werden. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben sich für eine Aussetzung der Finanz-
planungsstatistik ausgesprochen, bis das Finanzpla-
nungsverfahren zuverlässige Grundlagen liefere. Die 
mit der Novellierung des Finanzstatistischen Geset-
zes im Jahre 1973 eingeführte Finanzplanungsstati-
stik ist die einzige Statistik, die — auch bei all ihren 
Mängeln — wenigstens einige der finanz- und wirt-
schaftspolitisch sehr wichtigen Informationen zur 
längerfristigen Entwicklung der öffentlichen Finan-
zen liefert. Trotz ihrer Unzulänglichkeiten in ein-
zelnen Punkten kann deshalb auf ihre Durchführung 
nicht verzichtet werden. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben überdies vorgeschlagen, den Schul-
denstand des Bundes, der Länder und der Gemein-
den und Gemeindeverbände nicht mehr viertel-
jährlich sondern nur halbjährlich zu erfassen, da die 
vierteljährliche Statistik über die Ausgaben und 
Einnahmen eingehende Informationen über Schul-
denaufnahme und -tilgung und insofern auch — mit 
gewissen, kurzfristig allerdings nicht sehr schwer-

wiegenden Einschränkungen — über die Verände-
rung des Schuldenstandes liefere. 
Dem Vorschlag auf Periodizitätsverlängerung konnte 
nicht gefolgt werden. Für die finanzpolitische Beur-
teilung sind zeitnahe Daten insbesondere über den 
Schuldenstand der Gemeinden erforderlich. Aus der 
vierteljährlichen Statistik über die Ist-Ausgaben, 
und Ist-Einnahmen sind keine ausreichenden Trends 
erkennbar, da z. B. insbesondere die für die Kapital-
marktbeobachtung erforderliche Information fehlt, 
ob die Gemeinden sich über Rücklagen finanzieren 
oder über die Verschuldung. 

Zu Artikel 18 Nr. 3 

Durch die Einführung einer neuen Rechtsverord-
nungsermächtigung soll die Bundesregierung in die 
Lage versetzt werden, die Erfassungsgrenze bei den 
Ausgaben und Einnahmen der aus öffentlichen Zu-
schüssen finanzierten Institutionen anzuheben. Die 
Anhebung der Abschneidegrenze soll zwei Jahre 
nach ihrer Einführung geprüft werden. Überdies soll 
die Bundesregierung ermächtigt werden, auf die 
Haushaltsansatzstatistik zu verzichten, wenn die 
Finanzplanungsstatistik zu ausreichenden Ergebnis-
sen führt. 

Zu Artikel 18 Nr. 4 

Die Erfassung der Umlageeinnahmen der Zweckver-
bände nach einzelnen Mitgliedern soll gestrichen 
werden, da einerseits auf Bundesebene Einzelver-
gleiche wegen der von Land zu Land sehr unter-
schiedlichen Struktur der Zweckverbände nicht 
durchgeführt und andererseits diese Daten nur von 
wenigen Ländern benötigt werden. 

Zu Artikel 18 Nr. 6 

Bei der Personalstandserhebung im Bereich der 
rechtlich selbständigen Wirtschaftsunternehmen hat 
sich gezeigt, daß in diesem Bereich weitgehend un-
einheitliche Tarife verwandt werden, deren Zuord-
nung zu den Lohn- und Vergütungsgruppen des BAT 
bzw. MTB/MTL erhebliche Schwierigkeiten aufwirft. 
Ferner weicht die Personalstruktur der rechtlich selb-
ständigen Wirtschaftsunternehmen wesentlich von 
der des öffentlichen Dienstes ab. Deshalb soll auf 
die Erfassung des Personalstands der rechtlich selb-
ständigen Wirtschaftsunternehmen nach Einstufun-
gen und beruflicher Gliederung verzichtet werden. 
Der Umfang der Personalstandsstatistik generell soll 
sich künftig auf die Erfassung des Personals jährlich 
nach dem Dienstverhältnis, in jedem dritten Jahr zu-
sätzlich nach Aufgabenbereichen, Geschlecht, Lauf-
bahngruppen, Einstufungen und Gruppen von Beru-
fen, sowie in jedem neunten Jahr zusätzlich nach 
Altersgruppen beschränken. Damit werden nur noch 
die Angaben erhoben, deren Erfassung keine we-
sentlichen Schwierigkeiten bereitet und die als Un-
terlage für politische Maßnahmen, u. a. auf dem Ge-
biet des Laufbahn- und Besodungsrechts, unabding-
bar sind. 
Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan

-

desämter haben sich für einen Verzicht auf die Er- 
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fassung des Personalstands nach Berufsgruppen und 
damit auch für die Streichung der Rechtsverordnungs-
ermächtigung in § 7 Abs. 3 ausgesprochen. 

Auf die Erfassung des Personalstands nach Berufs-
gruppen kann jedoch nicht verzichtet werden. Die 
Daten ermöglichen den notwendigen Überblick über 
Stand und Entwicklung der Struktur der öffentlichen 
Bediensteten nach relevanten Kriterien und Merk-
malsgruppen und bilden eine Grundlage für die Vor-
bereitung und Durchführung von Tarifverhandlun-
gen im öffentlichen Dienst sowie für Besoldungsan-
passungsvorhaben. Sie sind überdies von besonde-
rem Interesse für die Steuerung der Personalausga-
benanteile an den Gesamtausgaben der öffentlichen 
Haushalte und spiegeln die Auswirkungen von Haus-
haltsstrukturmaßnahmen vor allem in den Gebiets-
körperschaften wider. Sie sind als Beurteilungs-
grundlage für Auswirkungen geplanter Dienstrechts-
reformen und anderer Vorhaben langfristig erfor-
derlich und vermitteln einen Überblick über das in 
Ausbildung befindliche Personal und die unmittel-
bare Berufsförderung durch die öffentliche Hand. 

Dem Vorschlag der Dienstaufsichtsbehörden bei den 
rechtlich selbständigen Wirtschaftsunternehmen auch 
auf eine Untergliederung nach Laufbahngruppen und 
Altersgruppen zu verzichten, da zum einen eine Un-
tergliederung nach Laufbahngruppen wegen beste-
hender Zuordnungsschwierigkeiten nicht möglich sei 
und zum anderen die Personalplanungen des Bun-
des, der Länder und Gemeinden nicht so weit gehen 
könnten, daß sie sich auch auf selbständige Wirt-
schaftsunternehmen erstrecken, konnte. nicht gefolgt 
werden. Angaben über einen dem öffentlichen Dienst 
zuzuordnenden Bereich sind zur Vorbereitung und 
Beurteilung tarifpolitischer Maßnahmen mit mög-
licherweise erheblicher Rückwirkung auf den eigent-
lichen öffentlichen Dienst unabweisbar. Hierzu gehö-
ren vor allem Angaben über Alters- und Laufbahn-
gruppen. 
Die bisher alle drei Jahre durchzuführende Personal-
wechselstatistik soll künftig nur noch alle sechs Jah-
re durchgeführt werden, da sich die Gründe der Per-
sonalfluktuation nicht kurzfristig ändern. 

Dem von den Dienstaufsichtsbehörden der Statisti-
schen Landesämter vorgeschlagenen Verzicht auf 
diese Statistik konnte nicht gefolgt werden, da die 
Angaben der Personalwechselstatistik in größeren 
zeitlichen Abständen für unverzichtbar u. a. für die 
Tarifpolitik und die Beobachtung der Entwicklung 
der Struktur der öffentlichen Bediensteten gehalten 
werden. 
Verzichtet werden soll auf die Erfassung der Ver-
sorgungsempfänger der rechtlich selbständigen Wirt-
schaftsunternehmen sowie der sonstigen juristischen 
Personen, da sich gezeigt hat, daß in diesen Berei-
chen nur sehr wenige nach dem Beamtenrecht zu 
versorgende Personen vorkommen. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben sich für einen Verzicht auf die ge-
samte Versorgungsempfängerstatistik ausgespro-
chen. 
Auch diesem weitergehenden Kürzungsvorschlag 
konnte nicht gefolgt werden, da die Daten für die 
Aufstellung der Haushaltspläne erforderlich sind. 

Zu Artikel 19 Nr. 1 bis 3 

Gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 5 waren die Statistik der Ge-
werbesteuer vom Ertrag und Kapital, die Statistik 
der Zerlegungsanteile sowie die Statistik der Lohn-
summensteuer nur für die Jahre 1966 und 1970 
durchzuführen. Die Arbeiten an diesen Statistiken 
sind inzwischen, mit Ausnahme der Statistik der 
Zerlegungsanteile 1970, zum Abschluß gekommen. 
Ihre weitere Bearbeitung würde noch einen be-
trächtlichen Aufwand erfordern, der nicht vertretbar 
ist. Wegen der in den meisten Ländern zwischen-
zeitlich durchgeführten Gebietsreform haben die Er-
gebnisse der Zerlegungsstatistik kaum noch Aus-
sagefähigkeit. Der entsprechende regionale Daten-
bedarf kann weitgehend mit der Finanzstatistik 
(Realsteuervergleich) gedeckt werden. 

Auf die Erbschaftsteuerstatistik kann nach 1978 ver-
zichtet werden. Sie war bereits für den Zeitraum 
1963/66 wegen der geringen Aussagefähigkeit ihrer 
Ergebnisse eingestellt worden. Allerdings muß zur 
Feststellung der Auswirkungen der Erbschaftsteuer

-

reform von 1974 an dem sechsjährigen Erhebungs-
turnus bis 1978 festgehalten werden. 

Zu Artikel 19 Nr. 4 

Auf die bisherige gesonderte Kennzeichnung der 
Industrie- und Handwerksunternehmen in den Steu-
erstatistiken wird verzichtet; die Bruttowertschöp-
fung des Handwerks kann aus anderen Informatio-
nen abgeleitet werden. 

Zu Artikel 19 Nr. 5 

Auf dem Gebiet der Verbrauchsteuern werden von 
den Hauptzollämtern und Oberfinanzdirektionen 
aufgrund von Daten, die im Geschäftsgang anfallen, 
Übersichten erstellt und dem Statistischen Bundes-
amt zugeleitet. Das Statistische Bundesamt faßt die 
Daten zusammen, bereitet sie auf und wertet sie aus. 
In der Fachserie 14 „Finanzen und Steuern" werden 
Berichte veröffentlicht, die keine Einzelangaben ent-
halten. Durch die zunehmende Konzentration in den 
einschlägigen Wirtschaftsbereichen (z. B. in der ta-
bakverarbeitenden Industrie, im Brauereigewerbe, in 
der Schaumweinindustrie) läßt sich nicht ausschlie-
ßen, daß es in einzelnen Bezirken nur noch einen 
Betrieb gibt, dessen Daten (z. B. über den Bieraus-
stoß, die Menge der in einem bestimmten Zeitraum 
von dem Betrieb versteuerten Erzeugnisse) dem Be-
arbeiter des Statistischen Bundesamtes zur Kennt-
nis gelangen, der sie unschwer als die eines be-
stimmten Steuerpflichtigen erkennen kann. Im Inter-
esse der vom Statistischen Bundesamt herausgege-
benen Verbrauchsteuerstatistiken, auf die die be-
troffenen Wirtschaftskreise großen Wert legen, muß 
die Weitergabe solcher Einzelangaben hingenommen 
und als nicht gegen das Steuergeheimnis verstoßend 
behandelt werden. Eine Gefährdung von Interessen 
einzelner Steuerpflichtiger besteht nicht, da der 
Bearbeiter des Statistischen Bundesamtes auch an 
das Steuergeheimnis gebunden ist (§ 30 Abs. 2 Nr. 1 
AO 1977) und außerdem der Geheimhaltungspflicht 
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des § 12 StatGes unterliegt. Für die Weitergabe von 
Einzelangaben auf dem Gebiete der Biersteuersta-
tistik an Statistische Landesämter muß Entspre-
chendes gelten. Gegenwärtig werden in Bayern 
Biersteuerübersichten auch dem Bayerischen Sta-
tistischen Landesamt übermittelt. 

Zu Artikel 19 Nr. 6 

Es handelt sich lediglich um eine Folgeänderung zu 
Nummer 5. 

Zu Artikel 20 

Die bisher vierteljährlich durchgeführte Verdienst-
erhebung in Industrie und Handel wird künftig 
halbjährlich erfolgen, und zwar jeweils für April 
und Oktober. Einschränkungen des Informationsan-
gebotes können mit Hilfe der Tariflohnstatistik und 
der Ergebnisse der monatlichen Berichterstattung 
im Produzierenden Gewerbe z. T. ausgeglichen wer-
den. 

Für die mit der Verdiensterhebung im Handwerk 
erfaßten Handwerkszweige wird die Periodizität 
von bisher halbjährlich auf jährlich verlängert und 
die Erhebung künftig jeweils für Mai durchgeführt. 

Zu Artikel 21 Nr. 1 

Auf das Merkmal „Angaben für die Planung von 
Abfallbeseitigungsanlagen" kann verzichtet werden, 
da entsprechende Informationen aus nichtstatisti-
schen Unterlagen (z. B. Abfallbeseitigungsplänen) 
gewonnen werden können. 

Zu Artikel 21 Nr. 2 und 3 

Durch die vorgesehene Ergänzung der Rechtsver-
ordnungsermächtigung des § 15 sollen weitere Mög-
lichkeiten der flexibleren Gestaltung und Anpassung 
der Umweltstatistiken an veränderte Umstände er-
öffnet werden. Durch die neue Nummer 3 kann den 
Vorschlägen der Dienstaufsichtsbehörden der Stati-
stischen Landesämter entsprochen werden, die Sta-
tistik der Abfallbeseitigung (§ 4) auf den Bereich des 
Produzierenden Gewerbes und der Krankenhäuser 
sowie die Statistik der Wasserversorgung und Ab-
wasserbeseitigung (§ 6) auf den Bergbau und das 
verarbeitende Gewerbe zu beschränken, falls die 
zur Zeit noch laufenden Prüfungen ergeben, daß 
durch den Verzicht auf die Erfassung vor allem der 
Bereiche Handel und Verkehr keine .wesentlichen 
Informationen entfallen. Von einer gesetzlichen 
Änderung, wie sie von den Dienstaufsichtsbehörden 
der Statistischen Landesämter vorgeschlagen wor-
den ist, ist abgesehen worden, da hierdurch nicht 
die erforderliche Flexibilität für weitere mögliche 
Änderungen der Berichtkreise erreicht wird. Sobald 
die laufenden Prüfungen abgeschlossen sind, wird 
eine entsprechende Rechtsverordnung vorgelegt 
werden. 

In gleicher Weise soll dem Vorschlag der Dienst-
aufsichtsbehörden der Statistischen Landesämter auf 
zeitliche Verschiebung der Erhebungen für die Be-
reiche Abfall entsprochen werden. Eine entspre-
chende, auf § 15 Nr. 2 beruhende Rechtsverordnung 
befindet sich z. Z. in Vorbereitung. 

Im Hinblick auf die für alle Bereiche vorgesehene 
neue Rechtsverordnungsermächtigung in § 15 Nr. 3 
kann auf die gesonderte Regelung in § 4 Abs. 3 ver-
zichtet werden. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben sich überdies für den Wegfall der 
Merkmale „Gebühren und Beiträge" ausgesprochen, 
weil diese Daten von den Unternehmen nur lücken-
haft geliefert würden. 

Einer Streichung dieser Merkmale könnte nur zuge-
stimmt werden, wenn anstelle ' dieser Merkmale 
Fragen nach den Kosten für den Betrieb von Um-
weltschutzanlagen in das Gesetz aufgenommen 
würden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt laufen Un-
tersuchungen, ob das Rechnungswesen der Unter-
nehmen die Erfassung der Umweltschutzkosten er-
möglicht. Bei einem positiven Ergebnis könnte dem 
Streichungsvorschlag der Länder und der Aufnahme 
des Merkmals „Kosten für den Betrieb von Umwelt-
schutzanlagen" entsprochen werden, da Gebühren 
und Beiträge dann eine Kostenart unter mehreren 
darstellen würden. Solange diese Frage jedoch nicht 
geklärt ist, kann auf die Merkmale „Gebühren und 
Beiträge" nicht verzichtet werden. 

Zu Artikel 22 

Zur redaktionellen Anpassung des Verordnungs

-

textes sollen folgende Merkmale gestrichen werden: 

— Art  der Veredelungsarbeit, 

— Empfangsland, 

— Zollbetrag. 

Zu Artikel 22 Nr. 1 

Es handelt sich lediglich um eine redaktionelle Än-
derung zur Gewinnung einer besseren Zitierweise 
der Verordnung. 

Zu Artikel 22 Nr. 2 

Es handelt sich hierbei um die durch Streichung 
des Merkmals „Veredelungsarbeit" erforderlichen 
redaktionellen Änderungen des Textes der Durch-
führungsverordnung. 

Zu Artikel 22 Nr. 3, 4 und 5 

Zur Rationalisierung der Außenhandelsstatistik sol-
len die Befreiungsgrenzen für die statistische Aus-
kunftspflicht bei den Waren der gewerblichen Wirt-
schaft von bisher 300 DM auf 500 DM und bei den 
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Waren der  Ernährung und Landwirtschaft von bis-
her 50 DM auf 100 DM angehoben und die damit in 
einem engen Zusammenhang stehenden Wertgren-
zen in den Vorschriften entsprechend angepaßt 
werden. 

Zu Artikel 23 Nr. 1 und 2 

Künftig soll auf die Betriebsleistungsdaten sowohl 
für die Deutsche Bundesbahn als auch für die nicht-
bundeseigenen Eisenbahnen im Rahmen der von den 
Statistischen Ämtern durchzuführenden Eisenbahn-
statistik verzichtet werden. Zu den Betriebsleistungs-
daten gehören nicht die in der Betriebsstatistik auf-
geführten Bahnbetriebsunfälle, auf deren Erfassung 
auch künftig nicht verzichtet werden kann. 

Zu Artikel 23 Nr. 3 

Auf die Erfassung der Beförderungsmenge im Ge-
päckverkehr soll verzichtet werden, da der Um-
fang des Gepäckverkehrs, gemessen am übrigen Gü-
terverkehr, von geringer Bedeutung ist. 

Zu Artikel 23 Nr. 4 

Zur Rationalisierung der Eisenbahnstatistik wird der 
Güterverkehr nach Entfernungsstufen und wichtigen 
Gütergruppen sowie die Menge des Versandes und 
Empfanges wichtiger Knotenpunkte nicht mehr mo-
natlich, sondern nur noch jährlich erhoben und auf-
bereitet. 

Zu Artikel 24 

Die Essigsäuresteuerstatistik wird beim Statistischen 
Bundesamt wegen des fehlenden Informationsbedürf-
nisses und der geringen Bedeutung, gemessen am 
Gesamtsteueraufkommen, gestrichen. 

Zu Artikel 25 Nr. 1 

Die Periodizität bei der wöchentlichen Erhebung 
und Veröffentlichung der Verbraucherpreise wird 
im Hinblick auf das geringe Informationsbedürfnis, 
und den beträchtlichen Erhebungsaufwand auf mo-
natlich verlängert. 

Die Dienstaufsichtsbehörden der Statistischen Lan-
desämter haben überdies vorgeschlagen, die Erhe-
bung der Einkaufspreise landwirtschaftlicher Be-
triebsmittel künftig nur noch vierteljährlich anstatt 
monatlich durchzuführen, da diese Einkaufspreise 
geringeren monatlichen Schwankungen unterlägen 
als die Preise der landwirtschaftlichen Erzeugnisse. 
Diesem Vorschlag konnte nicht gefolgt werden, da 
die Beurteilung der jeweiligen landwirtschaftlichen 
Einkommenslage in starkem Maße von der Entwick-
lung der Betriebsmittelpreise abhängt, so daß eine 
Umstellung auf eine vierteljährliche Erhebung zu 
einer erheblichen Verzögerung führen würde. Eine 
laufende Beobachtung ist auch deshalb erforderlich, 
weil einkommenspolitische Maßnahmen teilweise 
an einzelne Betriebsmittelpreise geknüpft werden. 
Im Rahmen der Harmonisierung der Preisstatistiken 

in der EG wurde überdies eine monatliche Durchfüh-
rung für Betriebsmittel vereinbart. 

Zu Artikel 25 Nr. 2 

Die Preise für Leistungen des Gaststätten- und Be-
herbergungsgewerbes sind monatlich auf einer 
schmalen Basis erfaßt, um die laufenden Preisver-
änderungen im Gastgewerbe, wie sie im Lebenshal-
tungsindex zum Ausdruck kommen, zu beobachten. 
Die darüber hinaus auf breiterer Grundlage jährlich 
im August vorzunehmende Erhebung, die auch 
Durchschnittspreise für Gemeindegruppen erbringt, 
wird künftig, soweit die Erhebungen für regionale 
Preisvergleiche bestimmt sind, alle 3 Jahre durch-
geführt. In den Zwischenjahren erfolgt eine jähr-
liche Fortschreibung mit Hilfe der jeweiligen Mo-
natswerte für August. 

Zu Artikel 26 

Um eine „Versteinerung" von Verordnungsrecht zu 
Gesetzesrecht durch die in diesem Gesetz vorge-
nommenen Änderungen von Verordnungen zu ver-
meiden, sieht dieser Artikel vor, daß auch die durch 
dieses Gesetz geänderten Teile der entsprechenden 
Verordnungen künftig wieder durch Verordnungen 
geändert werden können. Eine Änderung ist jedoch 
nur zulässig, wenn die Verhältnisse sich derart än-
dern, daß zur Gewinnung zuverlässiger statistischer 
Ergebnisse die durch dieses Gesetz vorgesehenen 
Einschränkungen wieder rückgängig gemacht wer-
den müssen — z. B. Senkung der Befreiungsgrenzen 
für die  statistische Auskunftspflicht in der Außen-
handelsstatistik — oder wenn eine weitere Verein-
fachung vorgesehen wird — z. B. Anhebung der sta-
tistischen Meldegrenze in der Außenhandelssta-
tistik —. 

Zu Artikel 27 

Diese Vorschrift ermächtigt die zuständigen Bun-
desminister zur Neubekanntmachung der in diesem 
Gesetz geänderten Gesetze und Verordnungen. 

Zu Artikel 28 

Dieser Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 29 

Dieser Artikel regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

C. Kosten 

Durch die Ausführung des Gesetzes entstehen keine 
Kosten. Die Einschränkung der einzelnen Bundes-
statistiken wird bei den ausführenden Behörden in 
Bund und Ländern zu Kosteneinsparungen führen; 
von einer Schätzung der Einsparungsbeträge ist we-
gen des damit verbundenen erheblichen Verwal-
tungsaufwandes und im Hinblick auf den Unsicher-
heitsgrad dieser Berechnungen abgesehen worden. 
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D. Abweichendes Votum der Kommunalen Spitzen-
verbände 

Die Kommunalen Spitzenverbände haben sich ge-
gen den in Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b, bb) vorgese-
henen Verzicht auf die Erfassung der Anstaltssterbe-
fälle ausgesprochen. Überdies fordern sie, daß in den 
Großstädten mit 500 000 und mehr Einwohnern eben-
so wie in den Stadtstaaten keine repräsentativen 
Viehzählungen im Dezember und keine Zwischen-
zählungen (Artikel 4 Nr. 1 Buchstabe d) stattfinden. 

Ebenso halten sie die Durchführung der Arbeits-
kräfteerhebungen in der Land- und Forstwirtschaft 
nur in jedem zweiten Erhebungsjahr (Artikel 5 
Nr. 1) in den Großstädten mit 500 000 und mehr Ein-
wohnern für ausreichend. Ein Verzicht auf die Erfas-
sung des Personalstandes der rechtlich selbständigen 
Wirtschaftsunternehmen nach Einstufungen und be-
ruflicher Gliederung (Artikel 18 Nr. 6 b, bb) ist nach 
Auffassung der Kommunalen Spitzenverbände nicht 
vertretbar. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

I. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen:". 

Begründung 

Artikel 80 Abs. 2 GG regelt den föderativen 
Aspekt der Verordnungsgebung des Bundes. 
Sinn und Zweck des Zustimmungserfordernis-
ses aus Artikel 80 Abs. 2 GG liegen darin, 
daß der Bundesrat und damit die Länder 
(Artikel 50 GG) maßgeblichen Einfluß auf 
alle Normen erhalten sollen, die zur Durch-
führung und Ergänzung der gesetzlichen Vor-
schriften ergehen, auf die sich die Zustim-
mung des Bundesrates bezieht oder die von 
den Ländern ausgeführt werden (vgl. 
BVerfGL 24, 184/197 ff.). Dieser Gesichts-
punkt kommt hinsichtlich des Artikels 23 
zum Tragen. Bei der vorgesehenen Ände-
rung der Verordnung durch Gesetz ohne Zu-
stimmung des Bundesrates wird auch die Zu-
ständigkeit dieses Legislativorgans insoweit 
eingegriffen, als dieser die Verantwortung 
für die ursprüngliche Regelung, d. h. die Ver-
ordnung, mitübernommen hatte. Es würde 
aber zu einer von der Verfassung nicht ge-
wollten Verkürzung der Mitwirkung des 
Bundesrates an der Rechtsetzung führen, 
wenn das Erfordernis der Zustimmung zu 
solchen Rechtsverordnungen (bzw. zu ihren 
Änderungen) durch ein späteres einfaches 
Bundesgesetz ohne Zustimmung des Bun-
desrates beseitigt werden könnte (vgl. 
BVerfGE 28, 66/76 ff.), wie dies mit Arti-
kel 23 beabsichtigt ist. 

II. Zu Artikel 1 

Zu Nummer 2 (§ 2) 

In Nummer 2 ist vor Buchstabe a folgender 
Buchstabe Oa einzufügen: 

,Oa. In Nummer 1 Buchstabe b werden die 
Worte „ , bisheriger Familienstand und 
Kinder der Ehegatten" durch die Worte 
„und bisheriger Familienstand" ersetzt.' 

Begründung 

Mit der vorgeschlagenen Änderung wird bei 
der Statistik der Eheschließungen auf die Er-
fassung der Zahl der Kinder der Ehegatten 
verzichtet. Das Merkmal ist entbehrlich, weil 

ein Bedarf an einschlägiger Information nicht 
mehr besteht. 

III. Nach Artikel 1: Artikel 1 a 

Nach Artikel 1 ist folgender Artikel 1 a ein-
zufügen: 

,Artikel 1 a 

Gesetz über die Durchführung einer 
Repräsentativstatistik der Bevölkerung 
und des Erwerbslebens (Mikrozensus) 

§ 3 des Gesetzes über die Durchführung 
einer Repräsentativstatistik der Bevölkerung 
und des Erwerbslebens (Mikrozensus) vom 
15. Juli 1975 (BGBl. I S. 1909) wird wie folgt 
geändert: 

1. In Absatz 1 wird Nummer 8 gestrichen. 
Die bisherigen Nummern 9 und 10 werden 
Nummern 8 und 9. 

2. In Absatz 2 werden im Eingangssatz die 
Worte „Nr. 1 bis 10" durch die Worte 
„Nr. 1 bis 9" sowie die letzten drei Halb-
sätze (zu Nr. 8 bis 10) durch die folgen-
den Halbsätze 
„Nr. 8 jährlich mit einem Auswahlsatz 

von 0,1 vom Hundert, 
Nr. 9 im Abstand von vier Jahren mit 

einem Auswahlsatz von 1 vom 
Hundert." 

ersetzt.' 

Begründung 

Mit der vorgeschlagenen Streichung wird 
auf die Erhebung „Fragen zur Gesundheit" 
im Rahmen des Mikrozensus verzichtet. Die 
Daten zur Gesundheit können der „Statistik 
der gesetzlichen Krankenkassen über Ar-
beitsunfähigkeitsfälle und -tage nach Krank-
heitsarten" entnommen werden. 

IV. Zu Artikel 2 

1. Zu Nummer 1 (§ 2) 

In Nummer 1 Buchstabe a sind die Worte 
„3 und 5" durch die Worte „3, 5 und 8" 
zu ersetzen. 

Als Folge sind 

a) in Nummer 1 der Buchstabe b wie 
folgt zu fassen: 
„Die bisherigen Nummern 4, 6 und 7 
werden Nummern 3, 4 und 5." ; 
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b) in Nummer 2 in § 3 im Eingangssatz 
die Worte „§§ 4 bis 10" durch die 
Worte „§§ 4 bis 9", in Nummer 8 das 
Zitat „§ 2 Nr. 1, 2 und 6" durch das 
Zitat „§ 2 Nr. 1 und 2" zu ersetzen; 

c) Nummer 10 wie folgt zu fassen: 
„§ 14 wird gestrichen."; 

d) in Nummer 11 in § 11 Abs. 3 die Wor-
te „und § 10" zu streichen; 

e) in Nummer 12 Buchstabe a Doppel-
buchstabe aa die Worte „§§ 4 bis 10" 
durch die Worte „§§ 4 bis 9" zu erset-
zen; 

f) in Nummer 13 Buchstabe a in § 13 
Abs. 1 die Nummer 5 wie folgt zu fas-
sen: 
„5. die Leiter der Verwaltungen der 

in § 2 Nr. 1 und 2 genannten Ein-
richtungen für die Erhebungen 
nach § 5 Nr. 4, §§ 6 und 8,". 

Begründung 

Auf die Erfassung der „Studentenwerke, 
der von ihnen verwalteten Einrichtungen 
und sonstiger studentischer Einrichtungen, 
soweit sie aus öffentlichen Mitteln geför-
dert werden", (§ 2 Nr. 8) kann verzichtet 
werden, weil die Ergebnisse für eine um-
fassende Information im Studienbereich 
nicht notwendig sind. Wegen der zu er-
wartenden Abgrenzungsschwierigkeiten 
ist auch die Verwertbarkeit der Erhe-
bungsergebnisse zweifelhaft. 

2. Zu Nummer 2 (§ 3) und Nummer 8 (§ 8) 

a) In Nummer 2 sind in § 3 Nr. 8 die 
Worte „Gebäude und" zu streichen. 

b) In Nummer 8 sind in § 8 Nr. 2 die 
Worte „Gebäude und" zu streichen. 

Begründung 

Die Frage der Feststellung des Ersatzbe-
darfs wird und kann nicht aufgrund sta-
tistischer Ergebnisse entschieden werden. 
Hierfür sind andere Unterlagen maßge-
bend und vorhanden. 

3. Zu Nummer 3 (§ 4) 

Nummer 3 ist wie folgt zu fassen: 

,3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In § 4 Nr. 2 ... (wie Gesetzent-
wurf). 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 
„Die Verlaufsstatistik soll nur mit 
wenigen wichtigen Merkmalen 
durchgeführt werden (Semester, 

Hochschule, Studienfach, angestreb-
te Abschlußprüfung)."' . 

Begründung 

Eine gesetzliche Einschränkung des Fra-
genkatalogs erscheint zweckmäßig und 
wünschenswert. 

4. Zu Nummer 11 (§ 11) 

In Nummer 11 ist § 11 Abs. 3 wie folgt zu 
fassen: 

„(3) Die Erhebungen nach § 3 Nr. 9 
werden alle fünf Jahre und die Erhe-
bungen nach § 5 alle sechs Jahre durch-
geführt; die Bestandsveränderungen wer-
den jährlich erhoben. Bei den Erhebun-
gen nach § 8 Nr. 2 werden nur die Be-
standsveränderungen erhoben, und zwar 
jährlich." 

Begründung  

Eine Überprüfung der Fortschreibung 
durch eine erneute Bestandserhebung, die 
bei den Hochschulen und den Statistischen 
Landesämtern erhebliche Kosten verur-
sacht, ist nicht erforderlich, da der Ge-
bäudebestand nur geringfügigen Ände-
rungen unterworfen ist. 

5. Zu Nummer 12 (§ 12) 

a) In Nummer 12 Buchstabe a ist Doppel-
buchstabe bb wie folgt zu fassen: 

„bb) Nummer 4 wird gestrichen." 

Begründung 

Auf das Merkmal Arbeitszeitaufwand 
in Forschung, -  Lehre und Verwaltung 
kann verzichtet werden, da der Tatbe-
stand nur schwer definiert werden 
kann und deshalb objektive Aussagen 
nicht erwarten läßt. 

b) In Nummer 12 Buchstabe b sind in 
§ 12 Abs. 3 nach dem Wort „Studien-
bewerber" das Komma durch das Wort 
„und" zu ersetzen und die Worte „so-
wie über Teilnehmer an Weiterbil-
dungskursen der Hochschulen, ein-
schließlich Einrichtungen für Fernstu-
dienlehrgänge und Weiterbildungs-
kurse, die einem Hochschulstudium 
vergleichbar sind," zu streichen. 

Begründung 

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, die stati-
stischen Gesetze von entbehrlichen Erhe-
bungen zu entlasten. Deshalb sollten nach 
diesem Gesetz möglichst keine Voraus- 
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Setzungen für zusätzliche Erhebungen ge-
schaffen werden. Außerdem sollte die Ent-
wicklung der neuen Studienmöglichkeiten 
„Weiterbildung und Fernstudium" abge-
wartet werden. 

Bei der vorgesehenen Erhebung stünde 
der Informationsgewinn in keinem Ver-
hältnis zu ihren Kosten, da es sich bei 
den Auskunftspflichtigen überwiegend um 
private Träger handelt, von denen auch 
bei einer gesetzlichen Regelung erfah-
rungsgemäß keine oder nur unvollstän-
dige Auskünfte zu erhalten sind. 

V. Zu Artikel 3 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, 
sich bei den Europäischen Gemeinschaften 
dafür einzusetzen, daß EG-Normen im Be-
reich der Agrarstatistik grundsätzlich nur in 
Form von Richtlinien ergehen. 

Begründung 

Die Anordnung von EG-Statistiken durch 
Verordnung der Europäischen Gemeinschaf-
ten beläßt dem nationalen Gesetzgeber kei-
nen Spielraum mehr, um innerstaatlichen Be-
sonderheiten Rechnung zu tragen. So sollten 
die Stadtstaaten Berlin, Bremen und Ham-
burg auch künftig nur in beschränktem Um-
fang an der Agrarberichterstattung beteiligt 
werden, da repräsentative Erhebungen in den 
Stadtstaaten wegen der kleinen und in der 
Regel sehr heterogenen Grundgesamtheit 
wenig zuverlässige Ergebnisse bringen. 

VI. Zu Artikel 3 und 4 

1. Zu Artikel 3 Nr. 1 (§ 3) 

In Nummer 1 ist .§ 3 Abs. 3 wie folgt zu 
fassen: 

„(3) Die Angaben nach Absatz 1 Nr. 1 
und 3 werden den jeweiligen Erhebungen 
des Berichtsjahres, die Angaben nach Ab-
satz 1 Nr. 2 werden der Erhebung des 
Vorjahres entnommen." 

2. Zu Artikel 4 Nr. 1 (§ 1) 

Nummer 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) Unter Buchstabe a ist in § 1 Abs. 1 
Satz 2 die Zahl „1980" durch die Zahl 
„1981" zu ersetzen. 

b) Unter Buchstabe b ist in Doppelbuch-
stabe aa in § 1 Abs. 2 Satz 1 sowie in 
Doppelbuchstabe bb in § 1 Abs. 2 
Satz 3 jeweils die Zahl „1981" durch 
die Zahl „1980" zu ersetzen. 

c) Unter Buchstabe c ist in § 1 Abs. 3 
Satz 3 die Zahl „1981" durch die Zahl 
„1980" zu ersetzen. 

Begründung zu 1. und 2. 

Die Heranziehung der Ergebnisse der vor

-

jährigen Dezemberviehzählung zur Abgren-
zung der betrieblichen Einheiten in der 
Agrarberichterstattung, die jeweils im Mai 
des Folgejahres durchgeführt wird, erleich-
tert nicht nur das Erhebungsgeschäft, son-
dern vermeidet auch die Befragung der Aus-
kunftspflichtigen nach den Viehbeständen im 
Rahmen der Bodennutzungserhebung. — Au-
ßerdem wird die Erstellung der Ergebnisse 
der Agrarberichterstattung jeweils um ein 
halbes Jahr beschleunigt. 

VII. Zu Artikel 4 

Zu Nummer 1 (§ 1) 

In Nummer 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe 
bb sind in § 1 Abs. 2 Satz 3 die Worte „jedes 
zweite Jahr" zu streichen und die Worte 
„nach Betriebs- und Bestandsgrößenklassen" 
durch die Worte „alle zwei Jahre nach Be-
standsgrößenklassen und alle vier Jahre nach 
Betriebs- und Bestandsgrößenklassen" zu er-
setzen. 

Begründung 

Die Erstellung der Kreuztabelle über die 
Viehbestände nach Größenklassen der Halter 
und nach Bestandsgrößenklassen ist sehr auf-
wendig und wird daher nur noch alle vier 
Jahre vorgenommen. Dies ist mit keinem we-
sentlichen Informationsverlust verbunden, da 
der Hauptbedarf auf die Aufbereitung nach 
Bestandsgrößenklassen ausgerichtet ist. 

VIII. Zu Artikel 6 

1. Zu Nummer 1 (§ 2) 

Nummer 1 ist wie folgt zu fassen: 

,1. In § 2 Buchstabe B werden die Worte 
„alle vier bis sechs Jahre" durch die 
Worte „alle sechs Jahre, beginnend 
1980 für 1979," ersetzt.' 

Begründung 

Mit dem Wegfall des „Zensus" bei Be-
trieben wiederholt der Bund einen Vor-
schlag, der schon anläßlich der Beratun-
gen -  zum Gesetz über das Produzierende 
Gewerbe ein zentraler Streitpunkt zwi-
schen Bund und Ländern war und an dem 
das Gesetz so lange zu scheitern drohte, 
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bis der Standpunkt der Länder vom Bund 
akzeptiert wurde. Die Länder können auf 
diesen Zensus auch heute nicht verzich-
ten, weil regionale Nettowerte für die 
Berechnung regionaler  Produktionsindi-
zes und für Zwecke der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen der Länder un-
bedingt erforderlich sind. Darüber hinaus 
zeitigte die vom Bund angeregte Prüfung, 
inwieweit entsprechende Informationen 
aus anderen statistischen Erhebungen zur 
Verfügung gestellt werden können, bis 
heute kein Ergebnis. Die vorgesehene 
Periodizität von sechs Jahren stellt den 
für die Länder gerade noch vertretbaren 
Abstand der Durchführung von Zensen 
dar. 

2. Zu Nummer 2 (§ 3) 

Nummer 2 ist wie folgt zu fassen: 

,2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe B werden in Ziffer I 
die Worte „Buchstabe C Ziff. I" 
durch die Worte „Buchstabe D 
Ziff. I" ersetzt und die Ziffern II 
und III gestrichen. 

b) Nach Buchstabe B wird folgender 
neuer Buchstabe C eingefügt: 

„C. alle 2 Jahre, beginnend 1979 
für 1978, 

I. bei höchstens 15 000 der 
nach Buchstabe B erfaßten 
Unternehmen 

1. die tätigen Personen, 

2. den Umsatz, 

3. die selbsterstellten An-
lagen, 

4. die Material- und Wa-
renbestände einschließ-
lich fertiger und unfer-
tiger Erzeugnisse am 
Anfang und Ende des 
Jahres, 

5. den Material- und Wa-
reneingang, 

6. die Kosten nach Kosten-
arten, 

7. die Umsatzsteuer, 

8. die Subventionen; 

II. bei den nach Ziffer I er-
faßten Unternehmen mit 
100 und mehr tätigen Per-
sonen für fachliche Unter-
nehmensteile  
1. die tätigen Personen, 

2. die Lohn- und Gehalts-
summen, 

3. den Umsatz, 

4. die selbsterstellten An-
lagen, 

5. die an andere Unterneh-
men und an fachliche 
Unternehmensteile ver-
gebenen Lohnarbeiten 
sowie die von diesen 
bezogenen Dienstlei

- stungen,  

6. die Lieferungen und Lei-
stungen an fachliche Un-
ternehmensteile, 

7. den Bestand an fertigen 
und unfertigen Erzeug-
nissen am Anfang und 
Ende des Jahres, 

8. den Materialver-
brauch;". 

c) Der bisherige Buchstabe C wird 
Buchstabe D und wird wie folgt ge-
ändert: 

Eingangs werden die Worte „alle 
4 bis 6 Jahre" durch die Worte „al-
le 6 Jahre, beginnend 1980 für 
1979," ersetzt; 

in Ziffer I werden die Worte „ , die 
nicht nach Buchstabe B Ziff. II er-
faßt werden," und die Nummern 
10 bis 13 gestrichen.' 

Begründung 

zu a) und b) 

Ein jährlicher Erhebungsturnus ist für 
die Kostenstrukturstatistik sachlich 
nicht zu rechtfertigen. Die Kosten-
strukturen unterliegen kurzfristig kei-
nen starken Schwankungen. In der 
Vergangenheit wurde sogar ein vier-
jährlicher Erhebungsturnus für ausrei-
chend erachtet. Diese Regelung hat im 
übrigen für andere Wirtschaftsberei-
che, die zum Teil bedeutend weniger 
statistisch durchleuchtet sind, nach wie 
vor Gültigkeit. 

Auch angesichts der allseits beklagten 
Überforderung der Wirtschaftsunter-
nehmen durch die amtliche Statistik 
sollte auf eine zweijährliche Periodizi-
tät umgestellt werden. Die Monatser-
hebungen für Betriebe ,und Mehrbe-
triebsunternehmen sowie die jährliche 
Investitionserhebung decken die in 
§ 3 Buchstabe B Ziffer II Nr. 1 bis 4 
erfaßten Tatbestände der bisher gel-
tenden Regelung bereits laufend ab. 
Das bedeutet, daß die Bruttoproduk-
tionswerte jährlich vorliegen. Damit 
sind auch die wichtigsten Eckwerte 
vorhanden, um Schätzungen für die 
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Zwischenjahre vornehmen zu können. 
Eine dieser Schätzungen wird zusätz-
lich dadurch abgesichert, daß der Zen-
sus jeweils für das Jahr angeordnet 
wird, in welchem eine Kostenstruktur-
erhebung nicht durchgeführt wird. 

zu c) 

Der Vorschlag des Bundes, die Zensen 
bei Unternehmen künftig nur noch alle 
neun bis elf Jahre durchzuführen bzw. 
sie ganz zu streichen, ist aus der allei-
nigen Sicht des Bundes in etwa ver-
ständlich, da er in der Regel kein In-
teresse an regional und fachlich tief-
gegliederten Ergebnissen hat bzw. ent-
sprechende Ergebnisse durch die Ko-
stenstrukturstatistik erhält. Aus der 
Sicht der Länder muß dieser Vorschlag 
jedoch abgelehnt werden, da die Er-
gebnisse aus den Repräsentativerhe-
bungen den Informationsbedarf vor-
nehmlich in politischer Hinsicht nicht 
zu befriedigen vermögen. 

Nach dem derzeit gültigen Gesetz er-
geben sich für die Durchführung des 
Zensus bei Unternehmen erhebliche 
Schwierigkeiten in den Ländern. So 
lassen sich die Erhebung und die Auf-
bereitung der gewonnenen Daten bei 
Betrieben von Mehrbetriebsunterneh-
men nur bei gleichzeitiger Erfassung 
des Unternehmens durch die Statisti-
schen Landesämter durchführen, da an-
dernfalls die notwendigen Vollzählig-
keits- und Plausibilitätskontrollen nur 
unter erheblichen Mehrbelastungen 
für die Auskunftspflichtigen möglich 
sind. Nach der bisherigen Regelung 
können jedoch Unternehmen von den 
Statistischen Ämtern der Länder zum 
Zensus nicht herangezogen werden, 
wenn diese im Rahmen der Kosten-
strukturstatistik gegenüber dem Sta-
tistischen Bundesamt auskunftspflich-
tig sind. Die vorgeschlagene Rege-
lung ermöglicht die unbedingt erfor-
derliche Koordinierung mit der Durch-
führung des Zensus bei den Betrieben. 

Auf die vom Bund vorgeschlagene 
Periodizitätsverkürzung für die Ma-
terial- und Wareneingangserhebungen 
im Bergbau und im Verarbeitenden 
Gewerbe sowie im Baugewerbe kann 
verzichtet werden. Die nunmehr vor-
geschlagene Periodizität von sechs 
Jahren wird dem Interesse des Bundes 
an diesen Zahlen auf Grund der zu-
nehmenden Bedeutung der Darstel-
lung von Produktions- und Lieferver-
flechtungen in der Volkswirtschaft ge-
recht. 

Den vom Bund vorgeschlagenen Ver-
zicht auf die im Frageprogramm der 

Zensen bei Unternehmen des Produ

-zierenden Gewerbes aufgeführten Tat

-

bestände „Wert der sonstigen Vorlei-
stungen", „gesetzliche und freiwillige 
Sozialaufwendungen", „Steuern — oh-
ne Einkommen-, Körperschaft- und 
Vermögensteuer —" und „Subventio-
nen" wird zugestimmt. 

3. Zu Nummer 3 (§ 5) 

Nummer 3 ist wie folgt zu fassen: 

,3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe A werden in Ziffer I 
die Worte „Buchstabe B Ziff. I" 
durch die Worte „Buchstabe C 
Ziff. I" ersetzt und die Ziffern II 
und III gestrichen.  

b) Nach Buchstabe A wird folgender 
neuer Buchstabe B eingefügt: 

„B. alle 2 Jahre, beginnend 1979 
für 1978, 

I. bei höchstens 4 000 der nach 
Buchstabe A erfaßten Un-
ternehmen 

1. die tätigen Personen, 

2. den Umsatz, bei Unter-
nehmen des Bauhaupt-
gewerbes auch die Jah-
resbauleistung, 

3. die selbsterstellten An-
lagen, 

4. die Material- und Wa-
renbestände einschließ-
lich fertiger und unfer-
tiger Erzeugnisse am 
Anfang und Ende des 
Jahres, 

5. den Material- und Wa-
reneingang, 

6. die Kosten nach Kosten

-

arten,  

7. die Umsatzsteuer, 

8. die Subventionen, 

9. die Forderungen aus 
Lieferungen und Lei-
stungen am Anfang und 
Ende des Jahres; 

II. bei den nach Ziffer I er-
faßten Unternehmen mit 

 100 und mehr tätigen Per-
sonen für fachliche Unter-
nehmensteile 

1. die tätigen Personen, 

2. die Lohn- und Gehalts-
summen, 
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3. den Umsatz, bei bau-
hauptgewerblichen Un-
ternehmensteilen auch 
die Jahresbauleistung, 

4. die selbsterstellten An-
lagen, 

5. die an andere Unterneh-
men und an fachliche 
Unternehmensteile ver-
gebenen Lohnarbeiten 
sowie von diesen bezo-
genen Dienstleistungen, 

6. die Lieferungen und Lei-
stungen an fachliche Un-
ternehmensteile, 

7. den Bestand an fertigen 
und unfertigen Erzeug-
nissen am Anfang und 
Ende des Jahres, 

8. den Materialver-
brauch;". 

c) Der bisherige Buchstabe B wird 
Buchstabe C und wird wie folgt 
geändert: 

Eingangs werden die Worte „alle 
4 bis 6 Jahre" durch die Worte 
„alle 6 Jahre, beginnend 1980 für 
1979," ersetzt; 

in Ziffer I werden die Worte „ , die 
nicht nach Buchstabe A Ziff. II er-
faßt werden," und die Nummern 10 
bis 14 gestrichen.' 

Begründung zu a) bis c) 

Auch im Bereich des Baugewerbes ge-
nügt es, die Kostenstrukturstatistik 
alle zwei Jahre zu erheben. Anderer-
seits ist es erforderlich, den Zensus 
bei Unternehmen alle sechs Jahre 
durchzuführen. Im einzelnen wird auf 
die Begründung zum Änderungsvor-
schlag zu Artikel 6 Nr. 2 verwiesen. 

4. Zu Nummer 4 (§ 6) 

Nummer 4 ist wie folgt zu fassen: 

,§ 6 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe B Ziff. II wird gestrichen; 
die Ziffern III und IV werden Ziffern II 
und III. 

b) Nach Buchstabe B wird folgender 
neuer Buchstabe C eingefügt: 

„C. alle 2 Jahre, beginnend 1979 für 
1978, 

bei höchstens 1100 der nach Buch-
stabe B Ziff. I erfaßten Unterneh-
men 

1. für die Unternehmen 

a) den Material- und Waren-
eingang, 

b) die Kosten nach Kosten-
arten, soweit nicht bereits 
in Buchstabe B Ziff. I Nr. 3 
und 6 genannt, 

c) die Umsatzsteuer, 
d) die Subventionen; 

2. für die fachlichen Unterneh-
mensteile 

a) den Materialverbrauch und 
den Wareneinsatz, 

b) die von anderen Unterneh-
men und den fachlichen 
Unternehmensteilen bezo-
genen Dienstleistungen, 

c) die Lieferungen und Lei-
stungen an die fachlichen 
Unternehmensteile;". 

c) Der bisherige Buchstabe C wird Buch-
stabe D und wird wie folgt geändert: 

Es werden die Worte „alle vier bis 
sechs Jahre" durch die Worte „alle 
sechs Jahre, beginnend 1980 für 1979," 
ersetzt 

und die Worte ,, , soweit die Erhebung 
nicht nach Buchstabe B Ziff. II erfolgt," 
sowie die Nummern 2 bis 5 gestrichen; 

die bisherige Nummer 6 wird Num-
mer 2.  

Begründung 

Auch hier gilt das zu Artikel 6 Nr. 2 Ge-
sagte; auf die dortige Begründung wird 
verwiesen. 

5. Zu Nummer 5 (§ 8) 

Nummer 5 ist wie folgt zu fassen: 
„5. § 8 Nr. 3 wird gestrichen." 

Begründung 

Es handelt sich um eine Folgeänderung 
(vgl. Artikel 6 Nr. 2 bis 4). 

6. Zu Nummer 6 (§ 10) 

In Nummer 6 ist § 10 Abs. 5 wie folgt zu 
fassen: 

„ (5) Eine Weiterleitung der nach § 3 
Buchstabe C Ziff. I und II, Buchstabe D 
Ziff. II, § 5 Buchstabe B Ziff. I und II, 
Buchstabe C Ziff. II, § 6 Buchstabe C er-
hobenen Einzelangaben, außer an die Sta-
tistischen Landesämter, ist ausgeschlos-
sen; insoweit finden die Absätze 1 bis 4 
keine Anwendung." 
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Begründung 

Mit dem Einschub „außer an die Statisti-
schen Landesämter" soll in den Jahren, 
in denen ein Zensus stattfindet, die Über-
spielung der vom Statistischen Bundesamt 
zentral erhobenen Einzelangaben für Un-
ternehmen an die Statistischen Landes-
ämter ermöglicht werden. Dies ist erfor-
derlich, damit Zensusergebnisse erstellt 
werden können. Darüber hinaus benöti-
gen die Statistischen Landesämter im 
Rahmen der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen der Länder zur regiona-
len Abgrenzung der Wertschöpfung auch 
jährlich die Einzelangaben der vom Sta-
tistischen Bundesamt erfaßten Unterneh-
men. An der richtigen regionalen Abgren-
zung der Wertschöpfung ist auch der 
Bund interessiert; denn die Ergebnisse 
der Gesamtrechnungen der Länder (Kreis-
berechnungen des Bruttoinlandsprodukts) 
werden unter anderem als wichtiger Indi-
kator für die „Gemeinschaftsaufgabe Ver-
besserung der regionalen Wirtschafts-
struktur" sowie vom Statistischen Bundes-
amt zur Erfüllung von Datenanforderun-
gen der Europäischen Gemeinschaften 
verwendet. 

Im übrigen handelt es sich um Folgeän-
derungen (vgl. Artikel 6 Nr. 2 bis 4). 

7. Zu Nummer 7 (§ 11) 

Nummer 7 ist wie folgt zu fassen: 

,7. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Angaben zu § 3 Buchsta-
be A Ziff. II, Buchstabe C 
Ziff. I und II, Buchstabe D 
Ziff. II, zu § 5 Buchstabe B 
Ziff. I und II sowie Buchsta-
be C Ziff. II werden vom Sta-
tistischen Bundesamt erhoben 
und aufbereitet." 

bb) In Satz 2 werden die Worte 
„Buchstabe B Ziff. IV" durch 
die Worte „Buchstabe B 
Ziff. III" und die Worte „§ 6 
Buchstabe C" durch die Worte 
„§ 6 Buchstabe D" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte 
„Buchstabe B Ziff. IV" durch die 
Worte „Buchstabe B Ziff. III" er-
setzt.' 

Begründung 

Es handelt sich um Folgeänderungen.  

IX. Nach Artikel 6: Artikel 6 a 

Nach Artikel 6 ist folgender Artikel 6 a ein-
zufügen: 

„Artikel 6 a 

Gesetz über Statistiken 
der Rohstoff- und Produktionswirtschaft 

einzelner Wirtschaftszweige 

Das Gesetz über Statistiken der Rohstoff-
und Produktionswirtschaft einzelner Wirt-
schaftszweige vom 11. November 1960 
(BGBl. I S. 842), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 22. Juni 1976 (BGBl. I S. 1607), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 wird Nummer 4 gestrichen. 

2. § 5 wird gestrichen." 

Begründung 

Im Rahmen der Statistik des Produzierenden 
Gewerbes fallen für den Bereich der Textil-
industrie ausreichende Informationen zur 
Beurteilung der Entwicklung in diesem Wirt-
schaftszweig an, so daß eine besondere Tex-
tilfachstatistik entbehrlich ist. 

X. Nach Artikel 8: Artikel 8 a 

Nach Artikel 8 ist folgender Artikel 8 a ein-
zufügen: 

,Artikel 8 a 

Gesetz über die Statistik der Wirtschafts

-

rechnungen privater Haushalte 

Das Gesetz über die Statistik der Wirt

-

schaftsrechnungen privater Haushalte vom 
11. Januar 1961 (BGBl. I S. 18), geändert 
durch Gesetz vom 19. Januar 1968 (BGBl. I  
S. 97), wird wie folgt geändert: 

In § 1 Nr. 2 Satz 2 wird nach dem zweiten 
Halbsatz folgender neuer Halbsatz eingefügt: 
„die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
ist in fünfjährigem Abstand zu wiederho-
len;".' 

Begründung 

Es ist unbedingt erforderlich, daß die Ein-
kommens- und Verbrauchsstichprobe „in 
fünfjährigem Abstand" wiederholt Wird. 

Der ohnehin große Mangel statistischen 
Quellenmaterials im Bereich der Einkom-
menserzielung und Einkommensverwendung 
privater Haushalte würde durch eine Ver-
längerung der Periodizität über fünf Jahre 
hinaus wesentlich verstärkt und die Diskus-
sion vermögens- und einkommenspolitischer 
Fragen noch schwieriger werden. 
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XL Zu Artikel 9 

Zu Nummer 3 (§ 3) 

a) In Nummer 3 Buchstabe a ist in § 3 Abs. 1 
der Eingangssatz wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Verkehrsstatistik erfaßt bei 
Unternehmen im Linienverkehr viertel-
jährlich:". 

Begründung 

Eine vierteljährliche Berichtsweise ist für 
den gesamten Linienverkehr ausreichend. 
Eine genaue Abgrenzung der Monatsan-
gaben ist durch die Vielfalt der Zeitkar-
ten (10er Karten etc.) und durch die Ab-
rechnungsschwierigkeiten der Verkehrs

-

Verbünde ohnehin problematisch. 

b) In Nummer 3 Buchstabe b sind in § 3 
Abs.. 2 im Eingangssatz nach dem Wort 
„Verkehrsformen" die Worte „bei Unter-
nehmen, die 4 und mehr Busse besitzen," 
einzufügen. 

c) In Nummer 3 ist nach Buchstabe b folgen-
der Buchstabe c anzufügen: 

,c. Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„ (3) Die Verkehrsstatistik erfaßt 
im Gelegenheitsverkehr nach § 46 des 
Personenbeförderungsgesetzes jähr-
lich getrennt nach Verkehrsformen 
bei Unternehmen, die weniger als 4 
Busse besitzen, 

1. Anzahl der beförderten Personen, 

2. Personen-Kilometer, 

3. Höhe der Einnahmen, 

4. Wagen-Kilometer." ' 

Begründung zu b) und c) 

Die Heranziehung der Unternehmen mit 
vier und mehr Bussen reicht zur viertel-
jährlichen Berichterstattung für die Be-
obachtung der' saisonalen Entwicklung 
aus. Die Unternehmen mit weniger Bus-
sen erbringen nach den bisherigen Er

-

fahrungen nur etwa ein Drittel der Be-
förderungs- und Verkehrsleistungen, be-
lasten aber die Erhebung wegen ihrer 
großen Zahl erheblich. 

XII. Zu Artikel 10 

Zu Nummer 6 (§ 13) 

In Nummer 6 sind in § 13 die Worte „§ 12 
Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für 
Bundeszwecke" durch die Worte „§ 11 Abs. 3 
des Gesetzes über die Statistik für Bundes-
zwecke vom ... (BGBl. I S....)" zu ersetzen. 

Begründung 

Mit Rücksicht auf die bevorstehende Neu-
fassung des Gesetzes über die Statistik für 
Bundeszwecke solte in § 13 die an die Stelle 
des § 12 Abs. 2 des BundesstatistikG 1953 
tretende Vorschrift zitiert werden. 

XIII. Zu Artikel 13 

Zu Nummer 2 (§ 7) 

Nummer 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die jährliche Erfassung der Angaben über 
den nichtgewerblichen Verkehr auf den 
Landeplätzen bringt keine Vereinfachung 
und keine Einsparung, da anstelle einer Sta-
tistik künftig zwei getrennte Statistiken für 
den gewerblichen und den nichtgewerblichen 
Verkehr gefertigt werden müßten. Dies 
dürfte zu einer erheblichen Mehrarbeit bei 
allen Beteiligten einschließlich dem Statisti-
schen Bundesamt führen. Allein deshalb 
muß bezweifelt werden, ob die geschätzte 
Einsparung von 30 000 DM möglich ist. 

Zum anderen muß bei einer Umstellung auf 
eine jährliche Erfassung aufgrund der Er-
fahrungen bei der Erfassung des Segelflugs 
— der bisher schon jährlich erfaßt wird — 
mit erheblichen Schwierigkeiten und Verzö-
gerungen gerechnet werden. Die vorgese-
hene Änderung hätte für die Luftfahrtbehör-
den erhebliche Nachteile, da Beurteilungs-
möglichkeiten für verschiedene Sachgebiete 
fehlen. 

XIV. Zu Artikel 17 

Zu Nummer 4 (§ 4) 

a) In Nummer 4 ist in § 4 Nr. 4 und 5 das 
Wort „zwei" jeweils durch das Wort 
„vier" zu ersetzen. 

Begründung 

Eine Erfassung im Abstand von vier Jah-
ren wird für ausreichend angesehen. Im 
Hinblick auf die finanziellen Engpässe 
aller öffentlichen und freien Träger ist 
nicht zu erwarten, daß sich die Hilfen in 
diesem Bereich kurzfristig ändern wer-
den. 

b) In Nummer 4 ist in § 4 Nr. 6 das Wort 
„zweite" durch das Wort „vierte" zu er-
setzen. 

Begründung 

Die zusätzlich zu erhebenden Merkmale 
„Stellung im Beruf, Art der Beschäftigung 
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und Arbeitsbereich, Art des Trägers 
und Art der Einrichtung" sollten nur 
jedes vierte Jahr erfaßt werden. Durch 
eine Verlängerung der Periodizität um 
zwei Jahre ist kein wesentlicher Infor-
mationsverlust zu befürchten, zumal we-
sentliche Personalveränderungen in einem 
kürzeren Zeitraum nach den bisherigen 
Erfahrungen — besonders bezüglich der 
Struktur — ohnehin nicht zu erwarten 
sind. 

XV. Nach Artikel 17: Artikel 17 a 

Nach Artikel 17 ist folgender Artikel 17 a 
einzufügen: 

,Artikel 17 a 

Gesetz zur Sicherung der Eingliederung 
Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf und Ge

-

sellschaft 

§ 51 des Gesetzes zur Sicherung der Ein-
gliederung Schwerbehinderter in Arbeit, Be-
ruf und Gesellschaft in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 29. April 1974 (BGBl. I 
S. 1005), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 14. Juni 1976 (BGBl. I S. 1481), 
erhält folgende Fassung: 

„§ 51 

Statistik 

(1) Über die Behinderten wird jährlich, 
erstmals zum 31. Dezember 1983, eine Bun-
desstatistik durchgeführt. Sie umfaßt fol-
gende Tatbestände: 

1. die Zahl der Behinderten, 

2. persönliche Merkmale der Behinderten, 
wie Alter, Geschlecht, Statasangehörig-
keit, Wohnort, 

3. Stellung der Behinderten im Erwerbs-
leben und Beruf, 

4. Art und Ursache der Behinderung ein-
schließlich des Grades einer auf ihr beru-
henden Minderung der Erwerbsfähigkeit. 

(2) Auskunftspflichtig sind die  für die 
Durchführung des § 3 zuständigen Stellen." 

Begründung 

Der Termin des Anlaufens der Behinderten-
statistik soll mit der vorgeschlagenen Ände-
rung hinausgeschoben werden. Nach der gel-
tenden Rechtsgrundlage wäre die Statistik 
erstmalig zum 30. April 1979 durchzuführen. 
Bedingt durch die Dauer der Vorarbeiten für 
eine bundeseinheitliche Erfassung der die 
Statistik umfassenden Tatbestände werden 
von den auskunftspflichtigen Versorgungs-
ämtern die zur Vorbereitung der Statistik 

erforderlichen Daten regelmäßig erst für die 
Behinderten erhoben, deren Behinderung und 
Minderung der Erwerbsfähigkeit durch einen 
nach dem 30. Juni 1978 erteilten Bescheid 
festgestellt worden ist. Eine Nacherfassung 
der bis dahin anerkannten Fälle bis zum 
vorgesehenen Stichtag 30. April 1979 ist mit 
Rücksicht auf den Arbeitsaufwand ohne Ge-
fährdung der Durchführung des Gesetzes im 
übrigen nicht möglich. Eine statistische Er-
fassung dieser Behinderten kann jedoch an-
läßlich der Verlängerung oder Neuausstellung 
ihrer Ausweise erfolgen. Unter Berücksich-
tigung einer im Regelfall auf höchsten fünf 
Jahre festgelegten Gültigkeitsdauer der Aus-
weise stünden .danach vollständige Daten 
für die Durchführung der Bundesstatistik 
frühestens zum 31. Dezember 1983 zur Ver-
fügung. 

Für eine Verkürzung der Periodizität der Be-
hindertenstatistik besteht insbesondere im 
Hinblick auf die Neuordnungen im Bereich 
des Vergünstigungswesens gemäß § 45 des 
Gesetzes ein sachliches Bedürfnis. 

Ein Verzicht auf die jährliche Statistik über 
die Durchführung von Maßnahmen zur Re-
habilitation hat keinen Informationsverlust 
zur Folge. Über 90 Prozent der durchgeführ-
ten Rehabilitationsmaßnahmen werden jetzt 
schon in den Leistungsstatistiken der Sozial-
leistungsträger (insbesondere der Sozialver-
sicherung und der Bundesanstalt für Arbeit) 
erfaßt. Ihr Aussagewert für sozialpolitische 
Planungen und Vorhaben ist voll ausreichend 
und wird durch die Einbeziehung weiterer 
Rehabilitationsträger in der Auskunftspflicht 
bei erheblicher Mehrarbeit nicht verbessert. 

XVI. Zu Artikel 18 

1. Zu Nummer 1 (§ 2) 

a) In Nummer 1 Buchstabe a ist in § 2 
Abs. 1 die Nummer 6 wie folgt zu 
fassen: 

„6. der sonstigen juristischen Perso-
nen des öffentlichen und privaten 
Rechts, die nach dem Aufgaben-
programm dem Bereich Wissen-
schaft, Forschung und Entwicklung 
zuzuordnen sind und auf Dauer 
überwiegend aus Zuschüssen von 
den unter den Nummern 1 bis 5 
diese Absatzes aufgeführten juri-
stischen Personen oder den Euro-
päischen Gemeinschaften finan-
ziert werden,". 

Begründung 

Die bei der Reform der Finanzstatistik 
1973 angeordnete Erweiterung des Er- 
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hebungsbereichs der Finanzstatistik 
um die sonstigen juristischen Personen 
des öffentlichen und privaten Rechts, 
die auf Dauer überwiegend aus öffent-
lichen Zuschüssen finanziert werden, 
war in erster Linie darauf gerichtet, 
die finanzstatistischen Informationen 
über den Staatssektor zu vervollstän-
digen. Im nachhinein muß festgestellt 
werden, daß das angestrebte Ziel, ne-
ben dem eigentlichen öffentlichen Be-
reich auch die staatsnahen Bereiche 
zu erfassen, nicht erreicht wurde. 

Nur für den Bereich der Wissenschaft, 
Forschung und Entwicklung läßt sich 
ein relativ komplettes Ergebnis vor-
legen. Der Berichtskreis gemäß § 2 
Abs. 1 Nr. 6 sollte daher auf diese In-
stitutionen beschränkt werden, da die 
Ergebnisse für alle übrigen Bereiche 
zu lückenhaft und damit weitgehend 
unbrauchbar sind. 

Auch in der Begründung zum Gesetz-
entwurf wird das primäre Interesse 
an Ergebnissen für den Bereich der 
Wissenschaft, Forschung und Entwick-
lung herausgestellt. 

Die Festlegung einer unteren Ab-
schneidegrenze erübrigt sich bei der 
Übernahme des Vorschlags, da klei-
nere Körperschaften im Bereich Wis-
senschaft, Forschung und Entwicklung 
kaum vorkommen und die Einführung 
einer Abschneidegrenze die Abwick-
lung der Erhebung komplizieren und 
verteuern würde. 

b) In Nummer 1 ist Buchstabe b wie folgt 
zu fassen: 

,b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummern 2 und 4 werden ge-
strichen; die bisherigen Num-
mern 3, 5, 6 und 7 werden 
Nummern 2, 3, 4 und 5. 

bb) Nummer 4 wird wie folgt ge-
faßt: 

„4. das Personal der in Ab-
satz 1 Nr. 1 bis 6 bezeich-
neten juristischen Perso-
nen mit Ausnahme der Be-
triebskrankenkassen pri-
vater Unternehmen, der in 
Absatz 1 Nr. 7 bezeichne-
ten Einrichtungen und Un-
ternehmen und die Emp-
fänger von Versorgungs-
bezügen nach beamten-
rechtlichen Vorschriften 
der in Absatz 1 Nr. 1 bis 5 
bezeichneten juristischen 
Personen mit Ausnahme 

der Betriebskrankenkas-
sen privater Unterneh-
men,". 

cc) In Nummer 5 werden nach 
dem Wort „Unternehmen" die 
Worte „mit Ausnahme der 
Unternehmen mit einer Bilanz-
summe unter fünf Millionen 
Deutsche Mark, bei Wasser-
werken unter zwei Millionen 
Deutsche, Mark" eingefügt.' 

Begründung 

Durch die Einfügung unter aa) wer-
den die Vermögensstatistik und die 
Statistik der Verpflichtungen aus 
dem Programm der Finanzstati-
stik gestrichen. 

Das Gesetz über die Finanzstatistik 
sieht bereits seit seiner ersten Fas

-

sung  vom 8. Juni 1960 eine Erfas-
sung des Vermögens vor. Von der 
hierfür in § 5 erteilten Verord-
nungsermächtigung wurde kein 
Gebrauch gemacht. Die Einführung 
einer deratigen Statistik ist viel-
mehr gescheitert, weil die Pro-
bleme' einer Bewertung des Ver-
mögens der öffentlichen Körper-
schaften nicht hinreichend gelöst 
werden konnten. Bemühungen zur 
Ausarbeitung von Bewertungsricht-
linien sind bereits vor Jahren auf-
gegeben worden. 

Auch die statistische Erfassung der 
Verpflichtungen, deren Einführung 
durch das Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über die Finanzstatistik 
vom 12. Juli 1973 angeordnet wur-
de, ist über das Stadium von Ge-
schäftsstatistiken nicht hinausge-
kommen. Seit dem Erlaß des Ge-
setzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Finanzstatistik sind fast 
fünf Jahre verstrichen. 

Es ist nicht gerechtfertigt, die amt

-

liche Statistik auf Jahre hinaus mit 
gesetzlichen Regelungen für mög

-

liche Statistiken zu belasten. 

Die Änderungen unter bb) und cc) 
sind redaktioneller Natur. 

2. Zu Nummer 2 (§ 3) 

Nummer 2 ist wie folgt zu fassen: 

,2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) (wie Buchstabe a Gesetzent-
wurf) 
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bb) (wie Buchstabe b Gesetzent-
wurf) 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„ (4) Die Landesregierungen wer-
den ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung die Finanzplanungsstati-
stik (Absatz 1 Nr. 5) auszusetzen, 
solange nicht sichergestellt ist, daß 
die Erhebung zu ausreichenden Er-
gebnissen führt. Sobald die Finanz-
planungsstatistik ausreichende Er-
gebnisse liefert, ist die Haushalts-
ansatzstatistik bei den Gemeinden 
mit 10 000 und mehr Einwohnern 
und den Gemeindeverbänden (Ab-
satz 1 Nr. 4) einzustellen." 

Begründung 

Die Finanzplanungsstatistik sollte solange 
ausgesetzt werden können, bis die Fi-
nanzplanung zuverlässige Grundlagen für 
die statistische Erhebung und Auswer-
tung liefert, was unstreitig zur Zeit nicht 
der Fall ist. Es ist nicht vertretbar, mit 
erheblichen Kosten Statistiken durchzu-
führen, durch die keine „ausreichenden 
Ergebnisse" (§ 3 Nr. 2 des Entwurfes des 
Statistikbereinigungsgesetzes) bereitge-
stellt werden können. Die vorgesehene 
Fassung beläßt den Ländern, die die Fi-
nanzplanungsstatistik bereits eingeführt 
haben, die erforderliche Rechtsgrundlage 
und schafft zugleich die Möglichkeit einer 
Erprobung dieses Vorhabens. 

3. Nach Nummer 2: Nummer 2 a (§§ 3 a 
und 5) 

Nach Nummer 2 ist folgende neue Num-
mer 2 a einzufügen: 

„2 a) Die §§ 3 a und 5 werden gestrichen; 
die bisherigen §§ 6, 7, 8, 9 und 10 
werden §§ 5, 6, 7, 8 und 9." 

Begründung 

Folge der Änderungen zu Nummer 1 
Buchstabe b (§ 2 Abs. 2). 

4. Zu Nummer 3 (§ 3 b) 

Nummer 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Folge der Änderungen zu Nummer 1 
Buchstabe a (§ 2 Abs. 1 Nr. 6) und Num-
mer 2 (§ 3 Abs. 4). 

5. Zu Nummer 5 [ § 5 neu (= § 6 alt) ] 

Nummer 5 ist wie folgt zu fassen: 

,5. § 5 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. den Stand der Schulden des Bun-
des, der Länder, der Gemeinden 
und Gemeindeverbände am Ende 
eines jeden Halbjahres." 

Begründung 

Es reicht aus, wenn der Schuldenstand 
des Bundes, der Länder und der Gemein-
den und Gemeindeverbände nicht mehr 
vierteljährlich, sondern nur halbjährlich 
erfaßt wird, da die vierteljährliche Stati-
stik über die Ausgaben und Einnahmen 
eingehende Informationen über Schulden-
aufnahme und -tilgung und insofern auch 
— mit gewissen, kurzfristig allerdings 
nicht sehr schwerwiegenden Einschrän-
kungen — über die Veränderung des 
Schuldenstandes liefert. 

6. Zu Nummer 6 [§ 6 neu (§ 7 alt)] 

Nummer 6 ist wie folgt zu fassen: 

,6. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Die Statistiken des Perso-
nals (§ 2 Abs. 2 Nr. 4) erfassen 
den Personalstand der in § 2 Abs. 1 
Nr. 1 bis 7 bezeichneten juristi-
schen Personen mit Ausnahme der 

. Betriebskrankenkassen privater 
Unternehmen nach dem Stand vom 
30. Juni 

1. in jedem Jahr gegliedert nach 
Dienstverhältnissen; 

2. in jedem dritten Jahr zusätzlich 
gegliedert nach Aufgabenberei-
chen, Geschlecht, Laufbahngrup-
pen und Einstufungen; 

3. in jedem neunten Jahr zusätz-
lich gegliedert nach Altersgrup-
pen." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) (wie Gesetzentwurf) 

bb) Folgender Satz 2 wird ange-
fügt: 

„Abweichend von dem in Ab

-

satz 1 Nr. 2 für jedes dritte 
Jahr festgelegten Erhebungs

-

programm ist der Personal

-

stand der in § 2 Abs. 1 Nr. 7 
genannten wirtschaftlichen Un

-

ternehmen, die in rechtlich 
selbständiger Form betrieben 
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werden, nur in der Gliederung 
nach Aufgabenbereichen und 
Geschlecht zu erfassen; außer-
dem entfällt bei dieser Kör-
perschaftsgruppe die Erfassung 
des Personalstandes in der 
Gliederung nach Altersgruppen 
(Absatz 1 Nr. 3)." ' 

c) Absatz 3 wird gestrichen. 

Begründung 

zu a) 

Die Änderung des Absatzes 1 redu-
ziert das Programm der Personalsta-
tistiken, das bei der Reform der Fi-
nanzstatistik 1973 über Gebühr aus-
geweitet wurde. Auf die Gliederung 
des Personals nach Berufen, die Erfas-
sung der Versorgungsempfänger und 
die Personalwechselstatistik sollte 
künftig verzichtet werden. 

Umfassende Ergebnisse über das Per-
sonal im öffentlichen Bereich werden 
in der Gliederung nach Berufen nur 
selten benötigt. Für Zwecke der Per-
sonalplanung sind detaillierte Anga-
ben in der Gliederung nach Aufgaben-
gebieten geeigneter. Sofern für Besol-
dungs- oder Tarifverhandlungen Zah-
len für einzelne Berufsgruppen benö-
tigt werden, lassen sich diese ohne 
weiteres von Fall zu Fall durch, eine 
speziell hierauf ausgerichtete Umfrage 
(Geschäftsstatistik) ermitteln. 

Angaben über die Versorgungsemp-
fänger können jederzeit aus den ma-
schinellen Dateien der zentralen Be-
soldungs- und Versorgungsstellen, bei 
denen die Abrechnung und Auszah-
lung der Versorgungsbezüge liegt, ab-
gerufen werden, ohne daß es dazu ei-
ner besonderen Statistik bedarf. 

Die Personalwechselstatistik wurde 
bisher erst einmal durchgeführt und 
hat nur sehr unzuverlässige Ergeb-
nisse geliefert, so daß es sich nicht 
empfiehlt, sie zu wiederholen. Sehr 
viel sicherere und genauere Unterla-
gen für Untersuchungen über den Um-
fang und die Ursachen der Personal-
fluktuation lassen sich durch Befragun-
gen bei ausgewählten Dienststellen ge-
winnen, die als typisch für größere 
Aufgabenbereiche betrachtet werden 
können. 

zu b) 

Bei den in § 2 Abs. 1 Nr. 7 genann-
ten wirtschaftlichen Unternehmen, die 
in rechtlich selbständiger Form betrie-

ben werden, ist eine Gliederung der 
Beschäftigten nach Laufbahngruppen 
und Einstufungen deshalb schlecht 
möglich, weil die Gehalts- und Lohn-
gruppen hier zu einem großen Teil 
anders abgegrenzt werden als im 
eigentlichen öffentlichen Dienst. Des-
halb ist nicht nur auf eine Unterglie-
derung nach Einstufungen zu verzich-
ten, wie es der Entwurf des Statistik-
bereinigungsgesetzes des Bundes vor-
sieht, sondern auch auf eine Unter-
gliederung nach Laufbahngruppen. 
Wegen der genannten Zuordnungs-
schwierigkeiten wurde bisher trotz des 
gesetzlichen Auftrages bei keiner Per-
sonalstandsstatistik der Versuch un-
ternommen, das Personal der rechtlich 
selbständigen Wirtschaftsunternehmen 
nach Laufbahngruppen gegliedert zu 
erfassen. 

Die Unternehmen gehören nicht nur 
zum Berichtskreis der Finanzstatistik. 
Sie sind außerdem in alle diejenigen 
Erhebungen einbezogen, die die amt-
liche Statistik für die jeweiligen Wirt-
schaftsbereiche vorsieht. Der Umfang 
der Mehrfacherfassung muß daher in 
Grenzen gehalten werden. 

zu c) 

Folgeänderung. 

XVII. Zu Artikel 19 

Zu Nmmer 4 (§ 4) 

Nummer 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Bei der seit Jahren eingespielten und voll-
automatisierten Steuerstatistik ist der Ver-
zicht auf die gesonderte Kennzeichnung von 
Industrie und Handwerk zunächst mit  Um-
stellungen verbunden und hat kaum einen 
Einsparungseffekt, zumal die genaue Firmen-
kenntnis der Finanzämter bisher einen rei-
bungslosen Ablauf garantiert. 

Dem stünde durch die Realisierung des Ge-
setzentwurfes ein erheblicher Erkenntnisver-
lust gegenüber, nach dem im Rahmen der 
Steuerstatistik alle Wirtschaftsbereiche ein-
heitlich erfaßt und dadurch Strukturabgren-
zungen besonders deutlich werden. Nicht zu-
letzt resultieren daraus auch wichtige Anga-
ben hinsichtlich des statistisch nur schwer zu 
erfassenden Mittelstandes, dem das Hand-
werk als geschlossener Block zugerechnet 
wird. 
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XVIII. Zu Artikel 20 

Artikel 20 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Verlängerung der Periodizität für die 
Verdiensterhebung in Industrie und Handel 
von bisher vierteljährlich auf halbjährlich 
bringt einen großen Informationsverlust, der 
in keinem Verhältnis zu den dadurch einge-
sparten Kosten steht. Vor allem für die Ta-
rifverhandlungen, die schwerpunktmäßig am 
Jahresanfang liegen, sollten aktuelle Infor-
mationen über die Lohnsituation vorliegen. 
Da aber die Oktober-Ergebnisse bis dahin 
noch nicht verfügbar sind, könnte bei der 
vorgeschlagenen Änderung nur auf die 
April-Ergebnisse zurückgegriffen werden. 
Diese dürften jedoch für die anstehenden 
Tarifverhandlungen nicht mehr aktuell sein. 
Es sollte deshalb der bisherige Erhebungs-
rhythmus beibehalten werden, damit — wie 
bisher — den Tarifvertragsparteien die Juli-
Ergebnisse zur Verfügung stehen. 

Für die  mit der Verdiensterhebung im Hand-
werk erfaßten Handwerkszweige sollte die 
halbjährliche Periodizität erhalten bleiben. 
Da die Lohnentwicklung für die mittel-
ständische Wirtschaft ein wichtiges Datum 
darstellt, ist es notwendig, daß Daten über 
die Entwicklung der Verdienste in kürzeren 
als Einjahresabständen vorliegen. 

XIX. Zu Artikel 21 

1. Vor Nummer 1: Nummer 01 (§ 2) 

Vor Nummer 1 ist folgende Nummer 01 
einzufügen: 

,01. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

aa) Nummer 2 erhält folgende 
Fassung: 

„2. der Abfallbeseitigung im 
Produzierenden Gewerbe 
und in Krankenhäusern 
(§ 4),".  

bb) Nummer 4 wird wie folgt 
gefaßt: 

„4. der Wasserversorgung 
und der Abwasserbesei-
tigung im Bergbau und 
Verarbeitenden Gewerbe 
(§ 6), ”. 

cc) Die Nummern 6 und 10 ent-
fallen. 

b) Die Absätze 3 bis 5 werden ge-
strichen. 

c) Absatz 6 wird Absatz 3.  

Begründung 

Die Änderung ergibt sich als Folge der 
Änderungen zu §§ 4 und 6 sowie der 
Streichung von §§ 8 und 12 des Gesetzes 
über Umweltstatistiken. 

2. Zu Nummer 1 (§ 3) 

In Nummer 1 sind in § 3 Abs. 1 im 
Eingangssatz die Worte „erstmals für 
1975" durch die Worte „das nächste Mal 
1980," zu ersetzen. 

Begründung 

Eine zeitliche Verschiebung der Erhe-
bung empfiehlt sich, um die Fach- und 
maschinellen Abteilungen der Statisti-
schen Landesämter gleichmäßiger zu be-
lasten. Da die zeitliche Verschiebung 
auch bei der Statistik nach § 4 des Ge-
setzes über Umweltstatistiken vorgenom-
men wird, ergibt sich bei Beibehaltung 
der Periodizität der Statistiken nach §§ 5, 
6 und 7 des Gesetzes eine jährlich wech-
selnde Erhebungsfolge für die Bereiche 
„Abfall" und „Wasser". Diese Regelung 
ist günstig, weil Erfahrungen zeigen, daß 
im Bereich „Abfall" eine Konsolidierung 
eingetreten ist, während im Bereich 
„Wasser" wegen zunehmender Schwie

-

rigkeiten bei Wasserversorgung und Ab-
wasserentsorgung umfangreiches und ak-
tuelles Datenmaterial gewünscht wird. 

3. Zu Nummer 2 (§ 4) 

Nummer 2 ist wie folgt zu fassen: 

,2. § 4 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 4 

Statistik der Abfallbeseitigung im 
Produzierenden Gewerbe und in 

Krankenhäusern 

(1) Die Statistik erfaßt alle zwei 
Jahre, das nächste Mal 1980, bei höch-
stens 80 000 Betrieben des Produzie-
renden Gewerbes und der Kranken-
häuser Art, Menge und Beseitigung 
von Abfällen. 

(2) Auskunftspflichtig sind die In-
haber oder Leiter der Unternehmen, 
zu denen die in Absatz 1 genannten 
Betriebe gehören, die Leiter dieser 
Betriebe und Dritte, deren sich die 
Inhaber oder Leiter der Unternehmen 
oder Betriebe bedienen, ferner die 
Träger der  Krankenhäuser." 

Begründung 

Für die Änderung der Periodizität siehe 
Begründung zum Vorschlag zu Nummer 1 
(§ 3). 
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Die Erhebung sollte auf den Bereich Pro-
duzierendes Gewerbe und Krankenhäu-
ser beschränkt werden, da in den übri-
gen Bereichen nur sehr wenig Abfall an-
fällt, der außerdem nur geringe produk-
tionsspezifische Komponenten enthält. 
Durch diese Einschränkung reicht die Er-
fassung von 80 000 Betrieben aus. 

Die Auskunftspflicht wird auf die Leiter 
der Betriebe ausgedehnt, weil sich die 
Statistik ausweislich des Absatzes 1 auf 
Betriebe bezieht. 

4. Zu Nummer 3 (§ 6) 

Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 8. 
Als neue Nummer 3 ist einzufügen: 

,3. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende 
Fassung: 

„Statistik der Wasserversorgung 
und Abwasserbeseitigung im Berg-
bau und Verarbeitenden Ge-
werbe". 

b) In Absatz 1 wird der Eingangssatz 
wie folgt gefaßt: 

„Die Statistik erfaßt bei höchstens 
70 000 Betrieben des Bergbaus und 
Verarbeitenden Gewerbes alle 
zwei Jahre, das nächste Mal 
1979," 

c) In Absatz 3 sind nach dem Wort 
„Unternehmen" die Worte „und 
die Leiter der Betriebe" einzufü-
gen. 

Begründung 

Nach den bisherigen Erfahrungen ist eine 
Begrenzung des Berichtskreises auf den 
Bergbau und das Verarbeitende Gewerbe 
(insgesamt höchstens 70 000 Betriebe) 
wünschenswert, da die übrigen Bereiche 
1975 nur einen sehr geringen Anteil am 
gesamten Wasseraufkommen stellten. 

In § 6 Abs. 3 wird die Auskunftspflicht 
auf die Leiter der Betriebe ausgedehnt, 
weil sich die  Statistik ausweislich des 
Absatzes 1 auf Betriebe bezieht. 

5. Zu Nummer 4 — neu — (§ 8) 

Folgende Nummer 4 ist einzufügen: 

„4. § 8 wird gestrichen." 

Begründung 

Erfahrungen, die bei den 1975 und 1977 
durchgeführten Erhebungen . gewonnen 

wurden, haben ergeben, daß die Aus-
sagefähigkeit der Ergebnisse gering ist. 
Sie steht in keinem angemessenen Ver-
hältnis zum Arbeitsaufwand, der zur Auf-
bereitung der Daten erforderlich ist. 

6. Zu Nummer 5 — neu — (§ 11) 

Folgende Nummer 5 ist einzufügen: 

,5. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält der Eingangs-
satz folgende Fassung: 

„Die Statistik erfaßt bei höchstens 
100 000 Betrieben jährlich Zugänge 
an Sachanlagen, die dem Schutz 
der Umwelt dienen, und zwar je-
weils für". 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden vor den 
Worten „zu erteilen" die Worte 
„ , im Baugewerbe nur für Unter-
nehmen," eingefügt.' 

Begründung 

Auf die Erhebung der Gebühren und Bei-
träge kann verzichtet werden, weil diese 
Daten von den Unternehmen nur lücken-
haft geliefert werden. Die Ergänzung 
über das Baugewerbe wurde aufgenom-
men, weil Betriebe von Mehrbetriebs

-

unternehmen des Bauhauptgewerbes 
nicht befragt werden. Diese Regelung 
entspricht der in der allgemeinen In-
vestitionserhebung nach dem Gesetz 
über die Statistik im Produzierenden Ge-
werbe vom 6. November 1975. 

7. Zu Nummer 6 — neu — (§ 12) 

Folgende Nummer 6 ist einzufügen: 

„6. § 12 wird gestrichen." 

Begründung 

Die geringe Aussagefähigkeit der Ergeb-
nisse, die bei den Erhebungen von 1975, 
1976 und 1977 gewonnen wurden, recht-
fertigt einen Verzicht auf die Statistik. 

8. Zu Nummer 7 — neu — (§ 14) 

Folgende Nummer 7 ist einzufügen: 

,In § 14 Absatz 1 werden nach dem Wort 
„zugelassen" die Worte „ ; die Weiter-
leitung von Einzelangaben aus den Stati-
stiken nach §§ 3, 5 und 7 an die genann-
ten obersten Bundes- und Landesbehör-
den oder die von ihnen bestimmten Stel-
len ist unbeschränkt zugelassen" einge-
fügt. 
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Begründung 

Für die Planungen im öffentlichen Vor-
sorge- und Entsorgesektor benötigen die 
obersten Landesbehörden und ihre Fach-
behörden neben allgemeinen Erkenntnis-
sen nach Einzelangaben, wie sie bei frü-
heren Erhebungen zur Verfügung stan-
den. Die jetzige Regelung in § 14 Abs. 1 
des Gesetzes über Umweltstatistiken 
würde dazu führen, daß die obersten Lan-
desbehörden neben den bestehenden 
Statistiken weitere Umfragen durchfüh-
ren. 

9. Zu Nummer 8 — neu — (§ 15) 

Nummer 8 (vorher Nummer 3) ist wie 
folgt zu fassen: 

,8. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden fol-
gende Worte ,, , Änderung des 
Kreises der Auskunftspflichtigen, 
Einschränkung der Merkmalskata-
loge" angefügt. 

b) Folgende Nummern 3 und 4 wer-
den angefügt: 

„3. (wie Gesetzentwurf) 

4. (wie Gesetzentwurf) ".'  

Begründung 

Notwendige Ergänzung der Überschrift. 

XX. Zu Artikel 26 

Artikel 26 ist wie folgt zu fassen: 

„Artikel 26 

Rückkehr zum einheitlichen 
Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 22 bis 25 beruhenden 
Teile der dort geänderten Rechtsverordnun-
gen können auf Grund der jeweils einschlä-
gigen Ermächtigung durch Rechtsverord-
nung geändert werden, wenn die Änderung 
für die Gewinnung zuverlässiger statisti-
scher Ergebnisse erforderlich ist oder einer 
weitergehenden Vereinfachung dient." 

Begründung 

Die Formulierung des Gesetzentwurfs macht 
nicht deutlicht, daß die im Nachsatz enthal-
tenen Merkmale „Gewinnung zuverlässiger 
statistischer Ergebnisse" und „weitergehen-
den Vereinfachung dient" zusätzliche Vor-
aussetzungen für den Erlaß von solchen 
Rechtsverordnungen aufstellen. Dies wird 
hiermit klargestellt. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

Zu I. Zu den Eingangsworten 

Die Bundesregierung vermag der Auffassung des 
Bundesrates nicht zu folgen. Die in Artikel 23 vorge-
sehene Änderung der Verordnung über eine Eisen-
bahnstatistik vom 8. August 1965 (BGBl. I S. 749) be-
gründet nicht die Zustimmungsbedürftigkeit des Ge-
setzes. 

Das Grundgesetz unterscheidet zwischen der Recht-
setzung in  der  Form des Gesetzes und in der Form 
der Rechtsverordnung; Zuständigkeiten und Vor-
aussetzungen der Rechtsetzung in der einen und der 
anderen Form sind im Grundgesetz verschieden ge-
regelt (BVerfGE 24, 184, 199). Dem Gesetzgeber ist 
es jedoch nicht verwehrt, eine zunächst dem Ver-
ordnungsgeber überlassene Regelungsbefugnis wie-
der dergestalt für sich in Anspruch zu nehmen, daß 
er — wie in Artikel 23 beabsichtigt — bestimmte 
Vorschriften einer Rechtsverordnung ändert und in 
den Rang des Gesetzes erhebt (vgl. BVerfGE 22, 330, 
346). Ob eine solche Regelung der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, bestimmt sich allein nach ihrem 
Inhalt (BVerfGE 37, 363, 382/383). 

Artikel 23 des Entwurfs löst seinem Inhalt nach das 
Erfordernis der Bundesratszustimmung nicht aus. 
Entgegen der Annahme des Bundesrates wird auch 
seine Mitwirkung an der Rechtsetzung nicht ver-
kürzt. Änderungsverordnungen zu der in Artikel 23 
genannten Verordnung über eine Eisenbahnstatistik 
können nach wie vor, wie sich auch aus Artikel 26 
ergibt, nur mit Zustimmung des Bundesrates erge-
hen. 

Zu II. Zu Artikel 1 

Zu Nummer 2 (§ 2) 

Dem vom Bundesrat vorgeschlagenen Verzicht auf 
die Erfassung der Zahl der Kinder der Ehegatten bei 
der Statistik der Eheschließung kann die Bundesre-
gierung nicht zustimmen. Diese Angaben werden 
benötigt, um die für Zwecke der Bevölkerungspro-
gnosen sowie für die Beobachtung von Veränderun-
gen der Familiengrößen und -strukturen erforderli-
chen Schätzungen über die Kinderzahlen der Ehen 
zu verbessern. 

Zu III. Nach Artikel 1: Artikel 1 a 

Dem vom Bundesrat vorgeschlagenen Verzicht auf 
die Erhebung von Fragen zur Gesundheit im Mikro-
zensus kann die Bundesregierung nicht zustimmen. 
Die auf Grund der Mikrozensusbefragung ermittel-
ten Daten zur Gesundheit können nicht der Statistik 
der gesetzlichen Krankenkassen entnommen wer

-

den. In der Statistik der Krankenkassen werden nur 
die mit Arbeitsunfähigkeit verbundenen Krankheits-
fälle der Mitglieder und die Krankenhausfälle der 
Familienangehörigen erfaßt, nicht jedoch die größe-
re Zahl der ohne Arbeitsunfähigkeit verlaufenden 
Erkrankungsfälle. 

Beim Mikrozensus dagegen werden die Personen 
der Haushalte, die in diese Stichprobe fallen, nach 
ihren Krankheiten im Befragungszeitraum gefragt, 
so daß auf Grund dieser subjektiven Angaben der 
Befragten Aussagen über die erkrankten Personen 
möglich sind. Dabei fallen im Mikrozensus weitere 
Angaben zur Person der Erkrankten an, wie z. B. ihr 
Alter, ihr Familienstand, ihr Beruf, ihre Stellung im 
Beruf, die die Statistik der Krankenkassen, die eine 
Fallstatistik ist, nicht geben kann. Schließlich lie-
fern die Erhebungen im Mikrozensus auch Angaben 
über die Personen, die zwar krank, aber nicht in am-
bulanter ärztlicher Behandlung und/oder in Kran-
kenhausbehandlung waren. 

Die Erhebungen im Mikrozensus ermöglichen es 
überdies, weitergehende gesundheitspolitisch be-
deutsame Informationen über die kranken Personen 
zu gewinnen, z. B. über die wichtigsten Risikofakto-
ren wie Rauchgewohnheiten und Übergewicht so-
wie über den Durchimpfungsgrad der Bevölke

-

rung. 

Die Fragen zur Gesundheit greifen in starkem Maße 
in die Persönlichkeitssphäre des Befragten ein. Die 
Bundesregierung- vertritt daher die Auffassung, daß 
für diese Fragen nicht eine Auskunftspflicht beste-
hen, sondern die Beantwortung dieser Fragen freige-
stellt werden sollte. Nach den Erfahrungen der frü-
her durchgeführten freiwilligen Befragungen führt 
auch dies zu ausreichenden Ergebnissen. Es wird da-
her vorgeschlagen, § 3 des Gesetzes über die Durch-
führung einer Repräsentativstatistik der Bevölke-
rung und des Erwerbslebens (Mikrozensus) vom 
15. Juli 1975 (BGBl. I S. 1909) um folgenden Absatz 3 
zu ergänzen: „ (3) Die Erteilung der Auskunft zu dem 
Tatbestand des Absatzes 1 Nr. 8 ist freiwillig." 

Zu IV. Zu Artikel 2 

Zu IV. 1. Zu Nummer 1 (§ 2) 

Dem vom Bundesrat vorgeschlagenen Verzicht auf 
die Erfassung der Studentenwerke kann die Bundes-
regierung nicht zustimmen. Bei den hier in Frage 
kommenden Einrichtungen handelt es sich überwie-
gend um studentische Sozialeinrichtungen. Angaben 
hierüber aus anderen Quellen liegen nicht vor. Die 
hier gewonnenen Ergebnisse stellen eine unentbehr-
liche Grundlage für die Ausbauplanung der Hoch-
schulen dar. Die bisher vorliegenden Erfahrungen 
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mit diesen Erhebungen lassen besondere methodi-
sche Probleme nicht erkennen. 

Zu IV. 2. Zu Nummer 2 (§ 3) und Nummer 8 (§ 8) 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Streichung der 
Erfassung der Gebäude stimmt die Bundesregierung 
nicht zu. Der Nachweis von Gebäuden ist unabding-
bare Voraussetzung für die im Gesetz geregelte Er-
fassung der Räume. Aus erhebungstechnischen 
Gründen können diese nur in enger Verbindung mit 
den Gebäuden und deren Standort erfaßt werden. 
Darüber hinaus kommt der Gebäudeerhebung aber 
auch für die Planungen im Rahmen des Artikels 91 a 
Grundgesetz eine erhebliche Bedeutung zu. 

Zu IV. 3. Zu Nummer 3 (§ 4) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Eine Beschränkung der Studenten-Verlaufsstatistik 
auf die für die Planung des Bundes, der Länder und 
der Hochschulen unbedingt notwendigen Auswer-
tungen ist sowohl aus Gründen der technischen Ka-
pazität als auch einer rationellen Programmgestal-
tung zu begrüßen. 

Dieser Zielsetzung kann jedoch nicht dadurch ent-
sprochen werden, daß die für eine Auswertung in 
Frage kommenden Erhebungstatbestände im Gesetz 
erschöpfend aufgezählt und damit festgelegt wer-
den. Dies würde nicht nur den methodisch-techni-
schen Voraussetzungen verlaufsstatistischer Aus-
wertungen widersprechen, sondern auch eine an die 
Planungserfordernisse angepaßte, rationelle Aufbe-
reitung erheblich erschweren. 

Es ist davon auszugehen, daß die studentische Be-
stands- und Verlaufsstatistik im Rahmen der hoch-
schulspezifischen Datenbank innerhalb ein und des-
selben Systems und mit den gleichen Datensätzen 
erfolgt. Grundsätzlich stehen demnach alle Indivi-
dualdaten der Studentenstatistik sowohl für ver-
laufsstatistische als auch für bestandsstatistische 
Auswertungen zur Verfügung. Die angestrebte Be-
grenzung verlaufsstatistischer Auswertungen läßt 
sich demnach nur durch eine sachgerechte Begren-
zung des Umfangs der Auswertungstabellen errei-
chen. 
Hinzu kommt, daß der Gesetzgeber davon ausgeht, 
daß die Aufbereitungsprogramme jährlich an die 
Bedürfnisse der Hochschulplanung angepaßt werden 
müssen (vgl. § 21 Abs. 2 Hochschulstatistikgesetz 
bzw. § 17 des Regierungsentwurfs). Eine solche fle-
xible, am tatsächlichen Bedarf ausgerichtete Pro-
grammgestaltung setzt aber voraus, daß von Fall zu 
Fall unterschiedliche Merkmale für bestimmte ver-
laufsstatistische Analysen herangezogen werden 
müssen. Dieser Gedanke liegt auch der Einrichtung 
der hochschulspezifischen Datenbank zugrunde. 

Zu IV. 4. Zu Nummer 11 (§ 11) 

Der Empfehlung des Bundesrates, auf Bestandserhe-
bungen bei der Erfassung der Räume ganz zu ver-
zichten, kann nicht zugestimmt werden. 

Eine bloße Feststellung der Bestandsveränderungen 
führt so lange zu mangelhaften oder unbrauchbaren 
Ergebnissen, als den Fortschreibungen nicht metho-
disch einheitlich abgegrenzte und vollständige Be-
standserhebungen wenigstens in größeren Zeitab-
ständen zugrunde liegen. Ferner ist nach den Erfah-
rungen der amtlichen Statistik davon auszugehen, 
daß Fortschreibungen aller Art eine Fülle von Feh-
lerquellen einschließen, die sich nur durch Bestands-
erhebungen korrigieren lassen. Ohne eine gesetz-
liche Verpflichtung muß damit gerechnet werden, 
daß die Raumbestandserhebung auch in Zukunft er-
hebliche Lücken aufweist. So konnte beispielsweise 
wegen fehlender einheitlicher Bestandserhebungen 
bisher in der amtlichen Statistik für den besonders 
wichtigen Bereich der Hochschulkliniken nur ein 
geschätzter Anteil von etwa 50 v. H. der Flächen er-
faßt werden. 

Zu IV. 5. Zu Nummer 12 (§ 12) 

Zu IV. 5 a) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu IV. 5 b) 

Die Bundesregierung kann dem vom Bundesrat vor-
geschlagenen Verzicht auf die Rechtsverordnungs-
ermächtigung, die eine Erhebung über die Teilneh-
mer an Weiterbildungskursen der Hochschulen, ein-
schließlich der Einrichtungen für Fernstudienlehr-
gänge und Weiterbildungskurse, die einem Hoch-
schulstudium vergleichbar sind, vorsieht, nicht zu-
stimmen. 

Der universitären Weiterbildung und der Weiterbil-
dungsaktivitäten außerhalb der Hochschulen kommt 
eine zunehmende Bedeutung bei der Erwachsenen-
bildung zu. Bereits jetzt nehmen die Weiterbil-
dungsangebote in und besonders außerhalb der 
Hochschulen einen solchen Umfang an, daß die vor-
handenen Datenlücken für die Bildungsplanung 
nicht länger tragbar sind. Dies erfordert künftig 
eine verstärkte Sammlung weiterbildungsstatisti-
scher Informationen. Um einen einheitlichen metho-
dischen Rahmen für den gesamten Bereich der Wei-
terbildung schaffen zu können, bedarf es der Er-
mächtigung zur Durchführung einer entsprechenden 
Statistik. Der vom Bundesrat vorgetragenen Begrün-
dung, daß von den künftigen Auskunftspflichtigen 
auch bei einer gesetzlichen Regelung keine oder nur 
unvollständige Auskünfte zu erhalten seien, da es 
sich bei den Auskunftspflichtigen überwiegend um 
private Träger handele, kann die Bundesregierung 
nicht zustimmen. Sowohl innerhalb als auch außer-
halb der Hochschulen werden in aller Regel von 
den jeweiligen Trägern der Weiterbildung statisti-
sche Anschreibungen vorgenommen, die lediglich 
einer überregionalen Zusammenfassung nach ein-
heitlichen methodischen Kriterien bedürfen. Derzeit 
laufende Studien, deren Ergebnisse in Kürze vor- 
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liegen werden, sind geeignet, die methodischen und 
definitorischen Grundlagen einer solchen Statistik 
weitgehend zu klären. 

Zu V. Zu Artikel 3 

Die Bundesregierung nimmt die Bitte des Bundesra-
tes zustimmend zur Kenntnis; sie hat sich in der 
Vergangenheit wiederholt dafür eingesetzt, daß 
neue Rechtsgrundlagen im Bereich der EG-Agrarsta-
tistik in Form von Richtlinien ergehen. 

Zu VI. Zu Artikel 3 und 4 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates nach Maßgabe ihrer nachfolgenden 
Stellungnahme „Zu VII. Zu Artikel 4" zu. 

Zu VII. Zu Artikel 4 

Zu VII. Zu Nummer 1 (§ 1) 

Dem Vorschlag des Bundesrates sollte nach Auffas-
sung der Bundesregierung mit der Maßgabe gefolgt 
werden, daß in Artikel 4 Nr. 1 Buchstabe b Doppel-
buchstabe bb wie folgt gefaßt wird: 

,bb) Die Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„Bei den Viehzählungen im Dezember werden 
die Ergebnisse über die Viehbestände und ihre 
Halter jedes zweite Jahr, beginnend 1981, nach 
Bestandsgrößenklassen aufbereitet."' 

Nach den Vorschlägen des Bundesrates sollen die 
Ergebnisse der Viehzählung jedes zweite Jahr nach 
Bestandsgrößenklassen, jedes vierte Jahr nach Be-
triebs- und Bestandsgrößenklassen aufbereitet wer-
den; außerdem schlägt der Bundesrat vor, diese 
Aufbereitung 1980, einem Jahr mit allgemeiner 
Viehzählung, beginnen zu lassen. Diese Periodizität 
der Aufbereitung nach Bestandsgrößenklassen wür-
de nicht im Einklang stehen mit EG-Vorschriften 
(Richtlinie des Rates vom 15. Mai 1973, 73/132/EWG 
und Richtlinie des Rates vom 20. Juli 1976, 76/630/ 
EWG), die eine Aufbereitung in den ungeraden Jah-
ren vorschreiben. 

Deshalb ist eine Aufbereitung nach Bestandsgrößen-
klassen in jedem zweiten Jahr auf der Grundlage 
der repräsentativen Erhebung ab 1981 erforderlich. 
Da die Aufbereitung nach Bestands- und Betriebs-
größenklassen im Rahmen der Agrarberichterstat-
tung auf der Basis der allgemeinen Viehzählung 
schon bisher erfolgt, kann auf die gesonderte Auf-
bereitung der Viehzählung in den geraden Jahren 
ganz verzichtet werden; damit würde künftig die 
aufwendige Aufbereitung der Kreuztabelle nach 
dem Viehzählungsgesetz entfallen. 

Zu VIII. Zu Artikel 6  

Zu VIII. 1. Zu Nummer 1 (§ 2) 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Beibehaltung 
der Durchführung des Zensus bei Betrieben mit der 
Einschränkung einer Wiederholung alle sechs Jahre 
anstatt, wie im geltenden Gesetz vorgesehen, alle 
vier bis sechs Jahre, kann die Bundesregierung 
nicht zustimmen. 

Die Durchführung eines Zensus nicht nur bei Unter-
nehmen, sondern auch bei den zu ihnen gehörenden 
Betrieben bedeutet für 16 000 Betriebe von Mehrbe-
triebsunternehmen eine erhebliche zusätzliche Bela-
stung. 

Mit Ausnahme des Material- und Wareneingangs 
sind die übrigen Merkmale des Zensus für die ein-
zelnen Betriebe von Mehrbetriebsunternehmen vor-
handen. Als Grundlage und Informationsquelle für 
Angaben über Ertrag und Aufwand im Produzieren-
den Gewerbe muß das industrielle Rechnungswesen 
angesehen werden. Aus gutachtlichen Stellungnah-
men geht hervor, daß bei Betrieben von Mehrbe-
triebsunternehmen nicht ohne weiteres marktbezo-
gene Daten verfügbar sind. Nur das Unternehmen 
als kleinste bilanzierende Einheit kann daher den 
Anforderungen an eine Statistik zur Ermittlung des 
Nettoproduktionswertes gerecht werden. In vielen 
Fällen werden überhaupt keine Aufzeichnungen 
über Lieferungen und Leistungen zwischen den ein-
zelnen Betrieben eines Mehrbetriebsunternehmens 
geführt. Selbst die im unternehmensinternen, zwi-
schenbetrieblichen Verkehr verwendeten Verrech-
nungspreise werden im Rahmen der Kostenrech-
nung vom Unternehmen auf Grund unternehmensin-
terner Zielsetzungen bestimmt und sind daher für 
den vorgesehenen Zweck ungeeignet. Bei Mehrbe-
triebsunternehmen sollten bei einmaligen, in größe-
ren Abständen durchgeführten Erhebungen, Fragen 
an die einzelnen Betriebe nach unternehmensbezo-
genen Daten nicht gestellt werden. Dies um so 
mehr, als das Rechnungswesen erfahrungsgemäß 
eine immer stärkere Zentralisierung erfährt. 

Entsprechende Erfahrungen sind bereits bei dem 
Zensus 1962 gemacht worden und hatten dazu ge-
führt, daß im Zensus 1967 die Nettoproduktionswer-
te der Betriebe von Mehrbetriebsunternehmen mit 
Hilfe eines Schätzverfahrens ermittelt werden soll-
ten, also auf die Erhebung der Wareneingänge ver-
zichtet werden konnte. Diesem vom Statistischen 
Bundesamt vorgeschlagenen Verfahren hatten sich 
mehrere Länder angeschlossen. Die übrigen, die sich 
für die unmittelbare Erhebung entschieden, mußten 
wegen der auftretenden Schwierigkeiten z. T. wäh-
rend der Aufbereitung auf dieses Verfahren umstel-
len. 

Im Interesse einer Entlastung der Befragten und ei-
ner rationellen und zügigen Abwicklung sollten die 
Möglichkeiten der Schätzung anstelle der aufwendi-
gen und umständlichen Erhebung bei den 16 000 Be-
trieben der Mehrbetriebsunternehmen genutzt wer-
den. 

Hierfür spricht, daß gegenüber statistischen Erhe

-

bungen um so mehr Verdrossenheit auftritt, als das 
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Erhebungsziel auch auf anderem Wege erreicht 
werden kann. 

Die von den Ländern für den regionalen Bedarf ge-
forderten sog. „Nettowerte" kommen für 34 000 Be-
triebe, die zugleich Unternehmen sind, durch Erhe-
bung zustande, da für sie alle Elemente zur Berech-
nung des Brutto- und Nettoproduktionswertes erho-
ben werden. Bei den 16 000 Betrieben der Mehrbe-
triebsunternehmen sollte dagegen auf die Erhebung 
des Wareneingangs aus den oben erwähnten Grün-
den verzichtet werden. Die Nettowerte dieser Be-
triebe könnten durch das gleiche Schätzverfahren 
wie 1967 , mit ausreichender Genauigkeit ermittelt 
werden. 

Zu VIII. 2. Zu Nummer 2 (§ 3) hier: 2a), b), 3. Zu 
Nummer 3 (§ 5) hier: 3 a), b), 4. Zu Nummer 4 (§ 6) 
hier: 4 a), b), 6. Zu Nummer 6 (§ 10), 7. Zu Nummer 7 
(§ 11) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Der mit dem Gesetz über die Statistik im Produzieren-
den Gewerbe eingeführte jährliche Turnus der Ko-
stenstrukturerhebung ist eine wichtige Vorausset-
zung für die zuverlässige Analyse und Beurteilung 
der im Konjunkturverlauf sich ändernden Ertragsla-
ge der Unternehmen dieses Bereichs. Auswirkungen 
von konjunkturellen Entwicklungen — insbesonde-
re in den Phasen eines konjunkturellen Um-
schwungs — auf die Kosten- und Leistungsstruktu-
ren lassen sich nur mit Hilfe von jährlichen Erhe-
bungen feststellen. Auch die beiden Spitzenorgani-
sationen der Tarifvertragspartner sowie andere 
Spitzenverbände der Wirtschaft haben gerade aus 
diesem Grund die Einführung einer jährlichen Ko-
stenstrukturstatistik begrüßt. 

Die Begründung, daß Kostenstrukturen kurzfristig 
keinen starken Schwankungen unterliegen, trifft 
nicht zu. Aus den Kostenstrukturstatistiken im Pro-
duzierenden Gewerbe, die jetzt für die drei aufein-
anderfolgenden Jahre 1974 (Kostenstrukturstatistik 
alter Art), 1975 und 1976 vorliegen, ergibt sich, daß 
die Veränderungen von Jahr zu Jahr sowohl auf der 
Ertrags- als auch auf der Aufwandseite eine erhebli-
che Rolle spielen. Mit kurzfristigen Schwankungen 
muß aus einer Vielzahl von Gründen (z. B. differen-
zierte Preisentwicklung der Vorleistungsgüter, Sub-
stitutionsvorgänge aus betriebswirtschaftlichen 
oder technologischen Gesichtspunkten, Änderung 
der Produktionsstruktur, wechselnde Auslastungs-
grade u. ä.) gerechnet werden. Der Einfluß dieser 
Bestimmungsgründe auf die Kostenstruktur der Un-
ternehmen läßt sich im einzelnen nicht abschätzen. 
Eine Extrapolation der Kostenstrukturen des Vor-
jahres kann zu erheblichen Fehlern führen. Dies gilt 
insbesondere auch bei Verwendung der Kosten-
strukturergebnisse für Zwecke der volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen, zu deren wichtigsten Be-
rechnungsgrundlagen sie zählen. 

Die jährlichen Schwankungen machen sich dabei 
um so stärker bemerkbar, je tiefer man die Sozial-
produktionsberechnungen nach Wirtschaftsberei-
chen untergliedert. Auf Grund der neuen Anforde-

rungen für Zwecke der Strukturberichterstattung 
sollen in Zukunft entsprechende Angaben in erheb-
lich tieferer Gliederung als bisher geliefert werden. 
Eine Interpolation der Kostenstrukturergebnisse im 
Warenproduzierenden Gewerbe auch zwischen zwei 
Jahren würde hierfür keine statistisch ausreichend 
abgesicherten Berechnungen zulassen. Die Ergebnis-
se der. Kostenstrukturerhebungen sollen darüber 
hinaus Informationen über die Ertragslage in einer 
tiefen Bereichsgliederung liefern, wobei gerade die-
se Größe im Konjunkturverlauf großen Schwankun-
gen unterworfen ist. 

Der Hinweis des Bundesrates, Schätzungen für die 
Zwischenjahre ohne Kostenstrukturerhebungen 
könnten in Zensusjahren durch den Zensus abgesi-
chert werden, ist insofern nicht treffend, als der 
Zensus in der vorgeschlagenen Form lediglich eine 
Ermittlung des Nettoproduktionswertes ermöglicht 
und deshalb keine tiefgegliederten Ergebnisse nach 
Kostenarten-wie die Kostenstrukturerhebung liefert. 
Der Zensus konnte gegenüber dem ursprünglichen 
Konzept nicht zuletzt deshalb bis zum Nettoproduk-
tionswert gekürzt werden, weil Ergebnisse zu den 
Wertschöpfungsgrößen jährlich aus den Kosten-
strukturerhebungen anfallen. 

Der Vorschlag, die Kostenstrukturerhebung in zwei-
jährigem Abstand durchzuführen, kann auch die 
Forderungen der Europäischen Gemeinschaften nach 
vergleichbaren Strukturdaten in den Mitgliedstaa-
ten nicht erfüllen. Die Richtlinie des Rates vom 
6. Juni 1972 zur Durchführung koordinierter jährli-
cher Erhebungen über die Tätigkeit der Industrie 
machte deshalb in der Bundesrepublik Deutschland 
die Einführung jährlicher Kostenstrukturerhebun-
gen notwendig, die in den übrigen Mitgliedstaaten 
z. T. bereits seit einiger Zeit durchgeführt werden. 
Sie sieht eine Erhebung des vollen Merkmalkatalo-
ges nur für größere Unternehmen (100 und mehr Be-
schäftigte) vor, wogegen für kleinere Unternehmen 
(20 bis 99 Beschäftigte) ein eingeschränkter Merk-
malskatalog erhoben werden soll. Um die Aus-
kunftspflichtigen nicht zu überfordern, werden z. B. 
im Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe nur 
höchstens 15 000 Unternehmen in die Kostenstruk-
turerhebung einbezogen. Die Bundesrepublik ist an 
die Richtlinie der EG gebunden, jährliche Ergebnis-
se der Kostenstrukturerhebung zu liefern. 

Zu VIII. 2. Zu Nummer 2 (§ 3) hier: 2 c, 3. Zu Num

-

mer 3 (§ 5) hier: 3 c, 4. Zu Nummer 4 (§ 6) : hier 4 c, 
5. Zu Nummer 5 (§ 8), 7. Zu Nummer 7 (§ 11) 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Festlegung der 
Material- und Wareneingangserhebungen im Berg-
bau und im Verarbeitenden Gewerbe sowie im Bau-
gewerbe auf sechs Jahre kann die Bundesregierung 
nicht zustimmen. Angesichts der zunehmenden Be-
deutung der Darstellung von Produktions- und Lie-
ferverflechtungen in der Volkswirtschaft sowie zur 
Analyse und Beurteilung der sich rasch wandelnden 
Strukturen ist ein möglichst kurzer Abstand dieser 
Erhebungen notwendig. 

Nicht notwendig und nicht vertretbar wäre der vom 
Bundesrat vorgeschlagene Zeitpunkt für die nächste 
Erhebung. 
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Der Vorschlag, die Material- und Wareneingangser-
hebung im Jahre 1980 für 1979 durchzuführen, 
würde nämlich bedeuten, daß bereits ein Jahr nach 
der letzten Erhebung für das Berichtsjahr 1978 die 
Erhebung erneut durchgeführt werden müßte. 

Ebenfalls nicht zustimmen kann die Bundesregie-
rung  dem Vorschlag des Bundesrates, die Zensen 
bei Unternehmen alle sechs Jahre und nicht, wie im 
Gesetzentwurf vorgesehen, alle neun bis elf Jahre 
durchzuführen. Die zunehmende Belastung der Un-
ternehmen mit statistischen Befragungen sowie die 
angestrebte Reduzierung der Gesamtkosten der amt-
lichen Statistik erfordert die Anlegung eines stren-
gen Maßstabes auch bei der Beurteilung der Not-
wendigkeit von Erhebungen in mehrjährigen Ab-
ständen. Im Hinblick darauf, daß die wichtigsten In-
formationen über die Unternehmen mit mehr als 
zehn Beschäftigten wesentlicher Bereiche jährlich 
anfallen und der Anteil der kleineren Unternehmen 
für die laufende Wirtschaftsbeobachtung von gerin-
gerer Bedeutung ist, erscheint eine Erfassung in län-
geren Zeiträumen vertretbar. Der dadurch eintreten-
de Informationsverlust soll zumindest teilweise 
durch die vorgesehene Umsatzerfassung in der für 
1981 geplanten Arbeitsstättenzählung (Entwurf ei-
nes Volkszählungsgesetzes 1981) aufgefangen wer-
den. 

Zu VIII. 6. Zu Nummer 6 (§ 10) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates mit der Maßgabe zu, daß § 10 Abs. 5 
wie folgt gefaßt wird: 

„(5) Eine Weiterleitung der nach § 3 Bustabe B 
Ziff. II und III, Buchstabe C, § 5 Buchstabe A 
Ziff. II und III, Buchstabe B, Buchstabe C Nr. 10 
und § 6 Buchstabe B Ziff. II erhobenen Einzelanga-
ben ist ausgeschlossen, soweit Satz 2 nichts an-
deres bestimmt; insoweit finden die Absätze 1 bis 
4 keine Anwendung. An die Statistischen Lan-
desämter dürfen die ihren Erhebungsbereich be-
treffenden Angaben zu § 3 Buchstabe B Ziff. II und 
§ 5 Buchstabe A Ziff. II zur Zusammenführung mit 
ihren zu § 3 Buchstabe B Ziff. I, Buchstabe D und 
§ 5 Buchstabe A, Ziff. I, Buchstabe C erhobenen 
Angaben und zur Erstellung regionaler Sozialpro-
duktsberechnungen weitergeleitet werden." 

Die von der Bundesregierung vorgeschlagene Ein-
schränkung ist deshalb erforderlich, da in statisti-
schen Einzelgesetzen, in denen die Weitergabe sta-
tistischer Einzelangaben zugelassen wird, neben 
dem Empfängerkreis auch der Verwendungszweck 
im Interesse einer besseren Kontrollmöglichkeit 
durch die Betroffenen und einer größeren Transpa-
renz des statistischen Datenflusses anzugeben ist. 
Die Angabe der zulässigen Verwendungszwecke ist 
in diesem Falle außerdem deswegen notwendig, 
weil die Daten sich aus methodischen Gründen — 
wegen des für regionale Zwecke unzureichenden 
Repräsentationsgrades — nicht für die Erstellung 
und Veröffentlichung von Länderergebnissen eig-
nen. 

Zu IX. Nach Artikel 6: Artikel 6 a 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Die im Rahmen der Statistik des Produzierenden Ge-
werbes für den Bereich der Textilindustrie anfallen-
den Daten reichen zur Beurteilung der Entwicklung 
in diesem Wirtschaftszweig nicht aus. Die Textilin-
dustrie ist von wettbewerbsverzerrenden Marktstö-
rungen besonders bedroht. Sie ist daher gegenüber 
Einfuhren aus Staatshandelsländern in hohem Maße 
durch Kontingente sowie durch Beschränkungen 
und Auflagen für Ostkooperationen und für den 
passiven Lohnveredelungsverkehr zu schützen. Um 
das Vorliegen von Marktstörungen und die Notwen-
digkeit von Schutzmaßnahmen beurteilen zu kön-
nen, werden amtliche, jeweils schnell verfügbare 
Statistiken benötigt. Dies gilt auch für die Kontin-
gentspolitik im Rahmen des Welttextilabkommens 
und der neuen Selbstbeschränkungsabkommen. Ins-
besondere sind aktuelle Daten über die Produktion 
für die sensiblen Artikel sowie den Lagerbestand 
auf den verschiedenen Produktionsstufen notwen-
dig. Bei Preisprüfungsverfahren im Rahmen von 
Osteinfuhren müssen Anhaltspunkte über inländi-
sche Werksabgabepreise in monatlichen Abständen 
sowie Beginn und Umfang der „Marktstörung" er-
mittelt werden. Darüber hinaus kann den Verpflich-
tungen zur Meldung von Produktionsmengen und 
-kapazitäten (Maschinenbestand etc.) in internatio-
nalen Organisationen wie OECD, UNIDO, ICAC (In-
ternationaler Baumwollausschuß, International 
Wool Study Group) und im Bereich der EG nur auf 
der Grundlage der Textilfachstatistik nachgekom-
men werden. Im Rahmen der EG-Industriepolitik 
sind zuverlässige und aktuelle statistische Informa-
tionen über die Inlandsproduktion notwendig, die 
den stark mittelständisch strukturierten Unterneh-
men der Textilindustrie als Grundlage dienen, sich 
auf die jeweilige Marktentwicklung einstellen und 
die erforderlichen Anpassungen vornehmen zu kön-
nen. Diesem Ziel auf Gemeinschaftsebene würde 
eine Beseitigung der Textilfachstatistik in der Bun-
desrepublik Deutschland zuwiderlaufen. 

Letztlich ist darauf hinzuweisen, daß die Textilfach-
statistik auf Grund der Beschlüsse des Vermitt-
lungsausschusses zum Gesetz über die Statistik im 
Produzierenden Gewerbe durch ein entsprechendes 
Änderungsgesetz vom 22. Juni 1976 bereits soweit 
wie möglich verkürzt und gestrafft worden ist. 

Zu X. Nach Artikel 8: Artikel 8 a 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates mit der Maßgabe zu, daß 

a) die Zitierung „vom 11. Januar 1961 (BGBl. I 
S. 18), geändert durch Gesetz vom 19. Januar 
1968 (BGBl. I S. 97)", durch die Zitierung „in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III,  Gliederungsnum-
mer 708-6, veröffentlichten bereinigten Fassung" 
ersetzt wird und 
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b) § 1 Nr. 2 Satz 2 folgenden Wortlaut erhält: 

„Diese Erhebungen sind, beginnend im Jahre 
1983, in fünfjährigem Abstand zu wiederholen; 
die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates den fünfjährigen Abstand um ein Jahr zu 
verkürzen oder zu verlängern, falls dies zur Ver-
besserung des Erkenntniswerts der Statistik oder 
zur rationellen Gestaltung des Arbeitsablaufs er-
forderlich ist." 

Zu XI. Zu Artikel 9 

Zu Nummer 3 (§ 3) 

Zu a) 

Dem Vorschlag des Bundesrates, den gesamten Li-
nienverkehr nur vierteljährlich zu erfassen, kann 
die Bundesregierung nicht zustimmen. 

Der Linienverkehr auf Straßen ist der wichtigste 
Teil des öffentlichen Personenverkehrs. Ebenso wie 
der Nahverkehr auf Eisenbahnen handelt es sich um 
einen Bereich voller noch nicht bewältigter ver-
kehrspolitischer Probleme, wie z. B. seine schwieri-
ge wirtschaftliche Lage (Notwendigkeit von jährli-
chen Milliardenzuschüssen für Betrieb und Investi-
tionen), sein Verhältnis zum Individualverkehr mit 
Kraftfahrzeugen, Verkehrsstauungen u. a. m. 

Diese Probleme werden jetzt und in absehbarer Zeit 
noch vergrößert durch die Notwendigkeit, den Ei-
senbahnnahverkehr in erheblichem Umfang durch 
Omnibusverkehr zu ersetzen. Dies alles erfordert 
für die Verkehrspolitik von Bund und Ländern ein 
Mindestmaß an aktueller statistischer Beobach-
tung. 

Eine Entlastung erfährt diese nicht besonders auf-
wendige Statistik durch die im Gesetzentwurf vor-
gesehene Verlängerung der Periodizität für 90 v. H. 
der Linienverkehrsunternehmen von monatlich auf 
vierteljährlich. Eine weitergehende Einschränkung 
auch für Unternehmen, die im Vorjahr in ihrem be-
richtspflichtigen Linienverkehr an Beförderungsent-
gelten 3 Millionen DM oder mehr vereinnahmt ha-
ben, ist aus verkehrspolitischen Gründen nicht ver-
tretbar. 

Zu b) und c) 

Dem vom Bundesrat vorgeschlagenen Verzicht auf 
die vierteljährliche Erfassung der Unternehmen des 
Gelegenheitsverkehrs mit weniger als vier  Kraft-
omnibussen kann die Bundesregierung nicht zu-
stimmen. 

Beim Gelegenheitsverkehr mit Kraftomnibussen han-
delt es sich um einen kleingewerblichen Verkehrs-
zweig, der wirtschaftlich vielfältig mit dem Omni-
buslinienverkehr verflochten ist. Je Unternehmen 
werden durchschnittlich wohl nicht mehr als drei 
Omnibusse im Gelegenheitsverkehr eingesetzt, und 
zwar mit ganz erheblichen Schwankungen je nach 
Jahreszeit. Bei diesen Größenordnungen würde die 

vorgesehene Vierteljahresstatistik (bisher Monats-
statistik), wenn sie sich allein auf die größeren Un-
ternehmen stützen müßte, nicht mehr mit hinrei-
chender Sicherheit auf den Gesamtumfang des Gele-
genheitsverkehrs schließen lassen. Der erfaßte Rest 
wäre verhältnismäßig klein; außerdem ist davon 
auszugehen, daß die Struktur der Verkehrsleistun-
gen und der Saisonverlauf bei den kleinen Unter-
nehmen von dem der größeren abweicht. 

Zu XII. Zu Artikel 10 

Zu Nummer 6 (§ 13) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor-
schlag des Bundesrates mit der Maßgabe zu, daß die 
Neufassung des Gesetzes über die Statistik für Bun-
deszwecke vor diesem Gesetz verkündet wird. 

Zu XIII. Zu Artikel 13 

Zu Nummer 2 (§ 7) 

Die Bundesregierung stimmt dem Streichungsvor-
schlag des Bundesrates nicht zu. 

Die Auffassung des Bundesrates, durch die vorgese-
hene Periodizitätsverlängerung von monatlich auf 
jährlich bei der Erfassung des nichtgewerblichen 
Flugverkehrs werde keine Einsparung, vielmehr 
Mehrarbeit erzielt, vermag die Bundesregierung 
nicht zu teilen. Eine monatliche Statistik des nicht-
gewerblichen Flugverkehrs wird auch für die Beur-
teilung auf verschiedenen Sachgebieten nicht für er-
forderlich gehalten. In diesem Bereich sind keine so 
gravierenden Änderungen von einem Monat zum 
anderen festzustellen, die eine monatliche Erfassung 
rechtfertigen würden. 

Zu XIV. Zu Artikel 17 

Zu Nummer 4 (§ 4) 

Zu XIV a) 

Dem Vorschlag des Bundesrates, die von öffentli-
chen und freien Trägern der Jugendhilfe gewährten 
Hilfen im Bereich der Jugendarbeit nur alle vier 
Jahre durchzuführen, kann die Bundesregierung 
nicht zustimmen. 

Im Interesse einer kontinuierlichen Weiterentwick-
lung der Jugendarbeit ist es unerläßlich, die für die 
Fortschreibung des Bildungsgesamtplans der Bund-
Länder-Kommission für Bildungsplanung und For-
schungsförderung erforderlichen Daten wie bisher 
in zweijährigem Turnus zur Verfügung zu haben. 
Überdies sieht der Entwurf des neuen Jugendhilfe-
gesetzes die von den Jugendämtern und den Landes-
jugendämtern vorzunehmende Aufstellung und 
Fortschreibung eines Jugendhilfeplans vor, der An- 
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gaben über Bestand, Bedarf und Vorhaben der Ju-
gendhilfe sowie deren Änderungen für einen Zeit-
raum von mindestens fünf Jahren enthalten soll. 
Eine Periodizitätsverlängerung hätte zur Folge, daß 
auf veraltete Daten bei der Aufstellung der Jugend-
hilfepläne zurückgegriffen werden müßte. 

Zu XIV b) 

Auch der vom Bundesrat vorgeschlagenen Periodi-
zitätsverlängerung bei der Erhebung über das in der 
Jugendhilfe tätige Personal kann die Bundesregie-
rung nicht folgen. 

Für den Bereich der Jugendhilfe sind besonders ver-
besserte und gesicherte Aussagen über Einrichtun-
gen, Mitarbeiter und Kostenaufwand erforderlich. 
Um ausreichende Informationen über das in der Ju-
gendhilfe tätige Personal zu erhalten, ist die Durch-
führung der Erhebung alle zwei Jahre erforder-
lich. 

Zu XV. Nach Artikel 17: Artikel 17 a 

Dem Vorschlag des Bundesrates, auf die Durchfüh-
rung der Statistik über Rehabilitationsmaßnahmen 
zu verzichten, kann die Bundesregierung nicht zu-
stimmen. 

Es ist zutreffend, daß die überwiegende Zahl der 
Rehabilitationsmaßnahmen von den Sozialleistungs-
trägern durchgeführt und zum Teil auch in eigenen 
Leistungsstatistiken ausgewiesen wird. Das hierbei 
gewonnene Zahlenmaterial ist jedoch nicht in der 
für eine bundesweite Rehabilitationsstatistik not-
wendigen einheitlichen Form vorhanden, da die Sta-
tistiken in ihrem Aufbau auf die Belange der einzel

-

nen Bereiche zugeschnitten sind und sich nicht zu 
einer auf Dauer verwertbaren Gesamtstatistik zu-
sammenfassen lassen. Außerdem werden bei den So-
zialleistungsträgern wichtige Merkmale, die für den 
Aussagewert der Statistik notwendig sind, entweder 
überhaupt nicht oder nicht in einer für die Benut-
zung der Ergebnisse erforderlichen Gliederung und 
Feinheit erfaßt. 

Daher hat das Statistische Bundesamt in Zusammen-
arbeit mit Vertretern aller beteiligten Soziallei-
stungsbereiche gemeinsame Richtlinien und Schlüs-
sel zur Erfassung und Auswertung der Daten ge-
schaffen, durch die erst eine nach einheitlichen Kri-
terien aufgebaute und verwendbare Statistik mög-
lich wird. Die Bedeutung und der Wert der Rehabili-
tationsstatistik wird in erster Linie in ihren nun-
mehr einheitlichen Erfassungskriterien liegen und 
erst in zweiter Hinsicht darin, daß weitere Bereiche, 
wie z. B. die Krankenversicherung, die Sozialhilfe 
und die Kriegsopferfürsorge, einbezogen werden, 
die das Gesamtbild vervollständigen sollen. 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Fassung der 
Vorschrift über die Behindertenstatistik stimmt die 
Bundesregierung mit der Maßgabe zu, daß anstelle 
des Datums „31. Dezember 1983" das Datum „31. De-
zember 1979" eingefügt wird. 

Es ist nicht vertretbar, den Termin für die erstmali

-

ge Erhebung der Statistik, die als Grundlage für ge

-

setzespolitische und sonstige Maßnahmen zur ge-
zielten Verbesserung der Situation der Behinderten 
auf dem Arbeits- und Ausbildungsmarkt sowie zur 
Planung eines bedarfsdeckenden bundesweiten Net-
zes von Einrichtungen zur beruflichen Rehabilita-
tion erforderlich ist, um weitere vier Jahre, auf den 
31. Dezember 1983, hinauszuschieben. Seit 1974 war 
Gelegenheit zur Vorbereitung gegeben, und die Vor-
arbeiten sind weit vorangeschritten. Die Versor-
gungsämter haben von Juni 1978 an mit der Eingabe 
der Daten begonnen. 

Die Statistik wird voraussichtlich erstmals nach 
dem Stande vom Jahresende 1979 durchgeführt. 
Hierauf hat die Bundesregierung in ihrer Antwort 
vom 16. Oktober 1978 (BT-Drucksache 8/2190) auf 
die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU hinge-
wiesen. Es besteht auch kein sachlicher Grund, die 
Behindertenstatistik erst zum 31. Dezember 1983 
durchzuführen. Der mit einer Nacherfassung der 
seit 1974 angefallenen Fälle verbundene Arbeitsauf-
wand ist der Bundesregierung bekannt. Um ihn in 
Grenzen zu halten, hat das Statistische Bundesamt 
eine stichprobenweise Nacherfassung vorgeschla-
gen, die mit vertretbarem Arbeitsaufwand bis Ende 
1979 durchgeführt werden kann und mittels einer 
Hochrechnung zu verwertbaren Zahlen über die bis 
30. Juni 1978 mit Bescheid versehenen Behinderten 
führt. 

Zu XVI. Zu Artikel 18 

Zu 1. Zu Nummer 1 (§ 2) 

Zu 1 a) und 4. Zu Nummer 3 (§ 3 b) 

Dem vom Bundesrat unterbreiteten Vorschlag zur 
Begrenzung des Berichtskreises bei den sonstigen 
juristischen Personen des öffentlichen und privaten 
Rechts, die auf Dauer überwiegend aus öffentlichen 
Zuschüssen finanziert werden, kann die Bundesre-
gierung nicht zustimmen. 

Im Hinblick auf mögliche Zuordnungsprobleme zu 
den Bereichen Wissenschaft, Forschung und Ent-
wicklung erscheint eine Beschränkung auf einen 
nach Bereichen einzugrenzenden Berichtskreis nicht 
zweckmäßig. Zur Vermeidung von Abgrenzungs-
schwierigkeiten ist daher im Gesetzentwurf eine 
nach formalen Kriterien vorzunehmende Abschnei-
degrenze, nämlich in Form eines Zuwendungsbetra-
ges von mindestens 50 000 DM vorgesehen. 

Zu XVI. 1 b) und 3. 

Der vom Bundesrat empfohlenen Streichung der Er-
mächtigungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
zur Durchührung einer Vermögensstatistik und ei-
ner Statistik der Verpflichtungen kann die Bundes-
regierung nicht zustimmen. 

Diese Statistiken konnten bisher nur wegen der mit 
ihrer Erhebung verbundenen Schwierigkeiten nicht 
durchgeführt werden. Die von diesen Statistiken be- 
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reitzustellenden Daten sollten jedoch grundsätzlich 
verfügbar sein; auf die vorgesehenen Rechtsverord-
nungsermächtigungen kann daher nicht verzichtet 
werden. 

Zu XVI. 2. Zu Nummer 2 (§ 3) und 4. Zu Nummer 3 
(§ 3 b) 

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag des  Bun
-desrates, die Landesregierungen zu ermächtigen, die 

Finanzplanungsstatistik durch Rechtsverordnung 
auszusetzen, nicht zustimmen. 

Die mit der Novellierung des Gesetzes über die Fi-
nanzstatistik im Jahre 1973 eingeführte Finanzpla-
nungsstatistik ist die einzige Statistik, die — auch 
bei all ihren Mängeln — wenigstens einige der fi-
nanz- und wirtschaftspolitisch sehr wichtigen Infor-
mationen zur längerfristigen Entwicklung der öf-
fentlichen Finanzen liefert. Trotz ihrer Unzuläng-
lichkeiten in einzelnen Punkten kann deshalb auf 
ihre Durchführung nicht verzichtet werden. Die vom 
Bundesrat vorgesehene Rechtsverordnungsermächti-
gung der Landesregierungen könnte dazu führen, 
daß die angestrebte einheitliche Durchführung der 
Finanzplanungsstatistik in allen Ländern verhindert 
wird, da von dieser Ermächtigung vor allem die 
Länder Gebrauch machen dürften, die bisher nicht 
in der Lage waren, die erforderlichen Daten zur Fi-
nanzplanungsstatistik zu, liefern. 

Zu XVI. 5. Zu Nummer 5 [§ 5 neu (§ 6 alt)] 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Periodizitäts-
verlängerung bei der Erfassung des Schuldenstan-
des des Bundes, der Länder, der Gemeinden und Ge-
meindeverbände kann die Bundesregierung nicht 
zustimmen. 

Für die finanzpolitische Beurteilung sind zeitnahe 
Daten insbesondere über den Schuldenstand der Ge-
meinden, über die ein Drittel der gesamten Investi-
tionen laufen, erforderlich. Aus der vierteljährli-
chen Statistik über die Ist-Ausgaben und Ist-Ein-
nahmen sind keine ausreichenden Trends erkenn-
bar, da z. B. insbesondere die für die Kapitalmarkt-
beobachtung erforderliche Information fehlt, ob die 
Gemeinden sich über Rücklagen finanzieren oder 
über Verschuldung. 

Zu XVI. 6. Zu Nummer 6 [§ 6 neu (§ 7 alt)] 

Zu 6 a) und c) 

Den vom Bundesrat vorgeschlagenen weitergehen-
den Einschränkungen der Personalstandsstatistiken 
kann die Bundesregierung nicht zustimmen. 

Auf die Gliederung des Personals nach Berufsgrup-
pen kann nicht verzichtet werden. Die Daten ermög-
lichen den notwendigen Überblick über Stand und 
Entwicklung der Struktur der öffentlichen Bedienste-
ten nach relevanten Kriterien und Merkmalsgrup-
pen und bilden eine Grundlage für die Vorbereitung 
und Durchführung von Tarifverhandlungen im öf-
fentlichen Dienst sowie für Besoldungsanpassungs-

vorhaben. Sie sind überdies von besonderem Inter-
esse für die Steuerung der Personalausgabenanteile 
an den Gesamtausgaben der öffentlichen Haushalte 
und spiegeln die Auswirkungen von Haushalts-
strukturmaßnahmen vor allem in den Gebietskör-
perschaften wider. Sie sind als Beurteilungsgrundla-
ge für Auswirkungen geplanter Dienstrechtsrefor-
men und anderer Vorhaben langfristig erforderlich 
und vermitteln einen Überblick über das in Ausbil-
dung befindliche Personal und die unmittelbare Be-
rufsförderung durch die öffentliche Hand. 

Auch dem vorgeschlagenen Verzicht auf die Erfas-
sung der Versorgungsempfänger und die Personal-
wechselstatistik kann nicht entsprochen werden. 

Die Daten der Versorgungsempfängerstatitsik wer-
den für die Aufstellung der Haushaltspläne benö-
tigt. Die maschinellen Dateien der zentralen Besol-
dungs- und Versorgungsstellen verfügen nicht über 
die benötigten Angaben in dem erforderlichen Um-
fang und der notwendigen Aufgliederung. Es bedarf 
daher einer gesonderten Statistik, die nach einheitli-
chen Kriterien aufgebaut ist. 

Für die Tarifpolitik und die Beobachtung der Ent-
wicklung der Struktur der öffentlichen Bediensteten 
sind Angaben der Personalwechselstatistik in grö-
ßeren zeitlichen Abständen notwendig. Eine Befra-
gung nur bei ausgewählten Dienststellen reicht 
nicht aus, um Entwicklungstendenzen erkennen zu 
können. 

Zu XVI. 6 b) 

Dem vom Bundesrat vorgeschlagenen Verzicht auf 
eine Untergliederung nach Laufbahngruppen und 
Altersgruppen bei den rechtlich selbständigen Wirt-
schaftsunternehmen kann die Bundesregierung nicht 
folgen. 

Angaben über einen dem öffentlichen Dienst zu-
zuordnenden Bereich sind zur Vorbereitung und Be-
urteilung tarifpolitischer Maßnahmen mit mögli-
cherweise erheblicher Rückwirkung auf den eigent-
lichen öffentlichen Dienst unverzichbtar. Hierzu ge-
hören vor allem Angaben über Alters- und Lauf-
bahngruppen. Diese Angaben können nicht aus an-
deren statistischen Erhebungen gewonnen werden, 
so daß bei einer Beibehaltung dieser Statistik keine 
Mehrfacherfassung erfolgt. 

Zu XVII. Zu Artikel 19 

Zu Nummer 4 (§ 4) 

Dem Vorschlag des Bundesrates kann die Bundesre-
gierung nicht zustimmen. 

Der besondere Nachweis von Industrie und Hand-
werk in den Steuerstatistiken ist wegen erheblicher 
Zuordnungsschwierigkeiten beeinträchtigt und des-
halb mangelhaft. Die für wirtschafts- und mittel-
standspolitische Zwecke benötigten Wirtschaftsbe-
reichsdaten können aus den Statistiken des Produ- 
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zierenden Gewerbes, besonders den Daten der 
Handwerkszählungen und deren Fortschreibung 
mittels der laufenden Handwerksberichterstattung, 
gewonnen werden. Für die mit der Durchführung 
der Steuerstatistiken befaßten Finanz- und Statistik-
behörden bedeutet der Wegfall der Industrie- und 
Handwerkssignierung eine erhebliche Arbeitsentla-
stung und damit auch eine Beschleunigung der Auf-
bereitung und Veröffentlichung der Ergebnisse. 

Zu XVIII. Zu Artikel 20 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bun-
desrates im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver-
fahrens prüfen. 

Zu XIX. Zu Artikel 21 

1. Vor Nummer 1: Nummer 01 (§ 2) hier: zu 1 a), aa), 
b), 

2. Zu Nummer 1 (§ 3), 3. Zu Nummer 2 (§ 4) 

Den Vorschlägen des Bundesrates, durch eine Ge-
setzesänderung die nächsten Erhebungen (§§ 3, 4) 
auf das Berichtsjahr 1980 zu verschieben und den 
Berichtskreis einzuschränken, kann die Bundesre-
gierung nicht zustimmen; dagegen findet die vorge-
schlagene Ausdehnung der Berichtspflicht auf die 
Leiter der Betriebe die Zustimmung der Bundesre-
gierung. 

Auch nach Auffassung der Bundesregierung sollte 
zur Vermeidung von Engpässen bei der Bearbeitung 
der Erhebungen im Bereich der Abfallbeseitigung 
nach den §§ 3 und 4 des Gesetzes über Umweltstati-
stiken eine zeitliche Verschiebung dieser Erhebun-
gen vorgesehen werden. Um eine umgehende Ver-
schiebung vorzunehmen, hat der Bundesminister des 
Innern eine Verordnung zur Änderung der Erhe-
bungstermine für die Abfallstatistiken auf Grund 
der Ermächtigung nach § 15 Nr. 2 UStatG vorgelegt, 
die eine Durchführung der nächsten Erhebungen je-
weils für das Jahr 1980 vorsieht. Eine jährliche 
wechselnde Erhebungsfolge für die Bereiche „Ab-
fall". und „Wasser" kann durch die vorgelegte 
Rechtsverordnung vom 31. Oktober 1978 (BR-Druck-
sache 505/78) schneller herbeigeführt werden als 
dies bei der vom Bundesrat vorgeschlagenen Ände-
rung des Gesetzes möglich wäre. 

Auch eine Einschränkung des Berichtskreises kann 
durch Verordnung auf Grund der vorgesehenen 
neuen Ermächtigung nach § 15 Nr. 3 UStG herbeige-
führt werden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt kann 
eine entsprechende Rechtsverordnung noch nicht 
vorgelegt werden, da noch nicht alle Ergebnisse 
verfügbar sind, die die vom Bundesrat vorgeschla-
gene Schlußfolgerung einer Einschränkung des Be-
richtskreises zulassen könnten. 

Zu XIX. 1. Vor Nummer 1: Nummer 01 (§ 2), hier: 
1 a), bb), 4. Zu Nummer 3 (§ 6) 

Dein Vorschlag des Bundesrates, durch eine Geset-
zesänderung den Berichtskreis einzuschränken, 
kann die Bundesregierung nicht zustimmen; dage-
gen stimmt sie dem Vorschlag zu, die Auskunfts-
pflicht auf die Leiter der Betriebe auszudehnen. 

Auch im Bereich der Statistik der Wasserversor-
gung und Abwasserbeseitigung lassen die derzeit 
vorliegenden Ergebnisse noch nicht den Schluß zu, 
daß der Berichtskreis entsprechend dem Vorschlag 
des Bundesrates eingeschränkt werden kann. Sollte 
diesem Vorschlag entsprochen werden können, wird 
der Bundesminister des Innern eine entsprechende 
Rechtsverordnung nach § 15 Nr. 3 UStatG vorlegen. 

Zu XIX. 1. Vor Nummer 1: Nummer 01, (§ 2) hier: 
1 a, cc), b), c), — 5. Zu Nummer 4 — neu — (§ 8) 

7. Zu Nummer 6 — neu — (§ 12) 

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag des Bun-
desrates nicht zustimmen. 

Die bisher vorliegenden Ergebnisse der Umweltsta-
tistiken in der Viehhaltung geben noch keine hin-
reichenden Anhaltspunkte dafür, ob auf diese Erhe-
bungen in Zukunft ganz oder teilweise verzichtet 
werden kann. Sollte sich nach Vorlage weiterer Er-
gebnisse und eingehender Prüfung eine derartige 
Möglichkeit herausstellen, wird der Bundesminister 
des -Innern von der Verordnungsermächtigung nach 
§ 15 des Gesetzes über Umweltstatistiken Gebrauch 
machen, um die Durchführung der Erhebungen ein-
zustellen. Eine Änderung des Gesetzes ist insoweit 
nicht erforderlich. 

Zu XIX. 6. Zu Nummer 5 — neu — (§ 11) 

Die Bundesregierung stimmt der vom Bundesrat 
vorgeschlagenen Ergänzung über das Baugewerbe 
in Absatz 2 Satz 2 („im Baugewerbe nur für Unter-
nehmen") zu. 

Dem Vorschlag, auf die Erhebung der Gebühren und 
Beiträge, die für den Bau und Betrieb von Umwelt-
schutzanlagen zu zahlen sind, zu verzichten, kann 
die Bundesregierung nicht folgen. Diese Merkmale 
sind insbesondere im Hinblick auf eine systemati-
sche Erfassung der gemeindlichen Gebührengestal-
tung im Umweltbereich von Interesse. Es wird da-
von ausgegangen, daß sich gewisse anfängliche 
Schwierigkeiten bei der Erhebung dieser Merkmale 
bald beheben lassen. 

Zu XIX. 8. Zu Nummer 7 — neu — (§ 14) 

Die Bundesregierung wird im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren prüfen, ob den Vorschlägen des 
Bundesrates zur Lockerung der Bestimmungen über 
die Geheimhaltung von Einzelangaben aus den Um-
weltstatistiken gefolgt werden kann. 
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Dabei ist einerseits zu berücksichtigen, daß nach 
dem Umweltstatistikgesetz weitergehende Erhebun-
gen als früher durchgeführt werden und anderer-
seits u. U. auch Unternehmen in privater Rechtsform 
zu den Auskunftspflichtigen gehören, deren Anga-
ben bei Realisierung des Vorschlags des Bundesra-
tes mit Namen und Anschrift an die im Gesetz ge-
nannten Bundes- und Landesbehörden oder die von 
ihnen bestimmten Stellen weitergeleitet werden 
können. 

Zu XIX. 9. Zu Nummer 8 — neu — (§ 15) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor-
schlag des Bundesrates zu. 

XX. Zu Artikel 26 

Dem Formulierungsvorschlag des Bundesrates 
stimmt die Bundesregierung zu. 




